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Wer mit bayerischer
Kommunalpolitik
und mit
Wirtschafts- und
Umweltfragen
zu tun hat,
der braucht die

Bayerische
Gemeindezeitung

als umfassende
Informationsquelle
für Kommunalpolitiker
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Kreativpreis vom
Bund der Steuerzahler
In Kooperation mit der GZ wird dem Leiter
des Hauses der Bayerischen Geschichte am
18. April in Augsburg die
hohe Auszeichnung zuteil. Seite 7

Prof. Dr. Claus Grimm:

„Wir bleiben selbständig
und unveräußerlich“
Bei der Jahrespressekonferenz des Bayeri-
schen Sparkassenverbandes in München
lehnte der Präsident Struktur-
veränderungen ab. Seite 6

Dr. Siegfried Naser:

Regionale Verwurzelung
als Erfolgsgeheimnis
Der Präsident des Genossenschaftsverban-
des Bayern übte bei der Bilanzpressekonfe-
renz harsche Kritik an Politik
und Bankenaufsicht. Seite 9

Stephan Götzl:

Die sogenannte kleine Kom-
munalwahl hat eines ge-
zeigt: Bereits jetzt muss das
Feld der Stadtpolitik so gut
beackert werden, dass sich
die Kernbotschaft „Wir sind
die Besten“ in den Köpfen
der Bürger verankert. Eine
große Rolle spielt dabei die
Präsenz des Bürgermeisters
und der Stadträte.    Seite 15

Kleine Kommunalwahlen in Bayern:

Zufriedene
Parteien

In 30 bayerischen Kommunen wurde am 12. März
der Bürgermeister oder Oberbürgermeister gewählt.
Bei diesen Kleinen Kommunalwahlen konnte insbe-
sondere die CSU überraschende Erfolge erzielen. Die
Wahlbeteiligung war eher gering - auch wegen der
widrigen Witterungsverhältnisse.

Vor allem die Ergebnisse in
den drei kreisfreien oberfränki-
schen Städten Hof, Bamberg und
Bayreuth sowie im oberbayeri-

liegt dagegen SPD-Kandidat
Andreas Starke mit 45,9 Prozent
klar vorn, während der CSU-Be-
werber Peter Neller als Zweit-
platzierter auf 24,7 Prozent kam. 

Ob das Unglück, das am 2. Ja-
nuar Bad Reichenhall erschütter-
te, auch den Ausgang der OB-
Wahlen mitbestimmt hat, ist
fraglich. Fakt ist allerdings, dass
der 18 Jahre amtierende Wolf-
gang Heitmeier von den Freien
Wählern nur 41,4 Prozent der
Stimmen auf sich vereinen konn-
te, während Herbert Lackner von
der CSU stolze 49,4 Prozent be-
kam. Nun wird eine Stichwahl
zwischen beiden nötig. 

Im mittelfränkischen Rothen-
burg ob der Tauber verlor die
SPD nach 18 Jahren mit OB
Herbert Hachtel die Führung im
Rathaus. Um die Nachfolge des
scheidenden Stadtoberhaupts
ringen der parteilose Verwal-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Mehr Einzelhandel
in kleineren 
Gemeinden

Gemeindetag für mehr
Flexibilität beim Landes-
entwicklungsprogramm

„Auch die kleineren Orte in
Bayern haben ein Recht dar-
auf, mit attraktivem Einzel-
handel ausgestattet zu sein.
Das Landesentwicklungspro-
gramm muss künftig mehr
Flexibilität bei der Ansied-
lung entsprechender Geschäf-
te ermöglichen“ verlangte
Gemeindetagspräsident Dr.
Uwe Brandl im Hinblick auf
die laufenden Verhandlungen
zwischen Kommunen und
Freistaat zum LEP. „Die Bür-
gerinnen und Bürger in den
Gemeinden des ländlichen
Raums wollen eine attraktive
Versorgung am Ort, um Ein-
kaufstouren in die Großstädte
zu vermeiden.“ Brandl forder-
te eine großzügigere Flächen-
festlegung im Landesent-
wicklungsprogramm und ver-
wies auf die flexibleren Rege-
lungen im Landesplanungs-
recht des Nachbarlands Öster-
reich. 

Der Bayerische Gemeinde-
tag spricht sich für eine An-
siedlung insbesondere von
Betrieben des Lebensmittel-
einzelhandels auch in kleine-
ren Gemeinden aus, wenn ei-
ne wohnortnahe Versorgung
der Verbraucher fehlt.          

Bayerns Gemeindetagspräsident Dr. Uwe Brandl, DStGB-Prä-
sident Roland Schäfer und der baden-württembergische Ge-
meindetagspräsident Roger Kehle (v. l.) unterzeichneten ge-
meinsam die Nördlinger Erklärung.

Kommunalkongress in Nördlingen: 

Starkes Europa nur mit
starken Gemeinden

DStGB, Bayerischer Gemeindetag und Gemeindetag Baden-Württemberg: 
Klares Signal in Richtung Brüssel 

Wasser, Abwasser, Personennahverkehr, kulturelle und so-
ziale Dienste wollen Gemeinden auch in Zukunft in Eigen-
verantwortung regeln. Diese Position vertraten rund 500
Kommunalpolitiker aus Bayern und Baden-Württemberg
bei einem Kommunalkongress des Deutschen Städte- und
Gemeindebunds, des Bayerischen Gemeindetags und des
Gemeindetags Baden-Württemberg in Nördlingen. 

„Die EU soll die kommunale
Daseinsvorsorge respektieren.
Soweit die Gemeinden Leistun-
gen wie Wasser und ÖPNV inner-
halb ihres Gemeindegebiets und
mit eigenen gemeindlichen Mit-
teln erbringen, werden sie nicht -
wie ein Privater - auf einem
‚Markt’ tätig. Also gilt das EU-
Wettbewerbsrecht nicht“, erklärte
der Präsident des Bayerischen
Gemeindetags, Dr. Uwe Brandl.

Daseinsvorsorgeleistungen
nicht nach Vergaberecht

Insoweit habe die EU kein
Mitspracherecht. Darüber hinaus
unterliege die Zusammenarbeit
der Gemeinden bei der Erbrin-
gung von Daseinsvorsorgeleis-
tungen nicht dem Vergaberecht.
Das, so Brandl, sollte Brüssel ak-
zeptieren. 

Keine Vorgaben aus Brüssel

„Die EU darf kommunale Da-

seinsvorsorge nicht nur unter
wettbewerbsrechtlichen Ge-
sichtspunkten beurteilen. Das
wird der Rolle unserer Gemein-
den nicht gerecht,“ bemerkte der
baden-württembergische Ge-
meindetagspräsident Roger Keh-
le. Und weiter: „Wir brauchen
keine Vorgaben aus Brüssel,
wenn wir Aufgaben durch zwi-
schengemeindliche Zusammen-
arbeit erledigen. Das muss von
den Regeln des Vergaberechts
freigestellt werden. Eine Verein-
barung unter Städten und Ge-
meinden ist keine marktwirt-
schaftliche Tätigkeit, sondern
fällt unter die kommunale Orga-
nisationshoheit.“

Bürgerschaftliche 
Selbstverantwortung

Auch DStGB-Präsident, Bür-
germeister Roland Schäfer aus
Bergkamen, wies darauf hin,
dass Gemeinden nur dann stark
sind, wenn sie als bürgernächste

staatliche Ebene alle Angelegen-
heiten der örtlichen Gemein-
schaft regeln können. Wie Staa-
ten und Firmen lebten auch Ge-
meinden nicht von der Hülle ei-
ner Aufgabe, sondern von deren
Inhalt. Deshalb müssten die Ge-
meinden in bürgerschaftlicher
Selbstverantwortung über die
wesentlichen Angelegenheiten
der örtlichen Daseinsvorsorge
selbst befinden können. 

Demokratische 
Legitimation

Nach Ansicht der drei Ver-
bandspräsidenten sind gemeind-
liche Verwaltungen nur dann
bürgernah, wenn sie das, was zu
tun ist, vor den Bürgerinnen und
Bürgern auch zu verantworten
haben. Demokratie bedeute nicht
nur wählen, sondern auch ver-
antworten. Die demokratische
Legitimation der aus unmittelba-
rer Volkswahl hervorgegangenen
Gemeinderäte und Bürgermei-
ster gehe ins Leere, wenn es
nicht in der Verantwortung der
Gewählten, sondern in der Hand
privater Firmen liegt, ob und zu

(Fortsetzung auf Seite 4)

Hofs neuer OB Harald Fichtner

schen Bad Reichenhall wurden
mit Spannung erwartet. Ein kla-
res Ergebnis gab es indes nur in
Hof: Dort hat die CSU nach 18
Jahren Abstinenz wieder den
Chefsessel im Rathaus erobert.
Der 40-jährige Rechtsanwalt
Harald Fichtner setzte sich auf
Anhieb überraschend klar mit
61,4 Prozent durch (siehe dazu
auch Porträt auf Seite 16) und
wird damit Nachfolger von Die-
ter Döhla (SPD), der nicht mehr
kandidierte.

Stichwahlen

Auch in der Bezirkshauptstadt
Bayreuth wackelt die SPD-Herr-
schaft: Bezirksrat Michael Hohl
(CSU) kam auf 38,2 Prozent,
während Wirtschaftsreferent Ul-
rich Pfeiffer (SPD) 33,1 Prozent
erreichte. Damit muss der Nach-
folger des scheidenden Amtsin-
habers Dieter Mronz (SPD) in ei-
ner Stichwahl ermittelt werden. 

Für die Stichwahl in Bamberg

Fortschreibung des LEP im Landtag:

Gleiche Chancen
für Stadt und Land

Pakt mit den Kommunen wird vom Staat vorbereitet
Den Menschen in Stadt und Land in ihrer angestammten oder
gewählten Heimat beste Perspektiven zu bieten, ist das Ziel der
Fortschreibung des Landesentwicklungsprogramm (LEP). 

Entsprechend der Regierungs-
erklärung von Ministerpräsident
Dr. Edmund Stoiber vom No-
vember 2003 legte Wirtschafts-
minister Erwin Huber dem Land-
tag den Entwurf dar, mit dem die
LEP-Fassung vom April 2003
auf den neuesten Stand der loka-
len bis globalen Entwicklung ge-
bracht werden soll. Es geht dem-
nach um zeitgemäße Vorausset-
zungen und Chancen im Bereich
Bildung und Kultur, Arbeit und
Wohnen und um die notwendige
Infrastruktur. Einen wesentlichen
Beitrag soll das Regionalmana-
gement leisten, für das es bereits
über 30 Initiativen gibt; von
kommunalen und Landkreis-Al-
lianzen bis zu grenzüberschrei-
tender Zusammenarbeit.

Pakt mit den kommunalen
Spitzenverbänden

Dreh- und Angelpunkt für die
erfolgreiche Umsetzung dieses
Vorhabens soll ein Pakt des Frei-
staates mit den kommunalen
Spitzenverbänden sein, der
schon vorbereitet wird. Zunächst
hat der Landtag bis zur Sommer-
pause Zeit, die LEP-Fortschrei-
bung zu beraten. Sie tritt an Stel-
le des am 1. April 2003 in Kraft

getretenen Programms. Das erste
wurde am 1. Mai 1976 rechtlich
wirksam. Auf dieser Grundlage
konnten mit verschiedenen Er-
gänzungen große Erfolge erzielt
werden, zog Huber Bilanz. Es
sei gelungen, das Gefälle zwi-
schen Stadt und Land deutlich
abzubauen und eine weitgehen-
de Annäherung an gleichwertige
Lebens- und Arbeitsverhältnisse
zu erreichen. Die aktuelle Her-
ausforderung komme von der
Globalisierung, der EU-Oster-
weiterung, der Wirtschaftsten-
denz zur Konzentration auf aus-
gewählte industrielle Stützpfeiler
und von der demografischen
Entwicklung mit sinkenden Ge-
burtenzahlen, Überalterung und
Abwanderung aus Teilgebieten.
Gleichzeitig müsse von einer
Verknappung der Haushalts-, In-
vestitions- und Fördermittel aus-
gegangen werden.

Vorrangprinzip

Um das in 30 Jahren Landes-
planung Geschaffene zu erhalten
und an die neuen Bedürfnisse
anzupassen, seien mit dem Sys-
tem der Zentralen Orte die ent-
scheidenden Pflöcke eingeschla-
gen worden. Die vielfach kriti-

sierten Nachteile dieses Systems
würden im neuen LEP durch das
„Vorrangprinzip“ angegangen,
ohne die Zentralen Orte abzu-
schaffen. „Wir wollen, dass auch
schwach strukturierte Räume
Zukunft haben,“ betonte der Mi-
nister. Eine Finanzierung nach
dem Gießkannenprinzip werde
es nicht geben. Strukturschwa-
che ländliche Räume sollen bei
gleichgelagerter fachlicher Not-
wendigkeit in der Förderung Pri-
orität haben bei Maßnahmen zur
Versorgung mit Infrastruktur, bei
der Abgrenzung von staatlichen
und EU-Fördergebieten mit ent-

(Fortsetzung auf Seite 4)
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ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister 

Anton Wolf
88167 Stiefenhofen

am 2.4.

Landrat
Alexander Muthmann

94078 Freyung
am 3.4.

Bürgermeister Hans Donko
92681 Erbendorf

am 6.4.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Armin Postler

96169 Lauter
am 29.3.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Dr. Friedrich Zeller
86956 Schongau

am 1.4.

Bürgermeister Bernd Müller
86399 Bobingen

am 5.4.

ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister Hubert Dammert

86836 Klosterlechfeld
am 7.4.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Franz Lindinger

93179 Brennberg
am 4.4.

Bürgermeister Fritz Irlacher
83259 Schleching

am 7.4.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Georg Schöck

97215 Uffenheim
am 8.4.

Bürgermeister Klaus Herzog
63739 Aschaffenburg

am 29.3.

Bürgermeister Otto Beck
91596 Burk

am 29.3.

Bürgermeister Anton Drexl
86510 Ried

am 30.3.

Wir gratulieren

Faltlhauser setzt auf die schwarze Null:

Kommunale Investitionen beleben
Der Finanzminister legt dem Landtag den Nachtragsetat 2006 ohne neue Schulden vor

Als Dokument der Solidität und der Verantwortung vor zukünf-
tigen Generationen hat Finanzminister Prof. Kurt Faltlhauser
den Nachtragsetat 2006 im Landtag eingebracht. Der von 35,099
Mrd. Euro im Stammhaushalt auf 35,109 Mrd. Euro erhöhte
Gesamthaushaltsplan ist demnach ohne Neuverschuldung in
Einnahmen und Ausgaben ausgeglichen. Beim Schwerpunkt
Kommunaler Finanzausgleich habe sich der Freistaat erneut als
verlässlicher und stets dialogbereiter Partner der bayerischen
Kommunen erwiesen. Für die Opposition dient der Nachtrag
nicht dem Wachstum und der Konsolidierung. Vom ausgegli-
chenen Haushalt mit der „schwarzen Null“ bei den Krediten sei
Faltlhauser weit entfernt. Es werde weitergewurstelt wie bisher.

Der Finanzminister betonte,
mit dem Haushalt 2006 werde
eine neue Ära in der Haushalts-
politik eingeläutet. Die bundes-
weit einzigartige Leistung, ohne
Neuverschuldung auszukom-
men, sei Ziel und Anker einer so-
liden, am Gedanken der Nach-
haltigkeit und Generationenge-
rechtigkeit orientierten Finanz-
politik ohne Tricksereien. Zum
Vorwurf der Opposition, die
„schwarze Null“ werde nur da-
durch erreicht, dass 2005 mit 1,3
Mrd. Euro die höchsten Kredite
der letzten Jahrzehnte aufge-
nommen und weitere 500 Mio.
Euro als Kreditermächtigungen
früherer Jahre genutzt wurden,
sagte der Minister, angesichts
der Einnahmeausfälle der letzten
Jahre habe auch Bayern seine
Verschuldung erhöhen müssen.
Der Freistaat habe aber unter al-
len Bundesländern, vom Bund
ganz zu schweigen, die mit
großem Abstand geringste Ver-
schuldung. Pro Kopf betrage sie
lediglich 1.851 Euro; in den
übrigen Flächenländern West lie-
ge sie im Schnitt bei 5.512 Euro.

Heranziehung von 
Privatisierungserlösen

Faltlhauser räumte ein, die Her-
anziehung von etwa 155 Millio-
nen Euro aus Privatisierungserlö-
sen - z. B. Verkauf von E.ON-An-
teilen und Immobilien - sei nicht
die beste Lösung. Er wolle diesen
Betrag im Haushaltsvollzug wei-
ter absenken. Privatisierungserlö-
se müssen verfassungsgemäß im
Grundstockvermögen des Staates
bleiben.

Schwerpunkte 

Trotz des engen Finanzierungs-
spielraumes sei es gelungen, im
Nachtragshaushalt Schwerpunkte
im Bereich Bildung, Wissen-
schaft und Innere Sicherheit zu
setzen. Auch die kommunalen
Investitionen würden deutlich
gestärkt. Er betonte, dass alle
Spitzenverbände bei den FAG-
Verhandlungen Ende Januar dem
zusätzlichen Investitionspaket
von 120 Mio. Euro zugestimmt
haben.

Der Minister nannte einige
Zahlen: Schulhausbau 40 Mio.,

Straßenbau und Unterhalt 24
Mio., Abwasseranlagenbau 30
Mio., ÖPNV-Investitionen 6
Mio. sowie Investitionspauscha-
le 20 Mio. Euro. Zur Stärkung
der Verwaltungshaushalte flie-
ßen 17 Mio. Euro in die Schlüs-
selzuweisungen. Hiervon wür-
den insbesondere die finanz-
schwachen Kommunen profitie-

ren. Dieses Gesamtpaket werde
im Umfang von 55 Mio. Euro
durch zusätzliche Haushaltsmit-
tel finanziert. Der Rest werde
durch einen Aufwuchs beim
Kfz-Steuerverbund und durch
Umschichtungen gedeckt.

Mehr wirtschaftliches
Wachstum notwendig

Der SPD-Finanzexperte Dr.
Heinz Kaiser befand, der Etat-
ausgleich komme nur zustande,
indem der Minister insgesamt
über 2,1 Mrd. Euro aus Rückla-
gen, Fonds, Stöcken, Verschul-
dung am Grundstock und Darle-
hensrückflüssen von den Flug-
häfen München und Nürnberg
zusammenkratze, sowie durch
Einsparungen bei allen Fachmi-

nisterien. „Die Politik der
schwarzen Null ist in allen wich-
tigen Feldern der Landespolitik
gescheitert.“ Die Investitions-
quote von 11,7 % im vorläufigen
Haushaltsabschluss 2005 sei die
niedrigste aller Zeiten in Bayern.
Für den Grünen-Haushaltsspre-
cher Thomas Mütze ist der
Nachtragsentwurf „ein großer
Bluff“. Faltlhauser sei nicht der
Musterschüler sondern der Mu-
stertäuscher in Deutschland.

Haushaltsausschussvorsitzen-
der Manfred Ach (CSU) bewer-
tete den Haushalt ohne Neuver-
schuldung als finanzpolitischen
Meilenstein im Zeichen der Ge-
nerationengerechtigkeit. Beson-
ders hervorzuheben sei, dass die
Schwerpunkte Bildung, Wissen-
schaft und Innere Sicherheit ge-
zielt ausgebaut werden. Der SPD
falle seit Jahrzehnten nichts ande-
res ein, als einen soliden Staats-
haushalt schlecht zu reden. Er gab
Kaiser insoweit recht, dass mehr
wirtschaftliches Wachstum drin-
gend notwendig sei. rm

Hilfe nur bei 
Katastrophenalarm

Staatliche Zuschüsse für erhöhten Winterdienst nach der
Schneekatastrophe eingeschränkt

In der Praxis des am 14. Februar vom Kabinett beschlossenen
7-Punkte-Hilfspakets für die Schadensbeseitigung nach der
Schneekatastrophe wird es für die Kommunen auch darauf an-
kommen, ob sie Katastrophenalarm ausgelöst haben oder
nicht. In diesem Sinn hat Finanzstaatssekretär Franz Meyer
den Haushaltsausschuss des Landtags aufgrund eines SPD-
Dringlichkeitsantrags unterrichtet. 

Demnach wird sich der Frei-
staat an der Beseitigung wesent-
licher Schäden an kommunalen
Infrastruktureinrichtungen nach
den geänderten Bestimmungen
des Finanzausgleichsgesetzes be-
teiligen, auch wenn kein Kata-
strophenalarm ausgelöst wurde.
Das betrifft, so der Staatssekretär,
schulische Anlagen, Kindergär-
ten und Kindertagesstätten sowie
Rettungswachen. Maßgeblicher
Zeitraum für die Entstehung der
Schäden ist der 8. bis 13. Febru-
ar. Bei Straßen wird die Wieder-
herstellung des ursprünglichen
Zustands gefördert.

Zu den Winterdienstkosten
können Städte, Landkreise und
Gemeinden Zuschüsse erhalten,

wenn ihre Mehrausgaben mehr
als 20 % der monatlichen Winter-
dienstkosten der Jahre 2002 bis
2005 betragen. Die Förderung
wird voraussichtlich zwischen 55
% und 80 % der Mehrkosten aus-
machen. Hier ist der erklärte Ka-
tastrophenalarm Voraussetzung.

Begrenzte Haushaltsmittel

Berichterstatterin Erika Görlitz
und andere CSU-Abgeordnete
waren mit den Beschränkungen
der Hilfen angesichts der be-
grenzten Haushaltsmittel einver-
standen. Sie blieben auch bei der
Abschaffung der Winterdienst-
pauschale (s. GZ 5 / 09. 03. 06).
Die Opposition war gegenteiliger

Eigenverantwortung der Träger erweitert:

Krankenhäuser stärken
Gesetzesnovelle ermöglicht großzügigen Umgang mit staatlichen Fördermitteln

Neuorientierung der Krankenhausplanung, Neuausrichtung der
Krankenhausförderung sowie Vereinfachung des Normenbe-
standes sind die grundlegenden Ziele einer Änderung des
Bayerischen Krankenhausgesetzes. Sie wurde ausgelöst durch
neue bundesrechtliche Rahmenbedingungen, die zu beschleu-
nigtem Bettenabbau geführt haben. 

Der federführende Sozialaus-
schuss des Landtags hat die von
Ministerin Christa Stewens er-
läuterte Novelle mit den Stim-
men der CSU gebilligt, die den
Text dahin erweiterte, dass das
Land noch mehr als bisher auf
die Rückforderung von Förder-
mitteln von den Krankenhausträ-
gern verzichtet.

Eigenverantwortung

Mit dem neuen Gesetz werde
eine bedarfsgerechte, leistungs-
fähige und bürgernahe Kranken-
hausversorgung gesichert, er-
klärte die Ministerin. Die Eigen-
verantwortung der Träger werde
gestärkt, wirtschaftlichere Struk-
turen im stationären Bereich
würden ermöglicht und Hemm-
nisse zur Förderung unterneh-
merischer Aktivitäten abgebaut.
Die Höhe der jährlichen, pau-
schalen staatlichen Förderung
soll nicht mehr allein von der
Bettenzahl sondern von der me-
dizinischen Leistung des Kran-
kenhauses abhängen. Derzeit
werden in den 394 zugelassenen
bayerischen Krankenhäusern
75.805 Betten und 2.420 teilsta-
tionäre Plätze vorgehalten. Vor
zehn Jahren waren es noch
86.000 Betten. Zugleich sei die
durchschnittliche Verweildauer
von 11,2 Tagen 1994 auf 8,5 Ta-
ge 2004 gesunken.

Das geänderte Gesetz wolle
die Krankenhäuser dabei unter-

stützen, vermehrt zusammenzu-
arbeiten, auch über kommunale
Grenzen hinweg. Des weiteren
sollen die Träger einen spürbar
größeren Spielraum zum eigen-
verantwortlichen Wirtschaften
erhalten. Der Freistaat engagiert
sich laut Stewens jährlich mit
453 Mio. Euro für die bayeri-
schen Krankenhäuser. Allein
letztes Jahr wurde die Finanzie-
rung neuer Bauprojekte im Um-
fang von rund 100 Mio. Euro be-
schlossen.

Bettenschwund

Für die CSU begrüßte Dr.
Thomas Zimmermann die No-
velle. Damit würden die Kran-
kenhäuser flexibler für den
schwierigen Umstrukturierungs-
prozess. Der Bettenschwund sei
vor allem durch das Fallpau-
schalengesetz der alten rot-grü-
nen Bundesregierung beschleu-
nigt worden, bis hin zur Schlie-
ßung von Krankenhäusern. Stell-
vertretender Ausschussvorsit-
zender Joachim Unterländer
(CSU) stellte fest, mit dem Än-
derungsantrag aus seiner Frak-
tion werde es den Trägern noch
besser ermöglicht, ganz oder
teilweise aus dem Krankenhaus-

plan auszuscheiden, ohne die
Fördermittel zurückzahlen zu
müssen. Größere Freiheit gebe
es auch bei der Verwendung von
Pauschalmitteln aus der Staats-
kasse. Auch bei notwendiger
Aufgabe der ursprünglichen
Zweckbestimmung könnten
Krankenhäuser, die mit öffentli-
cher Förderung errichtet wurden,
weiter für eine soziale Nutzung
zur Verfügung stehen. Als Bei-
spiel nannte Unterländer Nach-
folgeeinrichtungen im Bereich
der Pflege, geriatrischen Rehabi-
litation oder - neu - Einrichtun-
gen zur Betreuung älterer und
behinderter Menschen.

Ausschussvorsitzender Joa-
chim Wahnschaffe (SPD) dia-
gnostizierte, die Gesetzesände-
rung orientiere sich mehr an den
finanziellen Rahmenbedingun-
gen als am tatsächlichen Bedarf.
Gefördert werde nicht die Sanie-
rung sondern das Siechtum
bayerischer Krankenhäuser. Die
flächendeckende Versorgung der
Bevölkerung komme in Gefahr.
Ähnlich äußerte sich Renate
Ackermann (Grüne). Die „Fo-
kussierung“ auf die stationäre
Versorgung sei nicht wohnort-
nah. Die Chance kleinerer Kran-
kenhäuser in der ambulanten
oder teilstationären Nach- und
Weiterbehandlung gerade in
ländlichen Regionen sinke. Die
Versorgung in der Fläche werde
aus wirtschaftlichen Gründen
weiter ausgedünnt. rm

Landesausstellung 4. April bis 12. November 2006:

Zweihundert Jahre 
Franken in Bayern

Veranstalter: Haus der Bayerischen Geschichte 
und Stadt Nürnberg

„Laut tönte der Jubel der Bürger, Frohsinn und Freude strahlte
aus dem Antlitze Aller. Laut erscholl der Freudenruf: Es lebe
Maximilian Joseph!“. So wusste das Schweinfurter Wochenblatt
anlässlich der bayerischen Übernahme der freien Reichsstadt
Schweinfurt im Jahr 1805 zu berichten. Doch haben sich wirk-
lich alle Franken auf die bayerische Regierung gefreut? 

Im Museum Industriekultur in
Nürnberg wird in der Landesaus-
stellung 2006 an das Entstehen
des neuen Staates Bayern 1806
erinnert, dessen Entwicklung in
besonderem Maße von den frän-
kischen Gebieten geprägt wurde. 

Die großen politischen und ge-
sellschaftlichen Veränderungen
der letzten 200 Jahre sind die
Themen einer abwechslungsrei-
chen und unterhaltenden Ge-
schichtsinszenierung. Dabei wer-
den Ausschnitte der gemeinsam-
ten bayerisch-fränkischen Ver-
gangenheit in den Vordergrund
gestellt.

Reiche Kulturschätze

Die Schatzkammer Franken
dokumentiert die reichen Kultur-
schätze der Region und zeichnet
ihren Weg in der bewegten Zeit
nach Säkularisation, Mediatisie-
rung und Okkupation Frankens
durch Bayern nach.

Frankens Weg nach Bayern
führte von der französischen Re-
volution über die Auflösung des
Heiligen Römischen Reiches
und die Wirren der Napoleoni-
schen Kriege hin zu einem fast
ganz im neuen Bayern aufgegan-
genen Franken.

Problematischer Anfang

In den folgenden Jahren muss-
ten sich die fränkischen „Neu-
bayern“ an die Regierung von
München aus gewöhnen. Irrita-
tionen blieben nicht aus - Fran-
ken und Bayern erlebten einen
problematischen Anfang. Sogar
Forderungen nach einer Loslö-
sung von Bayern wurden auf
dem Höhepunkt der Revolution
von 1848/49 laut.

Erste Eisenbahn

Der Bau der ersten Eisenbahn-
linien durch Franken brachte der
Region wirtschaftliche Vorteile.
Zwischen Reichseinigung und
Wirtschaftsboom änderten sich
die Lebensbedingungen rasant:
Gas und Elektrizität, Automobil

und Zeppelin, Röntgenapparat
und Telefon führten unaufhalt-
sam in die Moderne. Franken
wurde zum wirtschaftlichen Mo-
tor Bayerns. Überbevölkerung,
Industrieschlote und Massenar-
mut waren die Kehrseite der In-
dustrialisierung und des Fort-
schritts. 

Immerhin - das hundertjährige
Jubiläum des Königreichs Bay-
ern feierte man nicht in Mün-
chen, sondern in Nürnberg mit
der Jubiläums-Landesausstel-
lung 1906. Ihre Ausmaße waren
denen einer Weltausstellung
würdig - als Industriemesse,
Kunstausstellung und Vergnü-
gungspark zog das Großereignis
ein Millionenpublikum an.

Nöte und Umbrüche brachten
der 1. Weltkrieg und die Weima-
rer Republik. Bamberg wurde
kurzzeitig Sitz der aus München
geflohenen bayerischen Regie-
rung; Inflation und Weltwirt-
schaftskrise standen fast unver-
einbar neben dem Glamour der
so genannten „Goldenen Zwan-
ziger“.

Fränkisches 
Selbstverständnis

Parallel zu der oft drückenden
Alltagsnot in einer sich rasch
wandelnden Welt entstand zu
Beginn des 20. Jahrhunderts ein
romantisiertes Frankenbild.
Trachten, Bräuche und Feste,
Baustil und Volksmusik - die
Rückbesinnung auf Altes und
die Einrichtung neuer Traditio-
nen formte nun das fränkische
Selbstverständnis. Die Kultur-
pflege verbot jedoch nicht den
Blick nach Oberbayern - auch
Jodeln war in Franken erlaubt. 

Zwiespältig ist das Bild Fran-
kens in der NS-Zeit. Hier feierte
die NSDAP schon früh Erfolge;
die Reichsparteitage in Nürnberg
wurden zum Schauplatz natio-
nalsozialistischer Propaganda. 

Wiederaufbau und Wirt-
schaftswunder, Zonenrandlage
und Flüchtlingsproblematik,
Strukturwandel und High-
Tech-Landschaft sind nur eini-
ge Schlagworte der Entwick-
lungen in Franken nach 1945.

Was bringt die Zukunft für
Franken und Bayern? Diese Fra-
ge steht am Ende des Rundgan-
ges durch die fränkisch-bayeri-
sche Geschichte. Trotz der be-
kannten Probleme der demogra-
fischen Entwicklung, der Globa-
lisierung der Märkte und der sich
ankündigenden Klimawende -
Franken in Bayern hat Zukunft,
zumindest im Frankutopia der
Landesausstellung. 
www.franken-2006.de, 
www.koenigreichbayern.de,
www.hdbg.de.

Meinung. Klaus Wolfrum (SPD)
erklärte, unter diesen Vorausset-
zungen könne man allen Bürger-
meistern und Landräten nur raten,
bei jedem Schneefall sofort Kata-
strophenalarm auszulösen. 

In Sachen Winterdienstpau-
schale warf Wolfrum den kom-
munalen Spitzenverbänden vor,
tatenlos zugesehen zu haben, wie
diese Pauschale zugunsten ande-
rer Regelungen abgeschafft wur-
de. Offenbar säßen in den zustän-
digen Gremien hauptsächlich
Kommunalpolitiker aus weniger
schneereichen Regionen.         rm
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Was haben die Vogelgrip-
pe, der Halleneinsturz von
Bad Reichenhall und der
Passauer Wildfleischskandal
gemeinsam? Zum einen han-
delt es sich jeweils um
äußerst bedauerliche, ja
zum Teil bedrohliche Vor-
kommnisse, die ein überaus
großes Interesse in der Öf-
fentlichkeit fanden bzw. fin-
den. Zum anderen wird in al-
len drei Fällen dem Staat zumindest teilweise
Versagen vorgeworfen. Die Behörden auf Rü-
gen hätten zu spät und unzureichend reagiert,
kann man lesen. Die Halle in Bad Reichenhall

hätte rechtzeitig überprüft werden müssen,
lautet ein anderer Vorwurf. Und beim Pas-
sauer Wildfleischskandal sei nicht streng ge-
nug kontrolliert und gehandelt worden, so
schreiben die Zeitungen.

Und wenn gerade mal kein - wirklicher oder
vermeintlicher - Skandal unser Land erschüt-
tert, dann beschäftigen sich die Medien und
die Stammtische gerne mit dem Thema „öf-
fentliche Verwaltung und Bürokratie“. Mit
großem Eifer wird dann darüber philoso-
phiert, dass wir in unserem Land viel zu viele
Gesetze und Vorschriften haben und natürlich
sowieso viel zu viele Beamte und sonstige öf-
fentliche Bedienstete. Und nicht wenige Politi-
ker versprechen eilfertig, dass jetzt endlich mit
dem Bürokratieabbau ernst gemacht wird und
beschließen zu diesem Zweck immer mehr, im-
mer neue und immer kompliziertere Gesetze. 

Natürlich ist es eine Daueraufgabe für die
Politik, die Verwaltungen auf größtmögliche
Effizienz zu trimmen und bestmöglich aufzu-
stellen. Und natürlich muss bürokratischen

Auswüchsen entgegen ge-
wirkt werden und es müssen
überflüssige alte Zöpfe abge-
schnitten werden.

Aber wir müssen uns als
offene, demokratische Ge-
sellschaft schon entscheiden,
welchen Staat wir wollen.
Wollen wir einen Staat - und
damit eine Verwaltung - der
seine Schutzfunktion für die
Bürger umfassend ausübt
oder wollen wir einen Staat,
der seine Überwachungsauf-
gabe nur lückenhaft wahr-
nimmt und damit Verantwor-

tung auf die Gesellschaft verlagert? Wenn wir
uns als Volk für das erstere entscheiden, dann
müssen wir bereit sein, dem Staat die entspre-
chenden Vollmachten zu geben, das heißt die
entsprechenden Gesetze zu erlassen, und die
Verwaltungen personell und materiell so aus-
zustatten, dass sie diesen Auftrag auch erfül-
len können. 

Wenn wir uns für die zweite Lösung ent-
scheiden, dann dürfen wir vom Staat eben kei-
ne umfassende Vor- und Fürsorge, keine
flächendeckende Kontrolle und keinen voll-
ständigen Schutz erwarten. Dann kann der
Staat auch mit weniger Vorschriften auskom-
men und die Verwaltungen können kleiner ge-
halten werden. 

Nur ein Verhalten kann es nicht geben, näm-
lich das, dem Staat die erforderlichen Instru-
mente zu verweigern und die Verwaltungen
zurückzufahren, aber im Falle eines Falles
sich dann darüber zu beschweren, dass der
Staat und die Verwaltungen nicht oder nicht
ausreichend gehandelt hätten. Unsere Gesell-
schaft muss entweder hü oder hott sagen und
sie muss bereit sein, für jede Lösung die Kon-
sequenzen zu tragen. Wir müssen uns entschei-
den, welchen Staat - und damit welche Verwal-
tungen - wir haben wollen.

KolumneGZ Gerhard Weber

Welchen Staat
wollen wir?

„Große Städte - Herausforderung für die Politik“:

Soziale Milieus und Wählerschichten
im Spiegel der Meinungsforschung

Expertentagung der Hanns-Seidel-Stiftung
Im Wahlverhalten zeigen sich seit langem wachsende Unter-
schiede zwischen großen Städten und ländlichen Regionen. Die
Ursachen sind u. a. in differenziert ausgeprägten sozialen Mi-
lieus zu suchen. Diese wachsende Heterogenität ist auch in Wahl-
analysen schwer zu erfassen. Die Gründe hierfür sowie generell
der Stellenwert neuer Wählergruppen für die Kommunalpolitik
war Thema einer Expertentagung der Hanns-Seidel-Stiftung
mit dem Titel „Große Städte - Herausforderung für die Politik“.

Wahlforscher Dr. Helmut Jung
von der Gesellschaft für Markt-
und Sozialforschung mbH,
Hamburg, präsentierte die wich-
tigsten Erkenntnisse einer Unter-
suchung über soziale Milieus
und Wählerschichten in Groß-
städten. Er wies darauf hin, dass
sich bei der Selbsteinstufung er-
wartungsgemäß Mehrfachmit-

Sichtweisen besteht Jung zufol-
ge die Tendenz, sich bei Mehr-
fachmitgliedschaften relativ ähn-
lichen bzw. „verwandten“ sozia-
len Milieus zuzurechnen. Hier
seien „vier Milieucluster“ er-
kennbar: 
1. Soziale Schwäche sowie nied-
riger beruflicher und Einkom-
mensstatus,

Analysen, mit deren Hilfe Ein-
flussfaktoren für den Grad der
„gefühlten Übereinstimmung“
mit Parteien identifiziert werden
sollen, legten nahe, dass bei der
subjektiven Zugehörigkeit zu so-
zialen Gruppen die „altbekann-
ten“ Milieus wie Doppelverdie-
ner ohne Kinder, Selbständige,
Freie Berufe, Leitende Ange-
stellte und Landwirte, Akademi-
ker sowie Rentner und Ältere die
Übereinstimmung mit der Union
fördern. 

Fokussierung auf 
spezifische Themen

Analysen, mit deren Hilfe wie-
derum objektive sozialstrukturel-
le Einflussfaktoren für den Grad
der Übereinstimmung mit Partei-
en identifiziert werden sollen, le-
gen laut Jung nahe, dass trotz ab-
nehmender Bindungskraft der
Sozialstruktur immer noch die al-
ten Wirkungsmechanismen beim
Zusammentreffen bestimmter
Konstellationen gelten:

Konfessionszugehörigkeit
und konfessionelle Bindung
(Kirchgangshäufigkeit)

Familienstand: verheiratet (in
Partnerschaft), verwitwet, ge-
schieden

Alter
Beruf: Leitende Angestellte,

Beamte, Freie Berufe/Selbstän-
dige, Landwirte

kein Beruf, Rentner
Jungs Fazit: „Man muss sich

von der Vorstellung eindeutiger,
klar definierbarer sozialer Mi-
lieus verabschieden.“ Es bestehe
die Notwendigkeit der Fokussie-
rung auf spezifische Themen
und damit verbundene „Brenn-
punkte“ wie Familie, Kinder,
Schule, Betreuung, Ausländer/
Aussiedler, Sicherheit, Gewalt
und Bildung. 

Strategische Vorgehensweise

Bei der Festlegung und Priori-
sierung von Kernzielgruppen
gelte es, strategisch vorzugehen.
Auch müsse vor dem Hinter-
grund unterschiedlicher Rah-
menbedingungen die Gleichartig-
keit von Sichtweisen in großen
und anderen Städten beachtet
werden.

In die Tagungs-Thematik ein-
geführt hatte die ehemalige
Oberbürgermeisterin von Neu-
Ulm, Justizministerin Dr. Beate
Merk. Sie verwies darauf, dass
die gesellschaftlichen und kultu-
rellen Umbrüche nirgendwo
deutlicher seien als in den
großen Städten. Sie seien in vie-
lerlei Hinsicht Frühindikatoren
und Vorreiter gesellschaftlicher
Entwicklungen. Merk: „Wenn
wir den gesellschaftlichen Ent-
wicklungsprozess politisch mit-
gestalten wollen - also gerade
nicht dem Zeitgeist blind hinter-
her laufen wollen - dann müssen
wir das Lebensgefühl der Men-

Näher an den Menschen in der Großstadt: Dr. Helmut Jung, OB Dr. Alfred Lehmann, 
Dr. Otmar Bernhard und Dr. Siegfried Balleis (v. l.).

gliedschaften in verschiedenen
sozialen Gruppen und Milieus
ergeben hätten - „bei definitiver
Zurechnung durchschnittlich 3,5
und bei auch teilweiser Zurech-
nung durchschnittlich 5,5“. 

Weniger Rollenpluralismus

Bayern weise im Hinblick auf
Mehrfachmitgliedschaften in so-
zialen Gruppen und Milieus et-
was geringere Durchschnitts-
werte auf als Deutschland insge-
samt. Dies wertete Jung als „In-
dikator für etwas weniger Rol-
lenpluralismus“ im Hinblick auf
die gleichzeitige Zugehörigkeit
zu verschiedenen sozialen Mi-
lieus. Bei der subjektiven Zu-
gehörigkeit zu speziellen, durch
berufliche Kriterien, sozialen Sta-
tus und die Stellung im Lebens-
zyklus beschriebene Milieus, er-
gäben sich im Hinblick auf deren
Größe keine Unterschiede zwi-
schen großen Städten und kleine-
ren Städten und Gemeinden.

Auffallend sei, dass die Sicht
auf die Parteien als Interessen-
vertreter für spezifische Milieus
und Wählergruppen sich nicht
unterscheidet im Hinblick auf al-
le Befragten und jene Personen,
die sich einem spezifischen Mi-
lieu zurechnen. Zudem unter-
scheide sich die Sicht auf die
Parteien als Interessenvertreter
für spezifische Milieus und
Wählergruppen ebenfalls nicht
hinsichtlich der Bevölkerung in
Großstädten bzw. kleineren
Städten und Gemeinden.

Bei aller Vielzahl und Kom-
plexität der Einstellungen und

2. hoher Bildungs-, Berufs- und
Einkommensstatus,
3. Alter und Generationenzu-
gehörigkeit,
4. Stadt-Land-Zugehörigkeit. 

Keine Monopolstellung

In keinem der sozialen Milieus
und in keiner der analysierten
Gruppen sei eine eindeutige Do-
minanz oder gar Monopolstel-
lung für eine Partei als die genui-
ne Interessenvertreterin dieser
Gruppe feststellbar, fuhr der
Wahlforscher fort. Erkennbar
seien je nach Art der jeweiligen
Gruppe lediglich relative Stär-
ken oder Schwächen. Diese Er-
gebnisse seien in Großstädten
und anderen Gemeinden im
Prinzip identisch.

Lebensgefühl und 
Grundüberzeugungen

Auch eine eher auf emotiona-
len Kriterien beruhende Betrach-
tungsweise, bei der die „gefühlte
Übereinstimmung“ zwischen
dem Befragten und „seiner“ Par-
tei im Hinblick auf Lebensgefühl
und Grundüberzeugungen im
Fokus der Analyse steht, bringe
keine großen Unterschiede zwi-
schen den Übereinstimmungs-
werten in großen Städten und an-
deren Wohngemeinden. In den
Großstädten gebe es etwas mehr
emotionale Übereinstimmung
mit den Grünen, auf dem Land
mit FDP und Konservativen. Bei
der Übereinstimmung mit Politi-
kern sei das Bild hingegen teils
umgekehrt.

schen in der Großstadt aufneh-
men.“ Aufgabe der Politik sei es,
die Bedürfnisse der Menschen
wahrzunehmen und sich darauf
einzustellen. „Näher am Men-
schen“ heiße selbstverständlich
auch „näher an den Menschen in
der Großstadt“. 

Dialog mit den Muslimen

Aus ihrer langjährigen kom-
munalpolitischen Erfahrung be-
richteten der Erlanger OB Dr.
Siegfried Balleis (Stellenwert
von Studenten und Muslimen in
Großstädten), Umweltstaatsse-
kretär Dr. Otmar Bernhard (Jun-
ge Singles in Großstädten) und
der Ingolstädter OB Dr. Alfred
Lehmann (Aussiedler als Wähl-
erzielgruppe in Großstädten). 

Balleis zeigte sich davon über-
zeugt, dass der vor zehn Jahren
begonnene Dialog sich als die
einzig richtige Möglichkeit zei-
ge, Muslime zu integrieren, „in
dem man ihnen die notwendige
Offenheit und Achtung entge-
genbringt“. Die Muslime, die
sich akzeptiert und ernst genom-
men fühlten, fänden ihren Weg
in die Mehrheitsgesellschaft,
verstünden sich als „Erlangerin-
nen und Erlanger“ und würden
sich dann auch zur deutschen
Staatsbürgerschaft entschließen.

Warnung vor Ausgrenzung

Mit Sorge beobachte er, dass
Aktionen, wie z. B. auch der
Leitfaden in Baden-Württem-
berg, der sich gezielt an Musli-
me richtet, von den Betroffenen
als gezielte Diskriminierung er-
lebt werde, fuhr der Rathaus-
chef fort. Selbst bei nicht beson-
ders religiösen Muslimen, die
als deutsche Staatsbürger hier
ihren Weg als Anwälte, Unter-
nehmer und Professoren ge-
macht haben, löse dieser Frage-
bogen unweigerlich das Gefühl
von Ausgrenzung aus. „Das“, so
Balleis, „sollte uns bei der wei-
teren Diskussion in Bayern zu
denken geben.“ DK

Werkstätten präsentierten sich in Nürnberg:

Partner der Wirtschaft
Über 7.000 Fachbesucher und Endverbraucher

Fachkongress mit über 2.700 Teilnehmern
Rundherum punkten konnte die Werkstätten:Messe, die 2006
von Offenbach nach Nürnberg wechselte: 181 Aussteller (ein
Plus von 20 Prozent), 10.000 Quadratmeter Ausstellungsfläche
(68 Prozent Wachstum) und über 7.000 Besucher (ein Plus von
rund fünf Prozent) sprechen für den Erfolg der Veranstaltung
ebenso wie das Fachvortragsprogramm mit einer Rekordbeteili-
gung von über 2.700 Teilnehmern.

Draußen Winter, innen Früh-
ling: nach diesem Motto schie-
nen die Aussteller auf der Werk-
stätten:Messe 2006 ihre Stände
ausgestattet zu haben. Orange,
Gelb, Rot: Die Standwände
leuchteten in warmen Farben;
üppiger Blumenschmuck und
liebevolle Dekorationen luden
die Besucher zum Näherkom-
men und Verweilen ein. Und 
sie kamen zahlreich - trotz des
Faschingswochenendes: Über
7.000 Menschen besuchten an
den vier Tagen die Werkstät-
ten:Messe im Nürnberger Mes-
sezentrum. Insgesamt präsentier-
ten 181 Stände Waren und Er-
zeugnisse, Dienstleistungen so-
wie ihr Leistungsportfolio als
Auftragsunternehmen für die
Wirtschaft. 

Zwei Milliarden Umsatz

Der Werkstätten:Messe 2006
gelang dabei der Spagat, sowohl
Fachmesse für Werkstattleitun-
gen und Entscheider aus Werk-
stätten, der Industrie, Groß- und
Einzelhandel zu sein und sich
somit in die große Zahl der
Fachmessen am Messeplatz
Nürnberg einzureihen, als auch
Endverbrauchermesse zu sein,
ein 10.000-Quadratmeter-Ein-
kaufsmarkt für jedermann. 

Entsprechend groß war die
Bandbreite der Messe: Hier Pro-
duktschau mit Spielwaren in vie-
lerlei Formen, meist aus Holz
und von handwerklich hoher
Qualität, geschmackvollen De-

signobjekten aus Glas, Stahl
oder Holz, Deko- und Ver-
packungsartikeln, kreativen Ge-
schenkideen, Garten- und Bü-
romöbeln, Papierwaren oder
hochwertigen Fleisch-, Wurst-,
und Backwaren, dort zahlreiche
Aussteller, die ihre Dienste und
Arbeitsleis-tungen anboten als
Partner der Wirtschaft.

Dass Werkstätten einen leis-
tungsfähigen Markt darstellen,
zeigt das jährliche Auftragsvolu-
men. Denn das beträgt zwei Mil-
liarden Euro. „Die Werkstät-
ten:Messe ist die ideale Platt-
form, in der Öffentlichkeit ein
Bewusstsein dafür zu schaffen,
dass Werkstätten für behinderte
Menschen in vielen Bereichen
ebenso leistungsfähig sind wie
kommerzielle Produzenten,
Dienstleister oder Zulieferer,“
sagte denn auch der Leiter des
CCN CongressCenter Nürnberg,
Friedhelm Lenz.

Entsprechend umfangreich
präsentierte sich das Fachvor-
tragsprogramm mit insgesamt
über 2.700 Teilnehmern, die sich
dabei mit Themen wie Aus- und
Weiterbildung, Warenpräsentati-
on, Kundenakquisition oder Per-
sonalmanagement befassten. 

Unternehmerforum

Großen Wert legten die Mes-
se-Macher - die NürnbergMesse
als Veranstalter und die Bundes-
arbeitsgemeinschaft Werkstätten
für behinderte Menschen (BAG:

(Fortsetzung auf Seite 4)
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welchen Konditionen gemeindli-
che Daseinsvorsorgeaufgaben
erfüllt werden. Zugleich sei die
stetige, berechenbare Aufgaben-
erfüllung durch die Gemeinden
ein wichtiger Wirtschaftsfaktor
in der jeweiligen Region.

Nördlinger Thesen

Deshalb verabschiedeten der
Deutsche Städte- und Gemein-
debund, der Bayerische Gemein-
detag und der Gemeindetag Ba-
den-Württemberg „im Bewusst-
sein, dass kommunale Selbstver-
waltung in ihrer deutschen Aus-
prägung zur nationalen Identität
Deutschlands gehört, auf der
Grundlage des Grundgesetzes
für die Bundesrepublik Deutsch-
land und der Landesverfassun-
gen Baden-Württembergs und
Bayerns, auf der Grundlage des
EG- und des EU-Vertrags und
der dazu ergangenen Zustim-
mungsgesetze des Deutschen
Bundestags und auf der Grundla-
ge der ‚Maastricht-Entschei-
dung’des Bundesverfassungsge-
richts“ folgende „Nördlinger
Thesen“:

1. Die öffentliche Daseinsvor-
sorge ist ein prägender Ausdruck
der sozialstaatlichen Tradition
Deutschlands. 

2. Die eigenverantwortliche
Gestaltung und Kontrolle der
Erbringung der Dienste der Da-
seinsvorsorge durch die demo-
kratisch legitimierten Gemein-
devertretungen ist prägender
Teil der Identität des EU-
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tungsfachwirt Walter Hartl (39,8
Prozent) und der für die CSU
und eine freie Wählervereini-
gung antretende Verwaltungs-
fachmann Jochen Müssig (39,7
Prozent). In der katholischen Bi-
schofsstadt Eichstätt kommt es
ebenfalls zu einer Stichwahl
zwischen dem amtierenden Rat-
hauschef Arnulf Neumeyer (SPD,
47,6 Prozent) und Achim Jans-
sen von der CSU, der 43,8 Pro-
zent der Stimmen auf sich verei-
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sprechenden Maßnahmen so-
wie bei der Verteilung der Fi-
nanzmittel.

Impulsgeber Metropolen

Bayerns ländlicher Raum mit
80 % Fläche und fast 60 % der
Bevölkerung dürfe keine Aus-
gleichsfunktion für die Verdich-
tungsräume haben, was deren
Bedeutung nicht mindere. Die
Metropolregionen München und
Nürnberg charakterisierte Huber
als Impulsgeber für das ganze
Land. Sie böten die Chance, eine
Aufbruchsstimmung zu erzeu-
gen, die interregionale Vernet-
zung und Kooperation zu stärken
und das Marketing im europäi-
schen Wettbewerb zu fördern. 

Die Frage nach den zwischen
den Städten einerseits, Landkrei-
sen und Gemeinden andererseits
umstrittenen Einzelhandelsgroß-
projekten auf der „grünen Wiese“
ließ Huber unbeantwortet. Vom
Verbot bis zur schrankenlosen
Freigabe gebe es „alle nur er-
denklichen Vorstellungen“. Sie
müssten im Einzelfall beurteilt
werden. Innenstädte müssten
durch verkehrsgerechte Stadtpla-
nung genau so am Leben erhalten
werden wie Landgemeinden, in
denen es keinen Einzelhandel
mehr gebe, die also auf Einkauf-
zentren angewiesen seien.

Konflikte

Schon die Aussprache im Ple-
num und die erste Beratung im
federführenden Wirtschaftsaus-
schuss spiegelte die Konflikte
wider, die in den Kommunen,
deren Spitzenverbänden und
zwischen den Parteien herr-
schen. Huber selbst hatte einge-
räumt, dass zum Beispiel in Sa-
chen Einkaufsgroßmärkte auch

nen konnte. Im schwäbischen
Nördlingen hingegen musste die
CSU nach dem Ausscheiden des
langjährigen OB Paul Kling den
Chefposten im Rathaus an Herr-
mann Faul (67,6 Prozent) von
den Freien Wählern abgeben.

Interessen und Rechte 
der Kommunen

Unterdessen hat CSU-Chef
Edmund Stoiber das erfreuliche
Abschneiden seiner Partei als
klare Stärkung ihrer kommunal-
freundlichen Ausrichtung ge-
wertet. Stoiber: „Die CSU ist die
Partei, die sich auf Bundes- und
Landesebene mit Vehemenz für
die Interessen und Rechte der
Kommunen einsetzt.“ Er ver-
wies darauf, dass die CSU das
strukturschwache Hof durch die
Ansiedlung des Landesumwelt-
amtes und den geplanten Ausbau
des Regionalflughafens gezielt
gefördert habe.   

Stoiber kündigte an, dass er
den konsequent kommunal-
freundlichen Kurs der CSU und
der Bayerischen Staatsregierung
fortsetzen werde: „Ich werde
mich in der Großen Koalition in
Berlin ebenso wie bei den bevor-
stehenden Kommunalforen in
Nord- wie in Südbayern für die
Interessen unserer Städte und
Gemeinden einsetzen. Die CSU
ist die Kommunalpartei in Bay-
ern und Deutschland und soll
diese Rolle auch in Zukunft kon-
sequent wahrnehmen.“ 

Hoffen auf die Stichwahlen

SPD-Vorsitzender Ludwig
Stiegler erklärte, die Wiederwahl
der SPD-Oberbürgermeister in
Freising (Dieter Thalhammer,
67,1 Prozent), Aschaffenburg
(Klaus Herzog, 89,7 Prozent)
und Landsberg am Lech (Ingo
Lehmann, 59,2 Prozent) bestäti-
ge die gute Arbeit, die sie in der
vergangenen Wahlperiode gelei-
stet hätten. Landtagsfraktions-
chef Franz Maget sprach von ei-
nem „schönen Erfolg“ für die
SPD. Bereits im ersten Wahl-
gang habe sie mehr OB-Sitze er-
ringen können als die CSU und
gehe somit aussichtsreich in die

Stichwahlen in 14 Tagen. Das
gute Abschneiden der SPD in
konservativen Städten zeige,
„dass es keine traditionellen
Hochburgen der Parteien mehr
gibt, sondern das Profil des Kan-
didaten entscheidend ist“.   

Auch die Freien Wähler Bay-
ern (FW) haben den Ausgang
der Kleinen Kommunalwahlen
zufrieden zur Kenntnis genom-
men. In 13 der 30 Kommunen
hatten sich Freie Wähler um die
Rathaussessel beworben. 

In Bad Tölz und in Monheim
wurden Josef Niedermaier und
Anton Ferber in ihren Ämtern
klar bestätigt. In Kommunen, in
denen die Amtsinhaber nicht
mehr antraten, konnten die FW
bemerkenswerte Erfolge feiern.
Grein: „Der Triumph von Her-
mann Faul in der Großen Kreis-
stadt Nördlingen ragt heraus. Zu-
dem freuen wir uns sehr über die
Wahl von Peter Maurer in Sulz-
bach am Main.“ Achtungserfol-
ge konnten FW-Kandidaten zu-
dem in größeren Städten wie
Bayreuth, wo die FW-Kandida-
tin Brigitte Merk-Erbe 23,5 Pro-
zent der Stimmen erzielte, oder
durch Eva Gottstein in Eichstätt
erringen. In beiden Städten ha-
ben die guten Ergebnisse der
FW-Kandidatinnen Stichwahlen
erzwungen.

Zweistellige Ergebnisse
auch für Grüne

Laut Grünen-Landeschef Sepp
Daxenberger hat seine Partei ihr
kommunalpolitisches Standbein
weiter gefestigt. So erzielten
grüne Bürgermeister- und OB-
Kandidaten in vier Kommunen
zweistellige Ergebnisse: Rosi
Steinberger in Kumhausen bei
Landshut, Ursula Sowa in Bam-
berg, Ludwig Hartmann in
Landsberg am Lech sowie Chri-
stoph Stockmayer in Schwaig
bei Nürnberg. Dies, so Daxen-
berger, sei eine gute Ausgangs-
basis für die Kommunalwahlen
in zwei Jahren. Mit sechs Bür-
germeistern und den gut 800
kommunalen Mandatsträgern
seien die bayerischen Grünen in
den Rathäusern des Freistaats in-
zwischen fest verankert.         DK

Zufriedene Parteien ...

in der CSU Differenzen auszu-
tragen seien, was Ausschussvor-
sitzender Josef Pschierer(CSU)
bestätigte. Andererseits betonte
er, kein anderes Land habe bis-
her so viel gerade für den ländli-
chen Raum getan wie Bayern.

Ehe die Beratungen - voraus-
sichtlich zur Sommerpause - ab-
geschlossen werden, wird es
auch noch eine Anhörung im
Landtag geben. Huber hatte
noch darauf verwiesen, dass Po-
litiker aus allen Lagern zweifel-
ten, ob es des LEP überhaupt
noch bedürfe. In diesem Punkt
ergab sich Einigkeit. Die Spre-
cher aller drei Fraktionen be-
kannten sich zur Weiterentwick-
lung des Programms.

Kein Zeitdruck

Die Hauptsprecher der Oppo-
sition, Hildegard Kranawitter
(SPD), Stellvertreterin Pschie-
rers im Vorsitz des Wirtschafts-
ausschusses, und Christian Ma-
gerl (Grüne) beanstandeten
zunächst die zeitliche Abfolge.
Abgesehen davon, dass der Mi-
nisterpräsident die Überholung
des LEP nur ein halbes Jahr nach
dem Inkrafttreten der letzten
Fortschreibung verkündete, habe
sich die Staatsregierung alle Zeit
der Welt gelassen, den neuen
Entwurf zu erarbeiten. Der
Landtag dürfe jetzt nicht unter
Zeitdruck gesetzt werden. Eben-
so übereinstimmend erachtete
die Opposition den Entwurf
nicht als die angekündigte große
Verschlankung des Programms
oder als Musterbeispiel für Ver-
schlankung und Verwaltungsver-
einfachung. Huber hatte er-
wähnt, das LEP werde durch die
Neufassung um 40 %  gekürzt
und stelle sich als straffes, lesba-
res und anwenderfreundliches
Konzept dar. rm

Gleiche Chancen ...

Mitgliedstaats Deutschland.
3. Jeder Mitgliedstaat der EU

definiert für sich kraft eigener
Kompetenz, von wem und wie
Daseinsvorsorge zu gewährleis-
ten ist. Dies ist keine Beeinträch-
tigung des europäischen Binnen-
marktes, sondern Grundvoraus-
setzung für das Gelingen des eu-
ropäischen Integrationsprozesses. 

4. Die öffentliche Daseinsvor-
sorge ist in Deutschland glei-
chermaßen gemeindliches Recht
wie gemeindliche Pflicht. Städte
und Gemeinden unterliegen da-
bei einer vielfältigen sowohl
bundes- wie landesgesetzlichen
Gemeinwohlbindung. 

5. Die EU darf nicht in die mit
der Erfüllung von Daseinsvor-
sorgeaufgaben verbundene Or-
ganisationshoheit der Mitglied-
staaten eingreifen. 

6. Zu der im Grundgesetz für
die Bundesrepublik Deutschland
verbrieften gemeindlichen Selbst-
verwaltungsgarantie gehört auch
die kommunale Kooperationsho-
heit als Ausdruck der kommuna-
len Organisationshoheit. Die
Entscheidung einer deutschen
Gemeinde für die Zusammenar-
beit mit einer oder mehreren an-
deren Gemeinden hat keine Bin-
nenmarktrelevanz. 

7. Ziel der EU-Strukturpolitik
ist es, gleichwertige Lebensver-
hältnisse in Stadt und Land her-
zustellen. Die EU darf sich bei
ihrer Strukturpolitik nicht vor-
rangig auf die Metropolen kon-
zentrieren, zumal über 80 Pro-
zent der EU-Bevölkerung nicht
in Großstädten leben. DK
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WfbM) als ideeller Träger der
Messe - denn auf die Möglich-
keit des Austauschs zwischen
den Werkstätten für behinderte
Menschen (WfbM) und der
Wirtschaft, etwa beim Unterneh-
merforum, das aufzeigte, wie
sinnvoll und für beide Seiten von
Nutzen Kooperationen von
WfbMs und Unternehmen sein
können oder wie gar die Integra-
tion von behinderten Mitarbei-
tern gelingen kann. 

Modellprojekt BMW

Darüber sprach Referent Jo-
hannes Magin, der am Beispiel
eines Modellprojekts des BMW-
Werks in Regensburg über be-
triebliches Eingliederungsmana-
gement darstellte, wie es durch
die professionelle Integration ge-
lungen ist, immens Kosten ein-
zusparen - von den positiven
Auswirkungen auf die Unterneh-
menskultur ganz zu schweigen.

Bis auf den letzten Platz be-
setzt auch der Vortrag des promi-
nenten Unternehmensberaters
Pater Anselm Bilgri („Finde das
rechte Maß“). Forums-Teilneh-
mer Dr.-Ing. Wolfgang Stodieck,
ehemaliger Geschäftsführer der
MAN-Tochter Alstom, sieht
denn auch großes Potenzial in
der Kooperation von Unterneh-
men und WfbMs: „Dabei ist der
humanitäre Gedanke gerade in
Zeiten einer Diskussion über die
gesellschaftliche Verantwortung
von Wirtschaftsunternehmen das
eine; zum anderen sind WfbMs
jedoch tatsächlich in der Lage,
hervorragende Arbeit zu leisten,
mit durchweg positiver Reso-
nanz bei den Auftraggebern.“

Türen für die S-Klasse

Wie WfbMs als Partner der
Wirtschaft brillieren können,
zeigt die Gemeinnützige Wohn-
stätten und Werkstätten GmbH

(GWW) aus Sindelfingen. In
ihren Werkstätten werden Teile
für fast alle Baureihen von
DaimlerChrysler gefertigt. Auf
der Messe zu sehen waren Türen
der S-Klasse-Reihe von Merce-
des, für die die GWW die kom-
pletten Seitenscheiben und Drei-
ecksscheiben montiert. Auch für
den Maybach, das Prestigeob-
jekt, wird bei der GWW gearbei-
tet. Die Anlieferung aller Teile
zu DaimlerChrysler erfolgt nach
dem Just-in-Time-Prinzip: „Mitt-
lerweile eine Selbstverständlich-
keit bei uns“, so Markus Lutz
von der GWW. 

Maschinen 
werden selbst entwickelt

Die Maschinen und Anlagen,
die dafür zum Einsatz kommen,
werden von den Werkstätten der
GWW selbst entwickelt und ge-
baut. Lutz betont, wie hoch die
Anforderungen an Qualität bei
allen Produkten sind. „Anfangs
wird, wenn notwendig, ein Auf-
trag noch teilweise mit Hilfe von
Fremdkräften ausgeführt. Mit
fortschreitender Schulung und
Erfahrung machen dann die be-
hinderten Mitarbeiter der GWW
die Arbeiten überwiegend selbst-
ständig.“ Entsprechend großen
Wert legt man deshalb auf die
Aus- und Fortbildung. Dies mit
einem Erfolg, der es der IHK
Region Stuttgart Wert war, der
GWW den „Innovationspreis
Ausbildung“ im Bereich Groß-
betriebe zu verleihen.

Profi-Software für WfbMs

Wer so professionell arbeitet,
braucht auch eine entsprechende
Software für die Steuerung aller
Prozesse im Haus. Die hat zum
Beispiel die Azteka Consulting
GmbH, die mit ihrem Programm
ERPsocial(r) ein maßgeschnei-
dertes und voll integriertes Soft-
wareprogramm für WfbMs an-

Starkes Europa ...

bietet. „Werkstätten müssen sich
bei ihrer Ausrichtung auf dem
Markt den gleichen Anforderun-
gen stellen, wie jedes andere Un-
ternehmen auch“, so Marketing-
Referentin Tanja Broscheit. „Zu-
sätzlich müssen WfbMs ihrem
Reha-Auftrag gerecht werden
und dies ebenfalls in ihrer Soft-
ware abbilden.“ Positiv an der
Messe empfand Broscheit „die
Vielfältigkeit des Angebotes von
WfbMs, was noch viel Potenzial
bietet, um auch der Industrie als
Einkaufsplattform zu dienen, be-
sonders interessant durch die
Möglichkeit, die Ausgleichsab-
gabe zu senken“.

Knallhartes Geschäft

Den Stand teilte sich die IT-
Firma mit ihrem Kooperations-
partner Haus Freudenberg
GmbH mit Hauptsitz in Kleve.
Dort und in der Niederlassung
Geldern hat man sich auf die
Herstellung hochwertiger Möbel
spezialisiert, vor allem für
Wohnheime, soziale Einrichtun-
gen und Büros. „Das ist ein
knallhartes Geschäft“, weiß Pro-
kurist Lutz Keßler. Zumal man
auch Großaufträge ausführe: 100
Büroeinrichtungen in sechs Wo-
chen? „Für uns ist das möglich.“
Keßler lobt die Organisation der
Messe und ist guter Dinge, dass
sich aus den Kontakten einige
Nachmessegeschäfte ergeben.

Lob für die 
NürnbergMesse

Voll des Lobes ist Werner
Kraus, Bereichsleiter der Werk-
stätten der Lebenshilfe e.V. aus
Schweinfurt. „Wir haben in
Nürnberg an den ersten zwei Ta-
gen bereits so viel verkauft, wie
bislang an allen vier Tagen“, freut
sich Kraus. Zum einen hätten
natürlich die Produkte großen
Anteil daran („vor allem hoch-
wertiges, innovatives, pfiffig ge-
machtes Holzspielzeug für Kin-
der und Erwachsene“), zum an-
deren aber auch die neue Örtlich-
keit: „Das ist eine wirkliche
Wohlfühlhalle, die Organisation
der ganzen Messe ist ausgezeich-
net und das Begleitprogramm fa-

belhaft. Haben Sie eben den Chor
gehört? Ganz fantastisch.“ Mitar-
beiterin Waltraud Kaspar hebt die
gute Erreichbarkeit der Nürn-
bergMesse hervor: „Die Beschil-
derung und Verkehrsleitung ist
ausgezeichnet, ich bin noch nie so
problemlos und in einem Rutsch
bis vor den Eingang einer Messe-
gesellschaft gefahren.“

Super-Nachmessegeschäft 

Auch für Werner Lindner war
die Werkstätten:Messe „rundum

Partner der Wirtschaft ... ein Erfolg“. Der Geschäftsführer
der WfbM der Stadt Nürnberg ist
sowohl mit der hohen Qualität
der Besucher, dem Umsatz auf
der Messe selbst und dem Nach-
messegeschäft sehr zufrieden.
„Eine rundum gelungene Sache“
war die Werkstätten:Messe 2006
für die WfbMs der Diakonie
Neuendettelsau, freut sich Mar-
ketingleiter Alfons Hempfling.
Überrascht war er über das „Su-
per-Nachmessegeschäft - vor al-
lem in der Woche nach der Mes-
se ging es bei uns richtig rund“.

Grünes Licht für neues
Kommunalwahlrecht

Beckstein: Wahltermine bündeln / Kostenentlastung
Mehr Entscheidungskompetenzen vor Ort

Der Ministerrat gibt grünes Licht für eine Neugestaltung des
Kommunalwahlrechts. Das Kabinett hat nach Abschluss der
Verbandsanhörung einen Gesetzentwurf zur Änderung des Ge-
meinde- und Landkreiswahlgesetzes beschlossen, der nun dem
Landtag zugeleitet wird. 

Innenminister Dr. Günther
Beckstein betonte, dass Anpas-
sungen geboten seien aufgrund
der Erfahrungen der letzten Ge-
meinde- und Landkreiswahlen
sowie der zwischenzeitlichen
Änderungen im Bundes- und
Landeswahlrecht. Als Beispiel
nannte er die weitere Harmoni-
sierung der Termine von Bürger-
meister- und Landratswahlen mit
Gemeinderats- und Kreistags-
wahlen. Das Gesetz soll laut
Beckstein möglichst frühzeitig
vor den nächsten allgemeinen
Kommunalwahlen im März
2008 in Kraft treten, damit sich
Wahlbehörden, Parteien und

Wählergruppen auf die Ände-
rungen einstellen können.

Der neue Gesetzentwurf hat
unter anderem folgende Eck-
punkte: 

Harmonisierung der Wahlter-
mine;

Vermeidung von Interessen-
konflikten bei der Besetzung der
Wahlorgane;

Abschaffung des „Wahlleiters
kraft Amts“

Meldepflicht für Bedienstete
für Tätigkeit im Wahlvorstand

Recht auf Einsicht in das
Wählerverzeichnis statt öffentli-
cher Auslegung;

Aufhebung des Verbots gleich-

zeitiger Zugehörigkeit naher
Verwandter zum Gemeinderat

Lockerung des Amtsaus-
übungsverbots bei der Vertre-
tung des Landrats

Das Verbot der Amtsausübung
für Bürgermeister, die den Land-
rat vertreten müssen, wird
gelockert. Bisher dürfen Bürger-
meister einer kreisangehörigen
Gemeinde, die zugleich gewähl-
ter Stellvertreter des Landrats
sind, während der gesamten
Dauer der Vertretung des Land-
rats ihr Bürgermeisteramt nicht
ausüben. Beckstein: „Ein umfas-
sendes Verbot ist nicht erforder-
lich und schränkt die politischen
Gestaltungsmöglichkeiten der
Bürgermeister erheblich ein, vor
allem bei lang andauernden Ver-
tretungsfällen.“ Zur Vermeidung
von Interessenkonflikten wird
das Verbot künftig auf Fälle be-
schränkt, in denen der betreffen-
den Gemeinde durch die Maß-
nahme des Stellvertretenden
Landrats ein Vor- oder Nachteil
entstehen könnte. Diese Rege-
lung soll für den gewählten und
den weiteren Stellvertreter des
Landrats gelten.

Senkung des Quorums für
Bürgerentscheide

Bürgerentscheide sollen künf-
tig nur noch sonntags durchge-
führt werden können und das
Abstimmungsquorum in Ge-
meinden zwischen 20.000 und
50.000 Einwohnern von derzeit
20 von Hundert auf 15 von
Hundert der Stimmberechtigten
abgesenkt werden. Die Erfah-
rungen haben gezeigt, dass das
Abstimmungsquorum in Höhe
von 20 von Hundert in diesen
Gemeinden selten erreicht
wird. 
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Made in Bayern

Bayern an der Spitze:

Immobilien-Benchmarking
für die öffentliche Hand

Von Dipl.-Ing. Stefan Bogenberger und Dr.-Ing. Lars Bernhard Schöne, Real I.S. AG

Ein überaus positives Engagement zur Schaffung von Transpa-
renz im eigenen kommunalen Immobilienbestand und seiner
Bewirtschaftung zeigen aktuell die bayerischen Kommunen. Be-
reits 130 Teilnehmer aus Bayern haben in der jüngsten Vergan-
genheit an der Initiative teilgenommen. Heuer liegen bereits
über 220 Anmeldungen bzw. Interessenbekundungen aus allen
Teilen Deutschlands vor - eine Vielzahl aus dem Freistaat.

Zu dieser Zwischenbilanz
kommt die Verbundinitiative „Im-
mobilien-Benchmarking für die
öffentliche Hand“ der Real I.S.
AG, einer 100%-Tochter der Bay-
ernLB. Das Verbundprojekt in der
Sparkassen-Finanzgruppe geht
am 18.04.2006 in eine neue Run-
de. Eine Anmeldung ist bis zum
diesem Stichtag noch möglich!

Benchmarking ist Lernen im
Vergleich und von den „Besten“.
An der jährlich stattfindenden In-
itiative haben sich bis heute Kom-
munen aus Bayern, Baden-Würt-
temberg, Nordrhein-Westfalen,
Rheinland-Pfalz und dem Saar-
land der Herausforderung gestellt,
sich im Bereich kommunale Im-
mobilienbewirtschaftung zu mes-
sen. Annähernd 1.600 kommuna-
le Gebäude mit einer Gesamt-
fläche von 5,2 Mio. qm Brutto-
grundfläche sind in die Analyse
eingeflossen - dieses hervorragen-
de Ergebnis wird in 2006 wohl
noch einmal übertroffen.

Noch eine Menge Luft

Bei Kosten und Verbräuchen
besteht mit Potenzialen bis zu
60% „noch eine Menge Luft“,
um den kommunalen Haushalt
zu entlasten, Investitionsmittel
freizusetzen, den schleichenden
Verfall der Ressource kommuna-
le Immobilie aufzuhalten und
darüber hinaus auch einen akti-
ven Beitrag zum Umweltschutz
oder der Lokalen Agenda 21 zu
schaffen. In der Gemeinde Burg-
kirchen a. d. Alz, die sich mit
zehn Gebäuden am Projekt be-
teiligte, war es das Ziel erste Er-
kenntnisse im Bereich der Ener-
gie zu vertiefen. Erster Bürger-
meister Josef Rapp: „Obwohl
bereits ein „Energiebericht“ vor-
gelegen hat, konnte durch das
Benchmarking ein Teil unseres
kommunalen Immobilienbestan-
des noch genauer durchleuchtet
und noch transparenter darge-
stellt werden. Wir wissen jetzt
noch besser, wo der Hebel anzu-
setzen ist, um finanzielle Ein-
sparpotenziale zu realisieren.“

Begleitung der Kommune

„Die dargelegten Potenziale
sind natürlich realistisch zu be-
werten und nicht über Nacht zu
heben.“, so Dr. Lars Bernhard
Schöne, Direktor der Real I.S.
„Ziel ist es, die Kommune durch
den notwendigen Aufnahmepro-
zess zu begleiten, für mögliche
Einsparpotenziale und Optimie-
rungsmaßnahmen zu sensibili-
sieren.“, so Schöne weiter. 

Alle politischen Fraktionen
und kommunalen Spitzenvertre-
ter in Bayern sind sich einig: 

Die Initiative Immobilien-
Benchmarking liefert wichtige
Impulse, um die Konsolidierung
der Haushalte über Einsparun-
gen in der Immobilienbewirt-
schaftung voranzubringen und
gleichsam das notwendige Au-
genmerk auf den allerorten be-
stehenden Instandhaltungsrück-
stau zu richten. Einsparungen
dürfen nicht zu Lasten der Qua-
lität der Leistungen und weiter-
hin nicht zu Lasten der baulichen
Substanz gehen. Selbstverständ-
lich sieht dabei - je nach politi-
scher Farbe - der eine mehr die
Sparzwänge, der andere eher die
Entlastung der Umwelt und ein
weiterer nicht zuletzt den öffent-
lichen Auftrag im Vordergrund -
auch im Sinne der Selbstverwal-
tung.

Sparsamer und effizienter
Umgang mit Geldern

Auch Landrat Rudi Engelhard,
Landkreis Pfaffenhofen, unter-
streicht diese Aussage: „Die
Bürgerinnen und Bürger haben
ein Recht darauf, dass mit den
zur Verfügung gestellten Mitteln
sparsam und effizient umgegan-
gen wird. Insofern ist es nur kon-
sequent mit einem Benchmar-
king den ersten Schritt zu gehen,
um Potenziale im Gebäudema-
nagement aufzudecken und im
Landkreis die notwendigen Res-
sourcen noch gezielter einsetzen
zu können.“

Die Auslöser sind vielfältig
und werden derzeit aktiv bei den
kommunalen Entscheidern vor
Ort aufgenommen. Stefan Bo-
genberger, Projektleiter zur lau-
fenden Initiative: „Der aktuelle
Rückenwind und das große In-
teresse an einer Teilnahme in
2006, ist insbesondere auf das
Engagement der bayerischen
Sparkassen zurückzuführen.“
Bogenberger weiter: „Ein Ver-
bundprojekt lebt eben vom Ver-
bund. Und dies funktioniert auch
heuer zwischen Sparkasse und
Kommune vorbildlich - bei-
spielsweise auf den Kommunal-
foren quer durch Bayern.“

Hebel zur Optimierung

Als ein Ergebnis des Verbund-
projektes Immobilien-Bench-
marking ist festzuhalten, dass
beispielsweise bei Schulen allein
die Reinigungskosten ca. 50 Pro-
zent der Gesamtbewirtschaf-
tungskosten ausmachen. Nahezu
die Hälfte der Kommunen er-
bringt die Reinigungsleistung
derzeit noch in Eigenregie mit
internen Kräften. Das Kostenge-
fälle zwischen interner und ex-
terner Leistungserbringung liegt

laut Analyse bei 40 Prozent. 

Kennzahlen-Analyse

Die mögliche Identifikation
der Stellschrauben bestätigt auch
der Bürgermeister der Stadt
Heilsbronn, Walter Träger: „Die
detaillierte Kennzahlen-Analyse
hat uns aufgezeigt, wo die größ-
ten Kostentreiber in unserem Im-
mobilienbestand liegen und
durch deren Minimierung kön-
nen wir in den nächsten Jahren
eine 5-stellige Summe im Haus-
halt einsparen!“ Das Fazit muss
folglich sein, dass die kommuna-

le Verwaltung sukzessive, aber
konsequent Leistungen extern
vergibt, sich der Anteil der Fix-
kosten zu Gunsten der variablen
Kosten verschiebt und folglich
eine immense Entlastung auf der
Kostenseite realisiert werden
kann.

Politik in Bewegung

Die erforderlichen Rahmen-
bedingungen stellen die Voraus-
setzung für ein effizientes Ma-
nagement und hier insbesonde-
re des Liegenschaftsmanage-
ments dar. Hier sind zunächst
die politischen Entscheidungs-
träger gefordert, weitestgehend
die Transparenzschaffung anzu-
stoßen.

Herausforderungen
für Kommunen

Kommunen sind unter der
Voraussetzung einer Nichtschlech-
terstellung bereit und teilweise

„Ruhe vor dem Sturm“: Projektleiter Stefan Bogenberger
(links) und Direktor Dr. Lars B. Schöne bei einem aktuellen
Kommunalforum der Sparkassen.

Die Autoren:
Dipl.-Ing. Stefan Bogenberger, MSc. ist Projektleiter bei der
Real I.S. AG, Gesellschaft für Immobilien Assetmanagement,
einer 100%-Tochter der BayernLB und verantwortlich für Pro-
jekte der öffentlichen Hand. Er absolvierte das Bauingenieur-
studium an der Technischen Universität München und gradu-
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Stadtsparkasse nutzt
ihren Standortvorteil

München für Banken sehr attraktiv

Der Großraum München ist für Banken und Finanzdienstlei-
ster sehr attraktiv. Von diesem Vorteil profitiert auch die Stadt-
sparkasse München. Das Institut, siebtgrößte Sparkasse in
Deutschland, hat 2005 sein Ergebnis kräftig gesteigert, „so
dass wir im Vergleich mit den anderen Großsparkassen sehr
zufrieden sind“, wie der Vorstandsvorsitzende Harald Strötgen
vor der Presse mitteilte. 

Der Erfolg drückt sich zum ei-
nen auch darin aus, dass die
Stadtsparkasse allen ihren Mitar-
beitern für 2005 einen Sonderbo-
nus zahlt, und zwar 1000 Euro,
jedem Vollzeitbeschäftigten, die
Hälfte jedem Teilzeitbeschäftig-
ten und 350 Euro jedem Azubi,
und zum anderen, dass sie ihr ge-
sellschaftliches Engagement für
den Standort München von 1,6
auf 2,3 Mio. Euro erhöht.

„Eindeutig privilegiert“

Strötgen sieht die Stadtspar-
kasse „eindeutig privilegiert“,
weil München die niedrigste Ar-
beitslosigkeit in ganz Deutsch-
land und beim Wachstum und
bei der Ansiedlung von zu-
kunftsfähigen Branchen die Na-
se vorn hat. Allein sieben von 30
Dax-Unternehmen haben in der
Stadt ihren Sitz. Die Kaufkraft
pro Kopf beträgt in München
mehr als 24.000 Euro, im bun-
desweiten Durchschnitt aber nur
17.400 Euro. In Bayerns Landes-
hauptstadt werden 3,1 Prozent
des Bruttoinlandsproduktes er-
wirtschaftet. Der Anteil der hoch-
qualifizierten Beschäftigten be-
trägt 19,7 Prozent, in Frank-
furt/Main 16,8 Prozent, in Berlin
aber nur 13,1 Prozent.

Am Bankplatz München gibt
es 550 Bankfilialen. 91 davon
unterhält die Stadtsparkasse.
Außerdem betreibt sie 45 SB-
Servicestellen und 38 Kompe-
tenz-Center für Kapitalanleger,
Immobilienkäufer und Firmen-
kunden. Hinzu kommen 202
Geldautomaten, u. a. neuerdings
auch in U-Bahnhöfen, von de-
nen, statistisch gesehen, zusam-
men jede Minute Tag und Nacht
4200 Euro ausgezahlt werden.
Die Nähe zum Kunden zählt
Strötgen denn auch zu den
großen Stärken der „Bank unse-
rer Stadt“, wie sich das Institut
selbst bewirbt.

In Zahlen stellt sich der Erfolg
so dar, dass die Bilanzsumme
um 1,9 Prozent auf 13,6 Mrd.
Euro gestiegen ist und das Be-
triebsergebnis nach Risikobe-
wertung um 55,3 Prozent auf
112,8 Mio. Euro zugelegt hat.
Nach Strötgens Angaben erreicht
die Eigenkapital-Rendite 11 Pro-
zent. Diesen Ergebnissen liegen
Kundeneinlagen von 10,6 Mrd.
Euro (+ 1,7 Prozent), Ausleihun-
gen von 8,5 Mrd. Euro 
(+ 3,4 Prozent) und Wertpapier-
umsätze von 936,6 (Vorjahr:

842,0) Mio. Euro zu Grunde. 

Wieder mehr Vertrauen
in Aufschwung

Bei den Wertpapieren fanden
nachhaltige Geldanlagen, die ne-
ben ökonomischer auch ökologi-
sche Verantwortung widerspie-
geln, große Beachtung. Im Kre-
ditgeschäft florierten wegen der
niedrigen Zinsen, des Auslau-
fens der Eigenheimzulage und
der Tendenz institutioneller Ver-
mieter, die Wohnungen den Mie-
tern zu verkaufen, besonders die
Baufinanzierungen. Von den ge-
samten Ausleihungen ging nur
714,7 Mio. Euro (- 0,6 Prozent)
an öffentliche Haushalte. Die ge-
werblichen Finanzierungen ha-
ben besonders im vierten Quartal
2005 stark angezogen. Daraus
leitet der Vorstand „wieder mehr
Vertrauen in einen Aufschwung“
und seine Bereitschaft ab, auch
selbst für 2006 auf eine konjunk-
turelle Erholung zu setzen. Im
Vermittlungsgeschäft erlebte die
Riester-Rente einen deutlichen
Aufschwung. Neu angeboten
wird eine private Pflegeversiche-
rung ohne vorherigen Gesund-
heitstest.

Die Erfolge im Jahre 2005
wären nicht möglich gewesen
ohne kräftige Kostensenkungen.
So nahm der Verwaltungsauf-

heute schon in der Lage, die von
ihnen genutzten Immobilien
vollständig zu managen und zu
bewirtschaften. Aktuelle Her-
ausforderungen sind: Vereinfa-
chen der Prozesse, stärken der
interdisziplinären organisatori-
schen Zusammenarbeit, an-
knüpfen an eine Transparenz-
schaffung mit leistbaren Opti-
mierungsschritten und folglich

ein möglichst wettbewerbsori-
entiertes Ausgestalten der im-
mobilienbezogenen Manage-
mentleistungen. 
Detailliertere Informationen
unter www.realisbench.de,
über den Projektleiter Herrn
Stefan Bogenberger, Tel.: 089 /
489 082 - 334 oder Fax: - 304
oder e-mail: stefan.bogenber-
ger@realisag.de                     

wand um 6,3 Prozent ab, dabei
allein der Personalaufwand um
4,7 Prozent. Dennoch ist es zu
keinen betriebsbedingten Kün-
digungen gekommen. Und das
soll auch auf absehbare Zeit so
bleiben. Genutzt werden die
natürliche Fluktuation und Ab-
findungen bei freiwilligem Aus-
scheiden, etwa bei der Auslage-
rung des IT-Bereichs ins Re-
chenzentrum der bayerischen
Sparkasse. Weitere Auslagerun-
gen könnte es bei der Verwal-
tung des Bargeldes, der Immo-
bilien und beim Veranstal-
tungsmanagement geben. Zur-
zeit sind 156 Mitarbeiter im so-
genannten Transfermanagement
eingesetzt, wo sie wechselnde
Sonderaufgaben erfüllen.

Cost-Income-Ratio

Am besten zeigen sich die
Fortschritte bei der Kosten-
senkung in der sogenannten
Cost-Income-Ratio, die von 72,9
auf 69,4 Prozent gedrückt wer-
den konnte. Diese Rate zeigt an,
wie viel Cent das Unternehmen
aufwenden muss, um einen Euro
zu verdienen. Und sie soll noch
weiter gesenkt werden.

Neue Angebote
des Instituts

Zu seinen neuen Angeboten
zählt das Institut die verbindliche
elektronische Signatur im Inter-
net, die beschleunigte Zahlung
„giropay“ fürs Internet-Shop-
ping und bald auch einen mobi-
len Vertreib für die Beratung bei
Kunden zu Hause. 48 Prozent
der Kunden nutzten inzwischen
das onlinebanking. Bisher ist es
trotz Phishing-Attacken noch zu

keinem Schadensfall gekom-
men.

Das erwähnte gesellschaftli-
che Engagement nimmt die
Stadtparkasse über vier Stiftun-
gen im sozialen, kulturellen und
sportlichen Bereich wahr. Sie
unterstützt insgesamt 216 Pro-
jekte und Einrichtungen, darun-
ter die Münchner Symphoniker,
den Verein „Kinderschutz und
Mutterschutz“, das Projekt
„ghettokids“, die Renovierung
des Cuvillies-Theaters, die Er-
richtung des jüdischen Zentrums
am Jakobsplatz (Eröffnung am
9. November 2006) und nach
dem Einsturz der Eishalle in Bad
Reichenhall Einrichtungen für
Opfer und hilfsbedürftige Hin-
terbliebene. dhg.

BayernLB begibt
Jumbo-Pfandbrief

Die BayernLB hat die Or-
derbücher für ihre EUR
Jumbo Transaktion geöff-
net. Die Emission des öf-
fentlichen Pfandbriefs mit
einer Laufzeit von vier Jah-
ren und einem geplanten
Volumen von mindestens ei-
ner Milliarde Euro erfolgt
im Anschluss an eine in Eu-
ropa durchgeführte Road-
show. Die gemeinsame Fe-
derführung der Transaktion
liegt bei der BayernLB,
BNP Paribas und Citigroup.
Eine Co-Manager Gruppe
wird noch gebildet. Die Ra-
tingagenturen Standard &
Poors, Moody’s und Fitch
bewerten die öffentlichen
Pfandbriefe der BayernLB
mit der Bestnote „AAA“. 
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Absicherung von Ölpreisrisiken am
Beispiel Öl-indexierter Gaslieferverträge

von Lars Mähl und Wolfgang Kraus*

In den vergangenen sieben Jahren ist der Preis für Rohöl der
Sorte Brent von unter 10 $/bbl auf annähernd 70 $/bbl gestiegen.
Dieser enorme Anstieg, gekoppelt mit einer starken Preis-
schwankung, wirkt sich selbstverständlich auch auf die Preise
für alle Ölprodukte (Heizöl, Schweröl, Diesel, Benzin aber auch
Gas) in Deutschland aus und weckt die Frage nach Instrumen-
ten, die das Risiko der enormen Preisschwankungen eliminieren.
Diese Absicherungsinstrumente sind verfügbar und kommen
bereits bei vielen Unternehmen zur Steuerung der Preisrisiken
zum Einsatz. Die detaillierte Funktionsweise soll im folgenden
anhand einer Gaspreisabsicherung erläutert werden.

Die meisten Gaslieferverträge
in Deutschland sind an die Prei-
se für Öl gebunden und damit
hat sich auch der Gaspreis ent-
sprechend erhöht. In der Öffent-
lichkeit wird derzeit diese Preis-
bindung sehr kritisch betrachtet -
Forderungen nach einer Ab-
kopplung des Gaspreises vom
Ölpreis werden laut. Da aber
Erdgas als Konkurrenzenergie-
träger zu Erdöl zu sehen ist und
Erdgas zum Teil auch aus den
gleichen Vorkommen wie Erdöl
gefördert wird, ist eine Abkopp-
lung des Gaspreises vom Ölpreis
in absehbarer Zukunft fraglich.

Bindung an Rheinschiene
ist marktüblich

Die in Deutschland und teils
auch in den angrenzenden Staa-
ten verwendete Ölpreisbindung,
orientiert sich an den Rhein-
schienepreisen des statistischen
Bundesamtes in Wiesbaden für
leichtes oder schweres Heizöl
(HEL bzw. HS). Diese werden
dort monatlich ermittelt und mit
einer Verzögerung von etwa 5
Wochen veröffentlicht. Seit
1999 schwankten die Preise für

Rheinschienepreise ermöglicht
eine Preisabsicherung über Fi-
nanzprodukte, die als Basiswert
die Rheinschienenotierungen ha-
ben. Um den Gaspreis abzusi-
chern wird neben dem physi-
schen Gasliefervertrag ein Deri-
vat abgeschlossen, dass das Risi-
ko steigender Rheinschieneprei-
se absichert. Die Ausgleichszah-
lung des Derivats gleicht im Fal-
le gestiegener Öl- und somit 
Gaspreise die Mehrkosten der
physischen Lieferung aus. Sind
die Ölpreise gefallen, so muss
von dem Swapkäufer eine Aus-
gleichzahlung an den Swapver-
käufer gezahlt werden. Somit
entsprechen die Kosten für die
Gasbeschaffung (physischer Be-
zug abzüglich Ausgleichzahlung
aus Swap) exakt dem vorher ver-
einbarten Rheinschienepreis.

Preisfixierung versus
Preisobergrenze

Die Unsicherheit über die
zukünftige Entwicklung der En-
ergie- und Rohstoffpreise sowie
die großen Preisschwankungen
in kurzen Zeiträumen machen
den Einsatz von Preisabsiche-

gebotspalette. Hierbei werden
vor allem Swaps „fix gegen va-
riabel“ eingesetzt, bei denen
sich der Konsument als Swap-
käufer einen Fixpreis für einen
Zeitraum über eine bestimmte
Menge sichert. Dieser Fixpreis

Entwicklung der Heizölnotierungen des Statistischen Bundes-
amtes ohne EBV und Steuern.

leichtes Heizöl HEL (ohne
Steuer und EBV) zwischen 11
und 45 Euro/hl bzw. für schwe-
res Heizöl HS zwischen 66 und
273 Euro/t.

Ölbindung ermöglicht 
die Preisabsicherung
über Derivate

Die Preisbindung an die

rungsinstrumenten (Derivaten)
sinnvoll. Dies gilt insbesondere
für Unternehmen, deren Anteil
der Energiekosten an den Ge-
samtkosten hoch ist, einen
höheren Grad an Planungssi-
cherheit benötigen und konstan-
te Ergebnisse erzielen wollen.
Aber auch Gasversorgern er-
möglicht der Einsatz von Deri-
vaten die Erweiterung ihrer An-

Systematik Absicherung
von Erdgaspreisen

Ermittlung des ölgebundenen Preisanteils anhand
der Preisformel

Festlegung der abzusichernden Ölmenge

Auswahl des geeigneten Hedge-Instrumentes

Ermittlung des relevanten Zeitraumes und der Mengen-
verteilung für die Gestaltung der Ölderivate anhand der

entsprechenden Preisbindung

wird dann gegen den noch zu er-
mittelnden, zukünftigen variablen
Preis (Notierung des Statistischen
Bundesamts) abgerechnet. Durch
die Fixierung des Preises elimi-
niert der Käufer sein Risiko stei-
gender Preise, er partizipiert aber
nicht an fallenden Preisen.

Soll bei einer Absicherung
auch von fallenden Preisen profi-
tiert werden, so muss der Käufer
Optionen einsetzen. Hierbei wird
das Preisrisiko eliminiert aber der
Käufer profitiert trotzdem noch
von günstigen Preisentwicklun-

*Die Autoren:
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gen. Optionen erfordern jedoch
die Zahlung der Optionsprämie
bei Abschluss des Geschäftes
und aufgrund der hohen Volati-
lität des Ölmarktes sind diese
Prämien meist relativ hoch.

Eine weitere Möglichkeit ist
der Abschluss eines Collars bei
dem eine Call-Option gekauft
und eine Put-Option verkauft
wird. Der Kunde sichert sich
damit in einer definierten
Bandbreite gegen steigende
Ölpreise ab, profitiert aber von
einer niedrigeren Prämie als
bei einer Call-Option. Diese
Instrumente können auch als
so genannte Zero-Cost-Collars
strukturiert werden, d.h. die
Prämien der beiden Optionen
heben sich auf und es ist keine
Zahlung einer Prämie bei Ab-
schluss notwendig.

Abstimmung mit 
physischer Beschaffung
notwendig

Der Einsatz von Derivaten
zur finanziellen Absicherung
der Gaspreise muss in enger
Abstimmung mit der physikali-
schen Beschaffung vorgenom-
men werden, damit eine opti-
male Absicherung gewährleistet
ist. So müssen die geplanten
Gasverbrauchsmengen auf die
Preisbindungsperioden (bei ei-

ner 6-3-3-Bindung jeweils 3
Monate) aufgeteilt werden und
die abzusichernden Ölmengen
für diese Preisbindungsperiode
definiert werden. Diese Mengen
ergeben sich aus der Preisfor-
mel des Gasliefervertrags und
werden im Wesentlichen durch
den Faktor vor dem HEL- bzw.
HS-Referenzpreis definiert. Des
weiteren sollte der Einsatz von
Derivaten auch mit der Finanz-
abteilung abgestimmt sein, auch
weil dort in den meisten Fällen
bereits Erfahrungen mit Finanz-
instrumenten vorhanden sind.

Der Einsatz dieser Absiche-
rungsprodukte bietet für Ener-
gieversorger und Industrieunter-
nehmen folgende Vorteile:

Verbesserung der Marktposi-
tion gegenüber der Konkurrenz

Neue Produkte für Kunden
Feste planbare Kosten bzw.

Erlöse
Konstante Ertragssituation

Die BayernLB bietet für Ener-
gieversorger und Industriekun-
den eine Reihe von individuell
auf die jeweilige Situation ange-
passten Absicherungsprodukten
an. Die Palette reicht von Rhein-
schieneswaps für HEL und HS,
über Brent, Gas Oil, FuelOil und
Diesel, bis hin zu anderen 
Produkten wie Strom, Kohle,
CO2-Zertifikaten, Edel- und
Buntmetallen.          

Sparkassenverband zieht Bilanz:

„Wir bleiben selbständig
und unveräußerlich“

Präsident Naser lehnt Strukturveränderungen ab
Kritik an zuviel Bürokratie und Prüfungsdichte 

„In Bayern sind und bleiben die Verhältnisse stabil.“ Mit die-
ser Feststellung beschrieb der Geschäftsführende Präsident
des Bayerischen Sparkassenverbandes, Siegfried Naser, in der
Jahrespressekonferenz die geschäftspolitische Zukunft der
bayerischen Sparkassen. 

Zur aktuellen Debatte über die
Bankenstrukturen könne Bayern
nichts Neues beitragen. Der Frei-
staat und die kommunalen Trä-
ger hielten auch in Zukunft an
der öffentlichen Rechtsform der
Sparkassen, ihrer Unveräußer-
lichkeit und ihrer rechtlichen und
wirtschaftlichen Selbstständig-
keit fest. Naser, der im übrigen
von einem wirtschaftlich erfolg-
reichen Jahr für die noch 77
bayerischen Sparkassen mit ei-
ner Steigerung des addierten
Jahresüberschusses um 35,7 Pro-
zent berichtete, wandte sich ge-
gen jede Aufweichung des be-
währten Drei-Säulen-Systems in
der Bankenstruktur, weil da-
durch über kurz oder lang das
Geschäftsmodell der Sparkassen
als regional verankerte Kreditin-
stitute verloren ginge.

Keine Strukturdebatte

Die Strukturdebatte, die ver-
einzelt in anderen Bundeslän-
dern mit neuen Modellen geführt
werde, „führen wir nicht“, sagte
Naser. Bayern habe bereits im
Jahre 2002/2003 mit dem neuen
Landesbankgesetz und dem neu-
en Sparkassengesetz die Spar-
kassen-Finanzgruppe modern
und zukunftsgerichtet aufge-
stellt. Eine ernsthafte grundsätz-
liche Debatte zur öffentlich-
rechtlichen Kreditwirtschaft an
sich gebe es nicht mehr. Auch
zögen sich die Sparkassen mit
ihrer regional ausgerichteten
Kreditpolitik nicht aus der
Fläche zurück.

Dagegen spricht auch nicht,
dass durch Fusionen die Zahl der
bayerischen Sparkassen von 82
im Jahr 2004 auf 77 in 2005
zurückgegangen ist. Immerhin
unterhalten die bestehenden
Sparkassen 2651 (-51) konven-
tionelle Geschäftstellen, 281
(+9) SB-Geschäftstellen und 327
(+20) Beratungscenter. Es gebe
auch weiterhin Fusionsüberle-
gungen, vor allem im unterfrän-
kischen Raum. Der Verband
werde solche Überlegungen be-
ratend begleiten, aber nicht initi-
ieren.

Über die zum Verkauf stehen-
de Bankgesellschaft Berlin sagte
Naser, der Sparkassenbereich
werde mitbieten, um die Bank,
zu der auch die Berliner Spar-
kasse gehört, in der S-Finanz-
gruppe zu halten. Aber man wer-

de keine Mondpreise bezahlen.
Was die Diskussion um die DKB
Direktbank, eine hundertprozen-
tige, bundesweit erfolgreiche
Tochter der Bayerischen Landes-
bank, betrifft, will man an der
derzeitigen Strategie festhalten,
da nicht einmal innerhalb der S-
Finanzgruppe Einigkeit darüber
besteht, was aus der DKB wer-
den soll. Allerdings sind einige
Landesbanken über die Direkt-
Konkurrenz aus Bayern, die
nach Nasers Darstellung zurzeit
Monat für Monat 10 000 Kun-
den gewinnt, verärgert. Naser
wäre aber grundsätzlich bereit,
über Fusionen von Direktbanken
innerhalb der S-Finanzgruppe zu
sprechen.

Mehr Spielräume

Bei allen Erfolgen gibt es auch
Sorgen und Probleme, die die
Sparkassen drücken. Naser
nannte die „überbordende Büro-
kratie“, die besonders dem Mit-
telstand zu schaffen mache, aber
in Form von Überreglementie-
rung auch die Sparkassen treffe.
Beide Gruppen bräuchten wie-
der mehr Handlungsspielräume
für den eigenverantwortlichen
Umgang mit dem unternehmeri-
schen Risiko. Hinzu komme,
dass trotz aller Harmonisie-
rungsbestrebungen der EU gera-
de in der Kreditwirtschaft noch
ein erhebliches Regelungsgefäl-
le zwischen den einzelnen Mit-
gliedsstaaten der EU bestehe.

Wettbewerbsnachteile

„Speziell im Vergleich zu un-
seren österreichischen Nachbarn
haben wir feststellen müssen,
dass die deutschen Sparkassen
und Banken Wettbewerbsnach-
teile haben“, sagte der Verbands-
präsident. Der Sparkassenver-
band Bayern habe daher gemein-
sam mit dem Genossenschafts-
verband Bayern und dem Baye-
rischen Bankenverband eine De-
regulierungsinitiative zur Entla-
stung des Mittelstandes und zur
Widerherstellung gleicher Wett-
bewerbsbedingungen für Kredit-
institute im grenzüberschreiten-
den Wettbewerb gestartet. Dabei
habe man vom bayerischen
Wirtschaftsministerium starke
Unterstützung erhalten. 

Auch bei anderen bankenauf-
sichtlichen Problemen haben die

drei Verbände gemeinsam ihre
Interessen vertreten, so bei der
Basel-II-Regelung, den Anforde-
rungen der Risikostreuung und
der immensen Belastung der In-
stitute durch die Prüfungsakti-
vitäten der Bankenaufsicht. Als
ersten Erfolg nannte Naser, dass
die Grenze für die zwingende
Offenlegung der wirtschaftli-
chen Verhältnisse des Kreditneh-
mers von 250.000 auf 750.000
Euro angehoben und damit den
Verhältnissen in Österreich an-
geglichen wurde. Auch sei es ge-
lungen, die Bundesanstalt für Fi-
nanzdienstleistungsaufsicht (Ba-
Fin) zur Aufhebung von Verwal-
tungsvorschriften zu bewegen.
Statt der bisher äußerst detaillier-
ten Regularien habe sich die
Sparkassenorganisation eigene
Leitlinien für die nach wie vor
notwenige Bonitätsbeurteilung
gegeben.

Geldwäschebekämpfung

Einen weiteren Beitrag zum
Bürokratieabbau sähen die Spar-
kassen in der Aufhebung der auf-
sichtlichen Regularien im Be-
reich der Geldwäschebekämp-
fung mit ihren mehr als 100 er-
gänzenden Schreiben zur Ausle-
gung des Gesetzes. An deren
Stelle könnten auch eigene Leit-
linien der Sparkassenorganisati-
on treten. Unzufrieden ist der
Verband auch mit den Sonder-

prüfungen der BaFin und der da-
durch gegebenen übermäßigen
Prüfungsdichte. Aufsicht sei
wichtig, müsse aber auf das We-
sentliche beschränkt werden und
sich am Risiko orientieren. Die-
se Sonderprüfungen stellten
schon deshalb eine erhebliche
Belastung dar, weil sie regel-
mäßig zu Doppelprüfungen führ-
ten, indem geprüft werde, was
schon in der Jahresabschlussprü-
fung geprüft wurde. Die Redu-
zierung der Kostenbelastung
durch Sonderprüfungen wäre ein
wichtiger Beitrag zu Stärkung
der bayerischen Wirtschaft, sag-
te Naser.

Gründungsfinanzierung

Bei der Schilderung der Erfol-
ge der bayerischen Sparkassen
hob Naser hervor, dass die Insti-
tute 2005 signifikant neue Kun-
den gewonnen hätten, auch von
der durch Unicredit übernomme-
nen HypoVereinsbank. Konkrete
Zahlen dazu aber könne er nicht
nennen. Zu den besonderen Er-
folgen zählt der Sparkassen-
verband die Förderung von 
Existenzgründern. 2005 seien
4200 Finanzierungsanfragen von
Gründern eingereicht worden,
von denen dann 1700 Vorhaben
mit insgesamt 163 Mio. Euro
finanziert wurden. Da mit jeder
Errichtung eines Unternehmens

(Fortsetzung auf Seite 7)
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BayernLB emittiert 
Traditions-Anleihe

München - Mit Zeichnungsbeginn zum 13. Februar 2006 er-
weiterte die BayernLB mit der Traditions-Anleihe ihre Pro-
duktpalette um ein weiteres strukturiertes, kapitalgarantiertes
Produkt. Die Traditions-Anleihe (WKN BLB116) wurde für
Kommunalkunden konzipiert und entspricht den Anlagebe-
dingungen bayerischer Kommunen. 

Die Traditions-Anleihe ist ne-
ben einer einhundertprozentigen
Kapitalgarantie auf den Nennbe-
trag zudem mit der Chance auf ei-
nen Bonuskupon von 3 Prozent
am Laufzeitende ausgestattet. Ne-
ben einem garantierten Mindest-
kupon in Höhe von 1 Prozent p.a.
profitieren die Anleger der Tradi-
tions-Anleihe von attraktiven
Renditechancen durch den Dow
Jones EURO STOXX 50® als
Basiswert. Ein Durchschnittswert
aus monatlichen Beobachtungsta-
gen bestimmt dabei die jährliche
Kuponzahlung und wird gleich-
zeitig als garantierter Mindestku-

pon für die Folgejahre festge-
schrieben. Wird am Laufzeitende
eine Kuponsumme von insge-
samt 6 Prozent erreicht, profitie-
ren die Anleger zusätzlich von ei-
nem einmaligen Bonuskupon in
Höhe von 3 Prozent. Während
der Laufzeit bleiben die Anleger
flexibel, da ein Verkauf der Anlei-
he börsentäglich zu marktgerech-
ten Kursen möglich ist. Die
Zeichnungsphase wird am 31.
März 2006 - vorbehaltlich einer
vorzeitigen Schließung - enden.
Valutatag ist der 5. April 2006, die
Rückzahlung erfolgt am 6. April
2009.

Gegenüberstellung von Swap und Optionen
Optionen

Preisbegrenzung bei gleich-
zeitiger Wahrung von Chancen 

Prämienzahlung bei 
Abschluss, Zero-Cost-
Konstrukte möglich
Bei Optionskauf keine 
Kreditlinie erforderlich
Worst Case: Verlust der 
Optionsprämie

Swap
Preisfixierung für definierte
Öl-/Gas-Menge,
keine Zahlung einer Prämie
Bilaterales, 

Kreditlinie, aber keine Mar-
ginzahlungen erforderlich
Ausgleichzahlungen nach 
Settlement

Quelle: BayernLB
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(Fortsetzung von Seite 6)
drei bis vier Arbeitsplätze ge-
schaffen würden, hätten die
Sparkassen durch diese Grün-
dungsfinanzierung für etwa 5000
bis 7000 neue Jobs gesorgt. Mit
diesem Ergebnis liege Bayern
bundesweit an der Spitze. Ne-
ben der Gründungsfinanzierung
kümmerten sich die Sparkassen,
so Naser, auch um die immer
wichtiger werdende Frage der
Gestaltung von Nachfolgerege-
lungen für Betriebe und im
Handwerk.

Konstante Bilanzsumme

Im Berichtsjahr 2005 haben
die bayerischen Sparkassen ihre
addierte Bilanzsumme mit 152,7
Mrd. Euro konstant gehalten.
Während die Kundeneinlagen
um 1,2 Prozent auf 116,2 Mrd.
Euro zunahmen, gab das Kredit-
geschäft nach, und zwar bei
Kundenkrediten um 0,2 Prozent
auf 95,05 Mrd. Euro. Kredite an
öffentliche Haushalte fielen um
0,5 Prozent auf 5,66 Mrd. Euro
zurück. Daran aber lasse sich, so
Naser, nicht unbedingt die öko-
nomische Dynamik ablesen.
Aussagefähiger seien die Darle-

henszusagen. So hätten die mit-
tel- und längerfristigen Zusagen
an Unternehmen und Selbständi-
ge um 23,8 Prozent im Jahres-
vergleich zugenommen, und dies
vor allem im dritten und vierten
Quartal.

Bäume wachsen nicht
in den Himmel

Bei leicht rückläufigem Zins-
überschuss, konstantem Provi-
sionsüberschuss, aber mit 705,4
(Vorjahr: 933,3) Mio. Euro
deutlich geringerer Notwen-
digkeit der Risikovorsorge und
einer Aufwands-/Ertrags-Rela-
tion (Cost-Income-Ratio) von
65,3 (65,5) Prozent stieg der
addierte Jahresüberschuss um
37,5 Prozent auf 347,4 (256,1)
Mio. Euro. 

Zwar, so Naser, signalisiere
der Frühindikator „offene Darle-
henszusagen“ eine Konjunktur-
erholung, doch sei der Wirt-
schaftsaufschwung bisher erst
mäßig. „Unsere Bäume werden
nicht in den Himmel wachsen“,
sagte er in verhaltenem Opti-
mismus. Ziel bleibe, die Auf-
wands-/Ertrags-Relation auf 60
Prozent zu drücken.                dhg.

Freizeithallen mit privatem
Kapital sicher finanziert

Der Bau moderner Freizeithallen mit hohem Sicherheitsstandard
für Veranstaltungen, Kultur und Sport ist für Kommunen eine fi-
nanzielle Herausforderung. Wie das trotz angespannter Haus-
haltslage dennoch gelingt, haben Ingolstadt und Sonthofen mit
dem Bau großzügiger Sporthallen und Erlebnisbäder durch eine
kluge Finanzierung gemeinsam mit privaten Investoren bewiesen.

Die Saturn-Arena, eine Multi-
funktionshalle für Kultur- und
Sportveranstaltungen, steigert
zusammen mit dem benachbar-
ten neuen Erlebnisbad seit ihrer
Eröffnung Ende 2003 den Frei-
zeitwert Ingolstadts. Weil die
Stadt im Zentrum des Städtedrei-
ecks München, Nürnberg und
Augsburg attraktiver werden
sollte, leistete sich die Kommune
die Investition, trotz angespann-
ten Haushalts. Ähnlich sahen das
die Stadtväter im Luftkurort
Sonthofen im Allgäu, als sie sich
entschieden, das Freizeitangebot
der Alpenstadt des Jahres 2005
zu bereichern. 

Freizeitbad Wonnemar

Das neue Freizeitbad Wonne-
mar erlaubt es Gästen, je nach
Stimmung unabhängig von der
Wetterlage im Sommer wie im
Winter zu wandern, Sport zu
treiben oder zu bummeln. Sont-
hofen hat mit der Investition,
die Teil des Stadtentwicklungs-
Projektes „Zukunft Sonthofen“
ist, seinen Freizeitwert im Wett-
bewerb mit anderen Tourismus-
gemeinden erhöht.

Maßgeschneiderte
Finanzierungsmodelle

Möglich wurde das bei bei-
den Städten mit maßgeschnei-
derten Finanzierungsmodellen.
Auf die Erfordernisse der öf-
fentlichen Hand und unter-
schiedliche regionale oder kom-
munale Besonderheiten hat sich
die SüdLeasing-Gruppe in
Stuttgart und Mannheim einge-
stellt, eine der größten deut-
schen herstellerunabhängigen
Leasinggesellschaften. Im Ver-
bund mit ihrer hundertprozenti-
gen Konzernmutter, der Lan-
desbank Baden-Württemberg,
entwickelt und verfeinert sie
seit Jahren innovative Finanzie-
rungskonzepte für die öffentli-
che Hand. 

Sie haben sich beim Bau von
Freizeiteinrichtungen und Er-
lebnisbädern nicht nur in Ingol-
stadt und Sonthofen, sondern in
vielen weiteren Städten be-
währt: Etwa beim Bau von Bä-

dern in Dorsten, Obersthausen,
Ulm und Wismar oder des
Sport- und Freizeitzentrums in
Aschersleben.

vaten Partner, z.B. der Leasing-
gesellschaft, übernommen. Das
schließt alle Termin- und Preis-
risiken ein.

Während der Bauphase ent-
stehen für die Kommune keine
mit dem Bau verbundenen Ko-
sten. Zahlungen werden erst
nach Inbetriebnahme fällig und
können aus dem laufenden Be-
trieb erwirtschaftet werden.

Die Finanzierung erfolgt zu
Kommunalkreditkonditionen.

Von PPP-Modellen profitie-
ren beide Seiten: Die Kommu-
nen, weil sie ihren Haushalt ent-
lasten und trotzdem die politi-
sche Kontrolle über die Investi-
tion behalten. Die privaten In-
vestoren erschließen auf diese
Weise neue Marktchancen.

Typisch ist eine klare Auf-
gabenverteilung: Die privaten
Partner fungieren in der Regel
als Finanzier, Projektentwickler
und Bauherren. Die öffentliche
Hand sorgt für die plangerechte
Beschleunigung der bürokrati-
schen Verfahren sowie die
Schaffung von Planungsrecht.

Klare Aufgaben- und
Risikoverteilung
bei PPP-Modellen

Ein solches PPP-Modell
funktioniert etwa so (siehe Gra-
fik): Einem privaten Investor
wird im Rahmen eines Erbbau-
rechtsvertrages das Eigentum
am zu bebauenden Grundstück
eingeräumt. Gleichzeitig über-
nimmt er die Verpflichtung, auf

dem Erbbaugrundstück die vor-
gesehene Bebauung zu realisie-
ren. Der Investor übernimmt al-
le Risiken wie ein Eigentümer.
Im Gegenzug wird der Kommu-
ne in einem befristeten Nut-
zungsvertrag das Recht zur Nut-
zung des Hallenneubaus für
Veranstaltung-, Sport- oder an-
dere Zwecke gegen Entgelt an
die Leasinggesellschaft einge-
räumt, die mit dem Bau beauf-
tragt wird. Zahlen mussten die
Kommunen für ihre neuen Bä-
der erst nach Fertigstellung.

Miet-Nutzungs-Modell

Ein anderes Finanzierungs-
modell wurde von der SüdLea-
sing für den Fall entwickelt,
dass eine Kommune in den
Bau einer Freizeithalle inve-
stieren und selbst betreiben
will. Beim so genannten Miet-
Nutzungs-Modell erhält die
Leasinggesellschaft lediglich
ein Nutzungsrecht. Sie errich-
tet nach den Vorgaben der
Kommune das Erlebnisbad
oder eine andere Freizeitstätte
und vermietet sie nach Schlüs-
selübergabe langfristig an die
Kommune. Die Investitionsko-
sten werden über eine vertrag-
lich festgelegte Nutzungszeit
abgezahlt.

Entlastung der
kommunalen Verwaltung

Die Vorteile dieser Variante:
Die Kommune kann die Risi-
ken der Bauphase, etwa die Ge-
fahr von Termin- und Kosten-
überschreitungen, auf die als
Bauherr erfahrene SüdLeasing
Baumanagement GmbH verla-
gern. Sie entlastet die kommu-
nale Verwaltung von allen Pro-

blemen des Baumanagements
und der Baukontrolle. Auf die
Bestellung eines Erbbaurechts
kann verzichtet werden. Da-
durch entfallen Zusatzkosten
wie Grunderwerbsteuer oder
Notar- und Gerichtsgebühren.

Fazit: Die Vorzüge von PPP-
Modellen auf einen Blick:

Zur Finanzierung öffentli-
cher Investitionen werden Ei-
genmittel privater Investoren
genutzt.

Die kommunalen Ausgaben
für Freizeiteinrichtungen wer-

den vertraglich langfristig für
den Haushalt festgeschrieben.
So lässt sich ein Angebot von
Veranstaltungen sowie von
Freizeit-, Schul- und Vereins-
sport sichern, ohne die Stadt-
kasse durch die Investition
überzustrapazieren.

Das verbesserte Freizeitan-
gebot erhöht, wie im Falle In-
golstadts oder Sonthofens, die
Attraktivität der Kommune - ein
gutes Argument im Wettbewerb
um industrielle Ansiedlungen
oder Touristen.

Stellvertretende Bezirkstagspräsidentin Ursula Lax, Bezirks-
rat Alois Stadler, Bezirkstagspräsident Jürgen Reichert, Regie-
rungspräsident Ludwig Schmid sowie die Bezirksräte Wolf-
gang Bähner und Alwin Jung (von links) bei der Übergabe der
Stiftungsurkunde.

Neue Stiftung des Bezirks
Schwaben nun offiziell

Augsburg (pm). Jetzt ist es offiziell: Auch beim Bezirk Schwa-
ben gibt es nun eine große Kulturstiftung. Regierungspräsi-
dent Ludwig Schmid überreichte die Stiftungsurkunde bei ei-
nem kleinen Festakt an Bezirkstagspräsident Jürgen Reichert. 

Die „Bezirk-Schwaben-Stif-
tung für Kultur und Bildung“ ist
die 411. Stiftung in Schwaben.
Eingerichtet wurde die Stiftung,
um auch künftig Impulse in der
schwäbischen Kulturlandschaft
setzen zu können. Der Haushalt

des Bezirks Schwaben wird seit
Jahren zu über 90 Prozent von
den sozialen Hilfen dominiert. 

„Da bleibt nicht mehr viel
Spielraum für andere Aufga-
ben“, betont Bezirkstagspräsi-
dent Jürgen Reichert. Insbeson-
dere in den vergangenen Jahren
mussten, auch aufgrund der fi-
nanziellen Zwänge, neue Akzen-
te in der Kulturarbeit gesetzt
werden. „Mit der Stiftung geben
wir ein deutliches Signal, dass
der Bezirk auch weiterhin für die
schwäbischen Kultureinrichtun-
gen und Kulturschaffenden ein
aufgeschlossener Partner ist“, so
Reichert. 

Die Stiftung wird nun in Etap-
pen vom Bezirk mit einem
Grundstock ausgestattet, „wir
sind aber zuversichtlich, dass wir
mit Zustiftungen und Erbschaf-
ten den Sockel noch deutlich er-
weitern können“, betonte der Be-
zirkstagspräsident bei der Über-
gabe der Stiftungsurkunde.       

Faltlhauser zur Besteuerung von Geldspielautomaten:

Untragbaren Zustand
schnell beenden

„Es ist ein völlig untragbarer Zustand, dass Geldspielautoma-
tenumsätze derzeit nicht besteuert werden können: Dem Staat
entgehen jährlich 200 Millionen Euro, wenn sich Bund und Län-
der nicht auf ein Konzept zur Besteuerung einigen. Die Länder-
finanzminister sind deshalb nunmehr grundsätzlich bereit, den
Streit zu beenden und die vom Bund vorgeschlagene Umsatz-
steuerlösung zu akzeptieren, wenn sie einen angemessenen Aus-
gleich für ihre Steuerausfälle bei der Spielbankabgabe erhalten.
Das hat die Bundesregierung nun akzeptiert“, teilte Finanzmi-
nister Kurt Faltlhauser in München mit.

Nach alter Rechtslage unter-
lagen Umsätze, die mit Geld-
spielautomaten außerhalb von
öffentlichen Spielbanken erzielt
wurden, der Umsatzsteuer. Auf-
grund der neuen Rechtspre-
chung des Europäischen Ge-
richtshofs ist die bisherige Pra-
xis, Umsätze bei Geldspielauto-
maten in Spielbanken der Spiel-
bankabgabe zu unterwerfen, bei
Geldspielautomaten außerhalb
der Spielbanken dagegen Um-
satzsteuer zu erheben, gemein-
schaftsrechtlich unzulässig.

Der Bundesfinanzhof hat sich
dieser Rechtsprechung ange-
schlossen. Aus dieser Recht-
sprechung ergibt sich derzeit ei-
ne nicht hinnehmbare Besteue-
rungslücke bei der Besteuerung
von Umsätzen, die mit Geld-
spielautomaten außerhalb von
öffentlichen Spielbanken erzielt
werden.

Zwei Konzepte
in der Diskussion

Zur Schließung der Besteue-
rungslücke wurden zwei Kon-
zepte diskutiert:

Die Bundesregierung hatte
eine Aufhebung der bisherigen
Umsatzsteuerbefreiung für Um-

sätze der zugelassenen öffentli-
chen Spielbanken vorgeschla-
gen. Eine solche Regelung führt
dazu, dass sämtliche Umsätze
der Spielbanken und die Umsät-
ze der Geldspielautomaten
außerhalb von Spielbanken der
Umsatzsteuer zu unterwerfen
sind. 

Die Mehrheit der Länderfi-
nanzminister hatte die Ein-
führung einer Spieleinsatzsteuer
vorgeschlagen und die Umsatz-
steuerlösung des Bundes abge-
lehnt, unter anderem, weil der
Bund nicht bereit war, den Län-
dern für die hiermit verbunde-
nen Einnahmeausfälle bei der
Spielbankabgabe eine Kompen-
sation zu schaffen. 

Zügige Verhandlung

„Jetzt ist die Bundesregierung
endlich bereit, für einen ange-
messenen Ausgleich der Steuer-
ausfälle der Länder bei der
Spielbankabgabe zu sorgen.
Über den konkreten Betrag und
die technische Umsetzung wer-
den wir nun zügig verhandeln,
um die untragbare Situation so
schnell als möglich zu been-
den“, erklärte Faltlhauser ab-
schließend.
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GRUNDSTRUKTUR VON PPP-MODELLEN
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Forderung nach höherem 
Sicherheitsstandard

Die Partnerschaft von öffent-
licher Hand und privaten Inve-
storen bei Neubau und Betrieb
kommunaler Zweck- und Frei-
zeitbauten findet eine zuneh-
mende Akzeptanz, beobachtet
Olaf Grübler, Mitglied der Ge-
schäftsleitung der SüdLeasing.
Sie hat bisher schon ein Investi-
tionsvolumen von rund vier
Milliarden Euro gemeinsam mit
der öffentlichen Hand realisiert.
Das Interesse an solchen Pu-
blic-Private-Partnership-Model-
len (PPP) könnte weiter steigen.
Denn Experten rechnen nach
den Schneeunfällen in diesem
Winter mit der strengeren Prü-
fung älterer Hallenbauten und
der Nachfrage nach Neubauten
mit höherem Sicherheitsstan-
dard. PPP-Finanzierungsmodelle
haben mindestens drei Vorteile:

Sämtliche Risiken während
der Bauphase werden vom pri-

Kontenabrufverfahren:

Fiskus soll Kosten
übernehmen

Der Nürnberger Banken-Pro-
fessor Wolfgang Gerke fordert,
dass die Kosten, die bei den Ban-
ken und der BaFin für Kontenab-
fragen entstehen, aus Steuermit-
teln finanziert werden. „Es ist im
Grunde keine Aufgabe der Fi-
nanzwirtschaft, den verlängerten
Arm für den Fiskus zu spielen,
sondern eine öffentliche Aufga-
be“, sagte er exklusiv dem „Ge-
nossenschaftsblatt“, dem Magazin
der bayerischen Genossenschaf-
ten, in seiner März-Ausgabe. 

Bund der Steuerzahler:

Verleihung des Kreativpreises 
an Prof. Dr. Claus Grimm

Der Bund der Steuerzahler in Bayern würdigt in Koopera-
tion mit der Bayerischen Gemeindezeitung die Leistungs-
und Erfolgsbilanz von Prof. Claus Grimm.

Am 18. April wird dem Leiter des Hauses der Bayerischen
Geschichte im Kleinen Goldenen Saal in Augsburg der Kreativ-
preis des Bundes der Steuerzahler in Bayern e.V. verliehen. Die-
se Auszeichnung ist Anerkennung für mehr als zwei Jahrzehnte
unkonventioneller und kreativer Arbeit. 

Nach der Begrüßung durch den Präsidenten des Bundes der
Steuerzahler in Bayern e.V., Rolf von Hohenhau, und Anne-Ma-
rie von Hassel von der Bayerischen Gemeindezeitung, wird
Augsburgs OB Dr. Paul Wengert ein Grußwort sprechen. Die
Laudatio hält Wissenschaftsminister Dr. Thomas Goppel, die
Preisverleihung übernimmt Dr. h.c. Paul Stefan, BdSt-Verwal-
tungsratsvorsitzender. BR-Moderator Gerhard Schmitt-Thiel
führt durch das Programm.
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Mit kreativen Ideen kommunale
Zukunft aktiv mitgestalten

GZ-Interview mit dem neuen Leiter des Bereichs „Öffentlicher Sektor“
bei der Deutschen Bank, Hans-Jürgen Gerlach

Seit einem halben Jahr ist Hans-Jürgen Gerlach Leiter des Be-
reichs „Öffentlicher Sektor“ für den gesamten Freistaat Bay-
ern. Gemeinsam mit seinem Team begleitet er die bayerischen
Kommunalkunden der Deutschen Bank in allen Fragen ihrer
Geldgeschäfte.

GZ: Herr Gerlach, wie beur-
teilen Sie die fortdauernd zähe
Investitionslage der Kom-
munen und wo liegen aktuell
die größten Hemmnisse für
kommunale Investitionen? 

Gerlach: Nach wie vor befin-
den sich die kommunalen Finan-
zen in der Krise. So werden sich

weitere „große Brocken“ zu er-
warten?

Gerlach: Vor einigen Mona-
ten war ich eher skeptisch, noch
viele „echte“ Privatisierungen
zu sehen. Nicht alle Aufgabenbe-
reiche der Öffentlichen Hand
eignen sich für eine Privatisie-
rung. In der Diskussion treffen
oftmals pragmatische Ansätze
mit Emotionen zusammen und
führen zu schlechten Ergebnis-
sen. Seit kurzem zeichnet sich
aber ein interessanter Trend im
Bereich der kommunalen Woh-
nungsgesellschaften ab, z.B. in
Dresden. 

GZ: Wodurch sind diese
neuen Ansätze gekennzeich-
net?

Gerlach: In Dresden versucht
man sehr erfolgreich, finanzielle
Interessen zur Haushaltsentlas-
tung mit sozialen und städtebau-
lichen Anforderungen in Ein-
klang zu bringen. Und es funk-
tioniert. Insbesondere bei Woh-
nungsgesellschaften muss auch
der sozialen Komponente, wie
der Mietentwicklung, ein hohes
Gewicht beigemessen werden.
Ein sensibler Bereich, für den es
aber Möglichkeiten gibt.

GZ: Sehen Sie noch weitere
Felder ?

Gerlach: Auch im Bereich der
kommunalen Ver- und Entsor-
gungswirtschaft sehe ich noch
Potential für Veränderungen. Es
wird für die Kommunen zuneh-
mend interessanter, aus kommu-
nalem Infrastrukturvermögen,
wie z.B. Netzen, Liquidität zu
schöpfen, ohne diese zu verkau-
fen. Gerade im Ausland hat man
hiermit gute Erfahrungen ge-
sammelt. Die Doppik wird dazu
beitragen, den Wert kommuna-
len Vermögens transparent zu
machen und den Handlungsbe-
darf zu beschleunigen. Hierfür
haben wir Lösungen. 

GZ: Welche Rolle spielt der
demographische Faktor ?

Gerlach: Die meisten Kom-
munen stehen vor der Heraus-
forderung, bei langlebigen kom-
munalen Investitionen den de-

mographischen Faktor zu be-
rücksichtigen. In Dresden geht
es auch darum, strukturellen
Leerstand zu beseitigen. Desin-
vestieren kann auch heißen,
Wohnungen zurückzubauen. An-
dere Kommunen stehen bei Sa-
nierungen vor der Frage, ob das
marode Schulgebäude bei der zu
erwartenden Bevölkerungsent-
wicklung in zehn Jahren über-
haupt noch benötigt wird. Hier
versuchen wir, möglichst viele
Faktoren einzubeziehen. Schließ-
lich geht es darum, kommunale
Zukunft aktiv zu gestalten. 

Hans-Jürgen Gerlach, 43,
verheiratet, zwei Kinder,
ist seit Oktober 2005 Leiter
des Bereichs „Öffentlicher
Sektor“ der Deutschen
Bank in München. Mit sei-
nem Team in München
und Nürnberg betreut
Hans-Jürgen Gerlach auch
die kommunalen Kunden
im gesamten Freistaat Bay-
ern. Dieser Herausforde-
rung stellt sich der gebürti-
ge Flensburger sehr gern.

GZ: Wie beurteilen Sie das
Thema kommunales Schul-
denmanagement? Wird das
ein Boom-Thema für die Ban-
ken?

Gerlach: Modernes Finanz-
und Schuldenmanagement, wie
es der Bund und die Länder be-
treiben, führen wir auch auf
kommunaler Ebene erfolgreich
ein. Die Steuerung der Kredite
erfordert Marktkenntnis und Er-
fahrung. Zahlreiche Kommunen
haben bereits gute Ergebnisse
erzielt und ihre Zinslast erheb-
lich senken können. Transparenz
und der Einsatz moderner In-
strumente begrenzen Risiken und
führen in vielen Fällen zu einem
veränderten Tilgungsverhalten.
Auch somit kann der Schulden-
zuwachs gebremst und Spiel-
raum für neue Aufgaben ge-
schaffen werden. Zudem ergeben
sich qualitative Effekte, wie z.B.

auch weiterhin die Kommunen
kaum die notwendigsten Investi-
tionen leisten können. Konven-
tionelle Einsparpotentiale wur-
den oftmals bereits weitgehend
ausgeschöpft. Wenn wir nen-
nenswerte Spielräume für kom-
munale Investitionen schaffen
wollen, müssen wir die Aufgaben
der Öffentlichen Hand und auch
den Umfang der Aufgabendurch-
führung auf einen kritischen
Prüfstand stellen.

GZ: Ist der Zenit der Priva-
tisierungen überschritten oder
sind nach dem Energiebereich

Privater Investor suchtKrankenhaus, Hotel o. ä.(auch aufgelassen)
für erfolgreiches Klinikkonzept (Kapazität ab 100Appartments), vorzugsweise zwischen Garmischund Salzburg, verkehrsgünstig angebunden,in landschaftlich reizvoller Umgebung.Angebote an die Bayerische Gemeindezeitung unter Chiffre GZ4-06-Wa

ein verbessertes Know-how der
Verwaltung. Von daher wird es
ein Boom-Thema, das aber auch
von der Politik mitgetragen wer-
den muss.

GZ: Neues kommunales Fi-
nanzmanagement und verbes-
serte politische Steuerung:
Wie sehr die beiden Themen
zusammengehören, wird häu-
fig noch nicht richtig erkannt.
Warum ist das so? 

Gerlach: Weil wir uns erst
daran gewöhnen müssen, die
Vorteile der neuen Instrumente
auch vollständig zu nutzen. Die
Veränderungen sind so groß,
dass man sicherlich den Hebel
nicht in allen Fällen gleich umle-
gen kann. Dies ist ein Entwick-
lungsprozess, den wir auch in
der Privatwirtschaft sehen, wo
nicht jedes moderne Steuerungs-
instrument auf Anhieb eingesetzt
wird. Dass es sich aber auf 
Dauer durchsetzt, steht für mich
außer Frage. 

GZ: Wo sehen Sie die wich-
tigsten Kompetenzen Ihres
Hauses?

Gerlach: Wir begleiten den
strukturellen Wandel der Öffent-
lichen Hand - von der Verwal-

tung zum Dienstleistungskon-
zern - und haben den Anspruch,
Qualitäts- und Innovationsfüh-
rer zu sein. Unser Ziel ist es, ge-
meinsam mit unseren Kunden
der Öffentlichen Hand in unse-
rem deutschen Heimatmarkt
neue Ideen zu entwickeln und
neue Wege zu beschreiten. Ande-
re Länder, in denen die Deutsche
Bank auch aktiv tätig ist und Er-
fahrungen sammeln konnte,
haben es vorgemacht. Wir su-
chen nach erfolgreich umgesetz-
ten Lösungen auf der ganzen
Welt und wollen diese auch in
Bayern anwenden. 

GZ: Was bringen Sie per-
sönlich ein bzw. wo sehen Sie
Ihre Stärken?

Gerlach: Mein Ziel ist es, den
Kommunen die neuen und mo-
dernen Möglichkeiten der Märk-
te noch stärker als bisher zu
eröffnen. Eine Vielzahl von
Chancen sind den Kommunen
und kommunalen Unternehmen
bislang noch verschlossen. Hier
gilt es zum Teil Pionierarbeit zu
leisten. Gemeinsam mit meinen
Kolleginnen und Kollegen stelle
ich mich dieser Aufgabe sehr
gerne. Wir freuen uns darauf.  

Münchener Hypothekenbank stellt fest:

Kommunalkredite 
immer weniger gefragt

Hauptursache ist der Zwang zum Schuldenabbau 
Belebung am Immobilienmarkt vor allem durch Ausländer

Die Münchener Hypothekenbank eG, die traditionell in den drei
Bereichen privater Wohnungsbau, gewerbliche Finanzierungen
und Staatskredite (einschließlich Kommunalkredite) tätig ist,
hat erfahren müssen, dass das Geschäft mit Staatskrediten, ins-
besondere aber mit Kommunalkrediten tendenziell rückläufig
ist. So ging das Neugeschäft mit Staatskrediten 2005 deutlich auf
1,9 Mrd. Euro zurück, nachdem es im Jahr zuvor noch 5,3 Mrd.
Euro betragen hatte. 

Erich Röder, Sprecher des
Vorstandes, nannte vor der Pres-
se als Gründe die unbefriedigen-
de Margensituation und vor al-
lem die Tatsache, das Deutsch-
land im Rahmen des EU-Stabi-
litätspaktes seine Verschuldung
zurückfahren muss, will es nicht
in Brüssel milliardenschwere
Strafzahlungen riskieren. Da ist
für neue Kreditaufnahmen kaum
Platz. Diesem Zwang zum
Schuldenabbau aber sind glei-
chermaßen der Bund, die Länder
und auch die Kommunen unter-
worfen. Speziell den Kommu-
nen, die jahrelang unter rückläu-
figen Steuereinnahmen gelitten
haben, fallen Tilgungen und
Zinszahlungen immer schwerer.
Und in Bayern kommt hinzu,
dass der Freistaat von 2006 an
seinen Haushalt ohne Neuver-
schuldung gestalten will.

Röder geht davon aus, dass
das Staatskreditgeschäft auf ab-
sehbare Zeit rückläufig bleiben
wird. Zwar werde die Münche-
ner Hypothekenbank dieses Ge-
schäft auch in Zukunft betreiben,
aber sie müsse versuchen, die
Ausfälle in anderen Bereichen
zu kompensieren. Ob der PPP-
Bereich (Public-Private-Part-
nership) einen solchen Ausgleich
wenigstens teilweise bieten kön-
ne, sei noch nicht sicher. PPP-
Geschäfte seien sehr spezielle
Geschäfte und erforderten Spezi-
alkenntnisse, für die die Bank
bisher noch keine Abteilung auf-
gebaut habe.

Bauwirtschaft im 
Aufwärtstrend

Trotz dieser für die Bank uner-
freulichen Entwicklung hat sie
nach dem nicht ganz leichten
Jahr 2004 im Berichtsjahr „be-
friedigend bis gut“ abgeschlos-
sen und die Scharte im Staats-
kreditgeschäft durch die beiden
anderen Bereiche kompensieren
können. Auch wenn noch einige
beachtliche Herausforderungen
zu meistern seien, um zu einer
betriebswirtschaftlich angemes-
senen Profitabilität zurückzu-
kehren, erwarten Röder und sei-
ne Kollegen, dass es 2006 weiter
aufwärts geht. In der deutschen
Wirtschaft sei mit einer Bele-
bung zu rechnen. Die Bauwirt-
schaft werde ihren zum Jahres-
wechsel erkennbaren Aufwärt-
strend fortsetzen können. Vor
dem Auslaufen der Eigenheim-

zulage habe sich ein Auftrags-
und Genehmigungsstau gebildet,
der im Jahresverlauf 2006 nach-
fragewirksam werde. Hinzu
komme die „flache Zinsstruk-
tur“.

Im Segment private Wohnim-
mobilien sei allerdings noch nicht
mit einem bundesweiten, sondern
regional differenzierten Anstieg
der Neubautätigkeit zu rechnen.
Im gewerblichen Inlandsgeschäft,
wo das durchschnittliche Darle-
hen auf 495 000 Euro gesunken
ist, erwartet die Münchener Hyp
ein Neugeschäft mindestens auf
dem Niveau des Vorjahres. Ak-
quisitionspotenzial liege speziell
im stetig zunehmenden Interesse
ausländischer Investoren, die
schon im Jahr 2005 im Anlage-
land Deutschland fast zwei Drittel
aller Immobilieninvestments ge-
tätigt hätten. Hintergrund sei das
Preisgefälle im Vergleich zu boo-
menden europäischen Märkten. 

Vor diesem Hintergrund sieht
Röder mit Blick auf den Wettbe-
werb gute Perspektiven für sein
Haus, und zwar sowohl durch
die aufhellende Konjunktur als
auch durch gute Neugeschäfts-
zahlen. Bei immer knapperen
Margen werde der Kampf um
Marktanteile in der Immobilien-
finanzierung durch innovative
Produkte und schlanke Prozesse
entschieden. Die Münchener
Hyp wolle den Schwung aus
dem Jahr 2005 nutzen, den ein-
geschlagenen Weg konsequent
weitergehen und die Chancen
zur Erhöhung ihres Marktanteils
in der Wohnbaufinanzierung er-
greifen. Individuelle Lösungen
und Kundenzufriedenheit seien
dabei ihre Handlungsparameter.

Kurze Entscheidungswege
- schnelle Abwicklung

Im Berichtsjahr 2005 konnte
die Münchener Hyp im Kernge-
schäftsfeld Wohnungsbau ihre
Hypothekenzusagen um 36,7
Prozent auf 1,25 Mrd. Euro stei-
gern, wobei längerfristige Finan-
zierungen stark gefragt waren.
Das durchschnittliche Woh-
nungsbaudarlehen ging auf
83.000 Euro zurück. Hilfreich
beim Geschäft waren die zwölf
Regionalbüros in Deutschland.
Kurze Entscheidungswege so-
wie Schnelligkeit in der techni-
schen Abwicklung haben nach
Vorstandsdarstellung im Seg-
ment der gewerblichen Finanzie-

rungen den Akquisitionserfolg
beflügelt, besonders im ausländi-
schen Direktgeschäft. So wurde
das Neugeschäft mit 966,9 (Vor-
jahr: 429,8) Mio. Euro knapp ver-
doppelt. Dazu beigetragen hat,
dass die Münchener Hyp in den
wichtigsten ausländischen Ziel-
märkten durch Kooperationspart-
ner oder gar Repräsentanzen wie
in London vertreten ist.

Im Inland entfielen 17,2 Pro-
zent der Hypothekenzusagen
auf Bayern, 16 auf Nordrhein-
Westfalen und 8,9 auf Baden-
Württemberg. Der Anteil des
Auslandsgeschäftes am gesam-
ten Neugeschäft stieg auf 29,3
Prozent. Wichtigster Auslands-
markt waren die USA mit einem
Anteil am ausländischen Ge-
schäft von 43,6 Prozent, gefolgt
von Großbritannien mit 28,6,
den Niederlanden mit 9,6 und
Frankreich mit 7,5.

Bestandsentwicklung

In der Bestandsentwicklung
wuchs die Bilanzsumme um 3,4
Prozent auf 34 Mrd. Euro. Der
Darlehensbestand nahm um 0,63
Prozent auf 23,4 Mrd. Euro zu.
Davon entfielen auf Hypotheken
11,77 Mrd. Euro (+ 3,3 Prozent)
und Kommunalkredite 11,66
Mrd. Euro (- 1,90 Prozent). Hin-
zu kommen Wertpapiere im
Staatskreditgeschäft von 6,85
Mrd. Euro (+ 1,91 Prozent). Ins-
gesamt erreichten damit die Aus-
leihungen 30,3 Mrd. Euro.

Für die Refinanzierung war
die Münchener Hyp, so Röder,
bei Investoren aus dem In- und
Ausland eine attraktive Adresse.
Wegen der rückläufigen Staats-
kredite blieb das Emissionsvolu-
men mit brutto 6,4 (7,3) Mrd.
Euro unter dem des Vorjahres.
Davon entfielen 31 Prozent auf
Jumbo-Pfandbriefe, 34 auf Fest-
zinsanleihen, 18 auf strukturierte
Anleihen und 17 Prozent auf va-
riabel verzinsliche Anleihen.
Mehr als die Hälfte der Emissio-
nen wurde im Ausland platziert.
Größere Abnehmer waren Ban-
ken und Fonds aus Asien, Skan-
dinavien, Großbritannien und

der Schweiz. Nach Abzug der
Rückflüsse ergab sich ein Netto-
absatz von 1,0 (1,2) Mrd. Euro.

Dank eines höheren Zins- und
Provisionsüberschusses und ge-
ringerer Verwaltungskosten - u.a.
wurde die Zahl der Mitarbeiter
um 44 auf 355 reduziert -, aber
auch, weil die Maßnahmen zur
Risikovorsorge und für Bewer-
tungsmaßnahmen bei Finanzan-
lagen von 30,2 auf unter 19,6
Mio. Euro gesenkt werden konn-
ten, erreichte der Jahresüber-
schuss 10,2 Mio. Euro nach 8,3
Mio. im Jahr zuvor. Die Erfolge
bei der Kostensenkung zeigen
sich besonders deutlich in der so-
genannten Cost-Income-Ratio,
die angibt, wie viel Cent man
aufwänden muss, um einen Euro
zu verdienen. Sie sank nämlich
von 64,1 auf 52,9 Prozent. Ziel
bis 2008 bleiben 45 Prozent.

Die Mitglieder (Genossen) der
Münchener Hyp erhöhten ihre
Geschäftsguthaben haben um
8,98 Mio. Euro oder 8 Prozent
auf 120,9 Mio. Euro. Eine weite-
re Erhöhung des Eigenkapitals
ergaben sich aus der erstmaligen
Emission einer Anleihe über 140
Mio. Euro zur Rückzahlung fäl-
liger stiller Beteiligungen.
Einschließlich der Rücklagenzu-
führung hat die Münchener Hyp
jetzt ihr Kernkapital um 29,7
Prozent auf 656,5 Mio. Euro er-
höht. Das haftende Eigenkapital
stieg um 14,3 Prozent auf 984,7
Mio. Euro.

Dazu sagte Röder: „Mit einer
Kernkapitalquote von 8,4 Pro-
zent und einer Gesamtkapital-
quote von 12,6 Prozent sind wir
für das geplante nachhaltige
Wachstum bestens gerüstet. Wir
gelten zwar seit Juli 2004 auch
als Universalbank, aber wir blei-
ben in unseren traditionellen Ge-
schäftsfeldern. Wir wollen aber
unsere Eigenkapitalrendite von
4,8 Prozent im Jahr 2005 auf 5
bis 6 Prozent in diesem Jahr
steigern. Nach dem guten Neu-
geschäft in 2005 steht jetzt eine
gewisse Stabilisierung an. Aber
als mittelfristiges Ziel haben
wir 8 Prozent Eigenkapital-
Rendite. dhg.

Europäisches Parlament:

Gegen Standortverlagerungen
mit EU-Geldern

Straßburg (pm). Das Europäische Parlament hat sich heute
mit einer großen Mehrheit gegen Standortverlagerungen
mit EU-Fördergeldern ausgesprochen. Wie der Vorsitzende
der CSU-Europagruppe und Haushaltsexperte Markus
Ferber mitteilte, hat das Europäische Parlament eine ent-
sprechende Entschließung verabschiedet. Der Text fordert
auch Strafen für Unternehmen, die aus EU-Mitteln geför-
derte Standorte verlagern. Dies soll insbesondere für Unter-
nehmen gelten, die einen Standort innerhalb von 7 Jahren
nach dem Erhalt von EU-Fördermitteln verlegen. 

Ferber warnte im Zusammenhang mit der Debatte um EU-
Mittel zur Unternehmensförderung vor der Gefahr einer mög-
lichen „Abwärtsspirale für Arbeitsplätze“. An die Vergabe von
EU-Fördermittel müssten strenge Kriterien geknüpft werden,
um zu verhindern, dass Unternehmen Standorte verlagern, nur
um in den Genuss von Subventionen zu kommen. 

... ansonsten Streichung staatlicher Beihilfen

Für einen solchen Fall fordert die Entschließung des Eu-
ropäischen Parlaments die Streichung staatlicher Beihilfen. So
sollen Unternehmen, die einen zuvor mit öffentlichen Geldern
unterstützten Standort verlagern, für mindestens sieben Jahre
von der Förderung durch die EU-Strukturfonds ausgeschlos-
sen werden. Zudem sollen sie an dem neuen Standort keine öf-
fentlichen Beihilfen mehr beziehen. 

Ferber: „Die EU-Strukturfonds sollen Mehrarbeit schaffen,
ohne vorhandene Arbeitsplätze zu gefährden“. Ferber unter-
stützte Bestreben innerhalb der Bundesregierung, die EU-
Kommission zu verpflichten, keine EU-Gelder zu genehmi-
gen, wenn es sich um reine Betriebsverlagerungen handelt.  
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Bayerns Volks- und Raiffeisenbanken ziehen Bilanz:

„Die regionale Verwurzelung
ist unser Erfolgsgeheimnis“

Verbandspräsident Stephan Götzl übt heftige Kritik an Politik 
und Bankenaufsicht und beklagt Kapitalflucht

Für Bayerns Volks- und Raiffeisenbanken war 2005 ein erfolg-
reiches Jahr. Und auch 2006 dürfte gut werden, denn die Ban-
ken erkennen am zunehmenden Volumen ihrer Ausleihungen
„erste Anzeichen der wirtschaftlichen Belebung“. Stephan
Götzl, Präsident des Genossenschaftsverbandes Bayern, nutzte
die Gunst der Stunde in der Bilanzpressekonferenz, harsche
Kritik an Politik und Bankenaufsicht zu üben. 

Wegen ihrer überzogenen
Maßnahmen behinderten sie 
die internationale Wettbewerbs-
fähigkeit der deutschen, beson-
ders der bayerischen Banken.
Zugleich bekannte sich Götzl zur
Drei-Säulen-Struktur im deut-
schen Bankensystem und vor al-
lem zur flächendeckenden Prä-
senz der mittelstandsorientierten
Genossenschaftsbanken. Die re-
gionale Verwurzelung sei das Er-
folgsgeheimnis der bayerischen
Kreditgenossenschaften.

Strategischer Vorteil

Ende 2005 unterhielten die
354 (2004: 364) Volks- und Raif-
feisenbanken in Bayern 3346
Bankstellen, die rund 7 Mio.
Kunden betreuen. „Wir sind da,
wo der Mittelstand 
beheimatet ist“, sagte Götzl,
„nämlich in den ländlichen Re-
gionen.“ Die meisten Großban-
ken hätten sich von dort bereits
vor Jahren zurückgezogen. Bun-
desweit seien die Geschäftsban-
ken in zehn Prozent aller Land-
kreise nicht mehr vertreten. „Un-
sere ländliche Präsenz wird so-
mit zum strategischen Vorteil.
Durch unsere örtliche Präsenz
und die Kundennähe sind die
Volks- und Raiffeisenbanken die
einzigen echten Direktbanken“,
stichelte Götzl. 

Die Genossenschaftsbanken,
bei denen es auch in diesem Jahr
wieder zu einigen Fusionen auf
freiwilliger Basis kommen wird,
haben im vergangenen Jahr mit
knapp 35 000 Mitarbeitern ihren
Personalstand entgegen dem
Branchentrend stabil gehalten. In
Zeiten wirtschaftlicher Unsi-
cherheit böten die bayerischen
Kreditgenossenschaften beson-

ders in strukturschwachen Ge-
bieten für ihre Mitarbeiter einen
sicheren Arbeitsplatz und sorg-
ten so für Vertrauen in der Re-
gion, betonte der Genossen-
schaftspräsident. Mit 6,6 Prozent
Ausbildungsquote halten die
Volks- und Raiffeisenbanken so-

privaten Geschäftsbanken, öffent-
lich-rechtlichen Sparkassen und
Genossenschaftsbanken ist. Diese
Struktur habe sich bewährt, wie
die guten Renditen der bayeri-
schen Genossenschaftsban-
ken zeigten. Die oft zu niedrige
Rendite im deutschen Kreditge-
werbe seien vielmehr Folge häu-
fig wechselnder Geschäftsstrate-
gien einzelner Institute und von
Managementfehler. Die Strategie
der Genossenschaftsbanken aber
heiße Kontinuität.

Bankgeheimnis

Heftige Kritik übte der Ver-
bandspräsident an der Überregu-
lierung und an schlechten Rah-
menbedingungen in Deutsch-
land, die dem deutschen Ban-
kengewerbe im internationalen
Wettbewerb schwer zu schaffen
machten. Bei einer Umfrage des
Verbandes unter den Mitglieds-
banken habe sich gezeigt, dass
gesetzliche Regelungen, deren
Auslegung durch die Aufsichts-
behörden sowie die Prüfungs-
praxis der Behörden Schlüssel-
probleme der Banken, besonders
der kleineren, seien. Als weiteres
Problemfeld hätten sich gesetzli-
che Rahmenbedingungen erwie-
sen, die deutsche und ganz spezi-
ell bayerische Kreditgenossen-
schaften im Wettbewerb mit aus-
ländischen Banken benachteilig-
ten, besonders mit österreichi-
schen. Hier nannte Götzl an 
erster Stelle „die Aufhebung des
Bankgeheimnisses seit dem
Frühjahr 2005“, des weiteren das
starre und antiquierte deutsche
Arbeitsrecht und die viel zu ho-
hen Lohnnebenkosten, beson-
ders im personalintensiven Fi-
lialbanking.

Überregulierung

Zur Überregulierung verwies
Götzl darauf, dass in den Jahren
2004 und 2005 die knapp 360
bayerischen Mitgliedsbanken je-
weils rund 280 Mio. Euro an ad-
ministrativen Kosten aufwenden
mussten, also an Kosten z.B.für
aufsichtsrechtliche Vorschriften
sowie zur Vor- und Nachberei-
tung von Prüfungen, die die
Bankenaufsicht anordne. Das

heiße, dass bei durchschnittli-
chen Kosten von 45 000 Euro
pro Mitarbeiter mehr als 6000
der insgesamt 35 000 Mitarbeiter
ausschließlich damit beschäftig
seien, bürokratische Erfordernis-
se zu erfüllen. Vom Ertrag werde
ein Viertel durch die Bürokratie
aufgezehrt.

Kosten für
Sonderprüfungen

Als besonderes Ärgernis nann-
te der Verbandspräsident die Ko-
sten für Sonderprüfungen durch
die Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungen (BaFin). Dabei
komme es regelmäßig zu Dop-
pelprüfungen, indem zum Bei-
spiel Kreditengagements geprüft
würden, die bereits im Rahmen
der Abschlussprüfung geprüft
worden seien. 2005 habe es auf
Grund von 47 Sonderprüfungen,
die die bayerischen Genossen-
schaftsbanken alles in allem um
die 3,5 Mio. Euro gekostet hät-
ten, gerade mal Wertberichtigun-
gen von 0,4 Prozent des Kredit-
volumens von 168 Mio. Euro ge-
geben, also von 650.000 Euro je
Bank. Und diese Wertberechti-
gungen seien noch dazu zum
Teil ohnehin von den Banken
schon vorgesehen gewesen oder
aber durch den Wegfall von Risi-
ken gar nicht benötigt worden.

Keinerlei Zusatzerkenntnis

„Was“, so fragte Götzl, „brin-
gen diese Sonderprüfungen an
Nutzen?“ Er nannte sie verklau-
suliert Arbeitsbeschaffung für
Wirtschaftsprüfungsunterneh-
men und Berufserfahrung für
Nachwuchsprüfer. Die Zusatzer-
kenntnis der BaFin liege bei
Null. Wo die Sonderprüfungen
anlassbezogen notwendig seien,
sollten sie sachorientiert erfol-
gen. Doch sie dürften nicht zur
Routine verkommen. Das sei
wettbewerbsverzerrend und nut-
ze nur den ausländischen Wett-
bewerbern. In Österreich seien
die Regelungen großzügiger und
angemessener. Deshalb müsse
mit der „Bankenbelagerung durch
mobile Rollkommandos der
Bankenaufsicht“ in der jetzigen
Form Schluss sein. Bayerische

Kreditgenossenschaften wollen
weitere Filialen in Österreich
eröffnen, die dann dem dortigen
Aufsichtsrecht unterliegen. Bis-
her sind zwei Raiffeisenbanken
im Nachbarland tätig.

Massive Verunsicherung

Hart ins Gericht ging Götzl er-
neut mit dem automatischen Ab-
ruf von Konteninformationen.
Ursprünglich 2003 zur Terrorab-
wehr erdacht, produziere diese
Regelung massive Verunsiche-
rung und Vertrauensverlust unter
den Kunden deutschen Banken.
Dadurch flössen immensen von
deutschen Konten ins Ausland,
so seit Ende 2004 von Konten
bayerischer Kreditgenossenschaf-
ten mindestens 434 Mio. Euro,
Bar-Transfers natürlich nicht mit
erfasst. Hochgerechnet auf alle
Banken und ganz Deutschland,
sei die Kapital-Abwanderung
um ein Vielfaches größer. Der
Trend sei ungebrochen, weil die
Kunden im Ausland ihre Privats-
phäre geschützt sähen. Öster-
reich werbe damit, das das
Bankgeheimnis im Lande Ver-
fassungsrang habe. Götzl forder-
te die Einführung einer Abgel-
tungssteuer statt der bürokrati-
schen Schnüffelei. Sie mache
das unsägliche System des Kon-
tenabrufs überflüssig. 

Erste Zeichen der Belebung

Wenn Deutschland den wirt-
schaftlichen Aufschwung schaf-
fen wolle, dürfe es weder Jahr
für Jahr 280 Mio. Euro im büro-
kratischen Treibsand versickern
lassen noch weiter der Kapital-
abwanderung zusehen. Dieses
Geld fehle für Investitionen in
Deutschland und zur Stimulie-
rung der Binnennachfrage. Die
bayerischen Genossenschafts-
banken sehen erste Zeichen der
wirtschaftlichen Belebung, da
ihre Ausleihungen erstmals seit
2000 wieder zugenommen ha-
ben und sich weiter beschleuni-
gen. Deshalb wollten sie 2006
auch ein Sechstel mehr investie-
ren als im Jahr zuvor.

Im Berichtsjahr 2005 haben
die 354 (2004: 364) bayerischen
Genossenschaftsbanken, die sich

vor allem den Privatkunden und
dem Mittelstand verpflichtet
fühlen, ihre addierte Bilanzsum-
me um 1,6 Prozent auf 101,5
Mrd. Euro gesteigert. Das war
der höchste Zuwachs seit 2001.
Die Einlagen legten um 1,6 Pro-
zent auf 80,9 Mrd. Euro zu, die
Kredite um 1 Prozent auf 59,4
Mrd. Euro. Da der Verwaltungs-
aufwand von 2,37 auf 2,35 Pro-
zent und die Risikoaufwendun-
gen von 0,26 auf 0,17 Prozent
der durchschnittlichen Bilanz-
summe (DBS) verringert wurden
und die Zunahme der Provisions-
spanne den leichten Rückgang
der Zinsspanne ausgleichen
konnte, blieben das Betriebser-
gebnis mit 1 (1,03) Prozent und
der Jahresüberschusse mit 0,30
(0,29) Prozent der DBS nahezu
unverändert. Weitere Kosten-
senkungen seien nötig, Perso-
nalabbau aber soll es nicht geben.

Sehr positiv bemerkbar mach-
te sich die Kooperation im ge-
nossenschaftlichen Verbund. Gut
entwickelt hat sich auch der Ver-
kauf von Versicherungen, Bau-
sparverträgen und Wertpapieren
wie Investmentfonds. Der Be-
stand an Kundendepots nahm
von 25,9 auf 29,4 Mrd. Euro zu.

Privatkundengeschäft

Besonderes Augenmerk wollen
die Genossenschaftsbanken in
Zukunft auf den weiteren Ausbau
des Privatkundengeschäfts und
auf das Geschäft mit Firmenkun-
den legen, wozu die Präsenz in
der Fläche beste Voraussetzungen
biete. Im Privatkundengeschäft
haben die Genossenschaftsban-
ken in Bayern eine Kundenreich-
weite von über einem Drittel. Ein
Viertel aller Kunden „im gehobe-
nen Segment“ habe seine Haus-
bankverbindung bei einer Volks-
oder Raiffeisenbank, „weil die
Kunden hier individuelle Betreu-
ung erfahren“.

Die Genossenschaftsbanken
setzen weiter auf qualitatives
Wachstum bei Umsatz und Er-
trag, mit dem sie bisher bestens
gefahren sind. Götzl: „Von der
Agentur Fitch sind wir mit A+
geratet worden. Das ist das
zweitbeste Bankenrating in
Deutschland.“ dhg.

Stephan Götzl.

gar branchenübergreifend einen
Spitzenwert.

Mit ihrer regionalen Verwur-
zelung haben sich nach Darstel-
lung von Götzl die Genossen-
schaftsbanken über die Schwel-
len von drei Jahrhunderten tief in
die bayerische Gesellschaft in-
tegriert. Die genossenschaftli-
che Bankentradition setze auf
Dienstleistungen für die Men-
schen, für die Betriebe vor Ort in
den Regionen und damit auf
Nahversorgung. Vor diesem Hin-
tergrund widersprach Götzl „un-
missverständlich“ dem Interna-
tionalen Währungsfonds, der ge-
gen die Drei-Säulen-Struktur des
deutschen Bankensystems aus

Erfolgreiche Sanierung:

Für eine bessere Vermarktung
des Staatsbades Bad Brückenau

„Das traditionsreiche Kursaalgebäude steht nach einer um-
fassenden Sanierung mit neuen Nutzungsoptionen für die
Region wieder in vollem Umfang zur Verfügung. Damit wird
eine bessere Vermarktung des Staatsbades ermöglicht“, stell-
te Finanzstaatssekretär Franz Meyer beim Festakt zum Ab-
schluss der Sanierungsmaßnahmen am Kursaalgebäude in
Bad Brückenau fest.

In zwei Bauabschnitten wur-
de, wie Meyer hervorhob, das
denkmalgeschützte Kursaalge-
bäude dank eines tatkräftigen
Einsatzes seitens der Hochbau-
verwaltung sparsam und effizi-
ent saniert. Brandschutz, Ta-
gungstechnik, neue Anlagen,
Lastenaufzug sowie eine kom-
plett neue Dekoration inklusive
Bestuhlung konnte mit den zur
Verfügung stehenden Mitteln in
Höhe von 1,3 Millionen Euro
realisiert werden. 

Das Kursaalgebäude, ein
klassizistischer Saalbau mit Ar-
kadenumgang, wurde im Auf-
trag König Ludwig I. nach den
Plänen von Johann Gottfried
Gutensohn errichtet. Nach der
Grundsteinlegung am Geburts-
tag des Königs am 25. August
1827 konnte im Juli 1833 die
Einweihung des Gebäudes in
Anwesenheit des Hofes erfol-
gen. Sowohl der König Lud-
wig I.-Saal als auch der Lola-
Montez-Saal sind mit prächti-
gen Deckenmalereien im Stil
der italienischen Renaissance
versehen, ausgeführt von den
Malern Ludwig Höger und Ja-
kob Hochbrand.

Das Staatsbad Bad Brückenau
zählt, wie Meyer betonte, mit ei-
ner über 250-jährigen Geschich-
te zu den ältesten Bädern
Deutschlands. Der Fuldaer Für-
stabt Amand von Buseck grün-
dete 1747 das Bad, das rund sie-
ben Jahrzehnte später zum Köni-
greich Bayern gelangte. König
Ludwig I. von Bayern kam be-
reits 1818 als Kronprinz zum er-
sten Mal ins Kurbad. 

Fortbestehen sichern

Insgesamt 26 Mal wurde in
der Folge das Königreich Bay-
ern vom „Königsbad“ aus re-
giert, erinnerte Meyer. König
Ludwig I. vollendete dabei 
die barocke Anlage des Staats-
bades. Bellevue, Kursaalge-
bäude, Remise und Badehaus
entstanden. Der Fürstenhof 
wurde zur Residenz ausgebaut.

Mittlerweile ist Bad Brückenau
das einzige bayerische Staats-
bad, das noch in voller Eigenre-
gie des Freistaates betrieben
wird. Nach den Zielvorgaben
der Staatsregierung werden al-
lerdings eine Teilprivatisierung
und eine Verlagerung von Auf-

gaben, die Private gleicher-
maßen erfüllen könnten, ange-
strebt, kündigte Meyer an. 

Der Freistaat Bayern habe bis-
lang hohe Investitionen in das
Staatsbad getätigt. Seit 1965 inve-
stierte der Freistaat insgesamt
52,5 Millionen Euro. Ziel aller In-
vestitionen sei, die Wirtschaft-
lichkeit des Staatsbetriebes und
damit ein Fortbestehen zu errei-
chen. Dabei seien die Investitio-
nen des Freistaats wichtiger Im-
pulsgeber. So sei beispielsweise
die positive Entwicklung im letz-
ten Jahr zu erkennen gewesen im
Bereich der Kooperation mit dem
Bayerischen Kammerorchester
Bad Brückenau, in der Weiterent-
wicklung des Staatsbades als
Openair-Standort und im Zusam-
menschluss von fünf Bädern in
der Region zum „Bäderland
Bayerische Rhön“.

„Das gekonnte Zusammen-
spiel von Tradition und Moder-
ne, von Wirtschaftlichkeit und
Denkmalpflege, von Staat und
Privatwirtschaft, die Vernetzung
aller Leistungsträger dieses Or-
tes wird den Erfolg dieses
Staatsbades weiter beeinflussen.
Ich wünsche allen Verantwortli-
chen viel Erfolg, um in dem hart
umkämpften Markt zu beste-
hen. Mit der gelungenen Sanie-
rungsmaßnahme wurden die
Voraussetzungen hierfür positiv
beeinflusst“, stellte Meyer ab-
schließend fest.

Finanzamt Regensburg: 

Neubau eingeweiht
„Von dem Neubau des Finanzamts Regensburg profitieren nicht
nur die Mitarbeiter und Bürger, sondern auch die Oberpfalz als
Wissenschaftsstandort: In dem alten Finanzamtsgebäude an der
Landshuter Straße sollen zukünftig Teile der Universität Re-
gensburg, das Osteuropa-Institut, das Südost-Institut und das
Institut für Ostrecht zusammengefasst untergebracht werden.
Damit wird die immer wichtiger werdende Ost- und Südosteu-
ropaforschung für ein vereintes Europa vorangebracht“, stellte
Finanzminister Kurt Faltlhauser bei der Einweihung für den
Neubau des Finanzamts Regensburg fest.

„Der Freistaat hat für den
Neubau in Regensburg tief in
die Tasche gegriffen und insge-
samt 32,6 Millionen Euro inve-
stiert“, hob Faltlhauser hervor.
8.200 Quadratmeter Hauptnutz-
fläche bringen den mehr als 480
Beschäftigten des Finanzamts
funktionsgerecht gestaltete opti-
male Arbeitsräume. Hauptein-
gang und alle Ebenen wurden
dabei behindertengerecht und
barrierefrei gestaltet. 

Faltlhauser lobte besonders
die architektonisch ansprechen-
de Gestaltung, die Offenheit und
Transparenz erziele. Die Be-
schäftigten waren zuvor neben
dem Stammgebäude in einem
weiteren staatlichen Gebäude
und fünf weiteren Mietobjekten
an insgesamt sieben Standorten
verstreut untergebracht. „Ein
auch für die Bürger unzumutba-
rer Umstand“, merkte Faltlhau-
ser an. Der Neubau werde auch
für die Bediensteten zu einem
Motivationsschub führen.

„Eine moderne Finanzver-
waltung ist Voraussetzung
dafür, Steuerangelegenheiten
zum Vorteil aller Beteiligten
schnell und unbürokratisch erle-
digen zu können“, stellte
Faltlhauser fest. Diese Voraus-
setzungen werden mit dem neu-
en, unmittelbar an den Haup-
teingang angrenzenden Service-
zentrum geschaffen. Das Fi-
nanzamt präsentiere sich als
transparentes und bürgerfreund-
liches Dienstleistungszentrum. 

Beispielhafter Service

„Zusammen mit den Öff-
nungszeiten dieser zentralen An-
lauf- und Informationsstelle für
alle Fragen der Besucher von
wöchentlich insgesamt 38 Stun-
den kommen in Regensburg eine
Bürgerfreundlichkeit und ein
Servicegedanke zum Ausdruck,
die beispielhaft sind“, hob
Faltlhauser hervor. Dort können
Steuererklärungen abgegeben,

Formulare mitgenommen und
Auskünfte eingeholt werden.
Nach den bisherigen Erfahrun-
gen könnten dort weit über 90
Prozent der Bürgeranliegen erle-
digt werden. 

Bayern leite, wie Faltlhauser
hervorhob, mit dem Haushalt
2006 eine neue Ära in der Haus-
haltspolitik ein: „Der Freistaat
Bayern erreicht dieses Jahr einen
ausgeglichenen Haushalt - seit
über 30 Jahren hat kein Land in
Deutschland dies geschafft!“
Bayern stehe mit allen wichtigen
Haushaltskennzahlen an der
Spitze der westlichen Flächen-
länder. Mit 1.851 Euro habe der
Freistaat die mit weitem Abstand
geringste Pro-Kopf-Verschul-
dung und demzufolge auch die
niedrigsten Zinsausgaben. Gleich-
zeitig habe Bayern mit 12,8 Pro-
zent die höchste Investitionsquo-
te. Auch die Baumaßnahme in
Regensburg habe mit seinem
Auftragsvolumen Einfluss auf
die Baukonjunktur gehabt und
habe zur Sicherung von Arbeits-
plätzen beigetragen. „Bayern hat
mit seiner traditionell soliden
und nachhaltigen Finanzpolitik
seine Hausaufgaben auch in
wirtschaftlich schwierigen Zei-
ten gemacht und ist für die Zu-
kunft gut aufgestellt“, versi-
cherte Faltlhauser.
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LBS-Ausstellung zeigt Spar-Tipps fürs Bauen und Wohnen:

Energiebewusst und kostengünstig
Jeder, ob zur Miete oder im Eigenheim, ist heutzutage den stei-
genden Betriebskosten seiner Wohnung ausgesetzt. Wie man
sich klug dagegen wehren kann, zeigt die LBS-Wanderausstel-
lung „Wohnen heute - energiebewusst und kostengünstig“.

Wer kennt und fürchtet sie
nicht, die steigenden Wohnne-
benkosten. Der Ölpreis hat sich
in zehn Jahren verdreifacht und
auch die Gasrechnung wird im-
mer teurer. Die LBS Bayerische
Landesbausparkasse zeigt mit
der Ausstellung „Wohnen heute -
kostengünstig und energiebe-
wusst“ Wege auf, wie man als
Bauherr oder Modernisierer sei-
ne vier Wände zum „Energie-
Sparschwein“ machen kann. An-
schauliche Modellwände erläu-
tern unter anderem den Einsatz
von Brennwertthermen für
Mehrfamilienhäuser sowie die
alternativen Energieträger Son-
ne, Erdwärme und Holzpellets.

Altbausanierer können sich über
nachträgliche Außenwanddäm-
mung sowie die Nachrüstung
von Fenstern informieren. Für
Häuslebauer gibt es Planungs-
beispiele von preiswerten Eigen-
heimen sowie neuen Stadthäu-
sern.

Vorausschauendes Energie-
planen ist bares Geld wert

Die Ausstellung macht deut-
lich, dass durch energiesparen-
des Bauen oder Modernisieren
im Bestand die Wohnnebenko-
sten deutlich reduziert werden
können und sich so eine entspre-
chende Investition meist schnell

rechnet. Dies zeigt auch die be-
vorstehende Einführung des En-
ergiepasses, mit dem die Ener-
gieeffizienz als Qualitätsmerk-
mal eines Gebäudes ausgewie-
sen wird und somit den Energie-
bedarf „sichtbar“ macht. Die En-
ergieeffizienzklasse wird dann
zum Gütesiegel für Wohnungen
und Gebäude. 

Im Ergebnis bedeutet dies,
dass, wer sich um ein energieop-
timiertes Gebäude kümmert,
dessen Wert und gleichzeitig die
Vermietbarkeit steigert. „Woh-
nen heute“ präsentiert, nicht nur
für die Vorbereitung auf den En-
ergiepass, etliche Möglichkeiten
zum Energiesparen von Installa-
tion bis Wärmedämmung.

Die Ausstellung „Wohnen
heute - energiebewusst und kos-

tengünstig“ rückt das aktuelle
Thema „Energiesparen in den ei-
genen vier Wänden“ in den Vor-
dergrund und bietet eine auf-
schlussreiche Informationsplatt-
form. Auch regionale Besonder-
heiten oder Angebote lassen sich
auf Zusatztafeln integrieren. Wer
sich dafür interessiert, wendet
sich an die Pressestelle der LBS
Bayern, Telefon: (089)2171-
47259.

Das Ausstellungskonzept der LBS veranschaulicht die vielfäl-
tigen Möglichkeiten zum Energiesparen. Dank seiner Flexibi-
lität eignet es sich für den Einsatz in ganz Bayern.

Große Herausforderung
mit Bravour gemeistert
Systemraumspezialist GRAEFF errichtet Schulkantine

Keine Frage: Ganztagsschulen liegen im Trend. Nicht nur in
Deutschland, sondern auch in unseren europäischen Nachbar-
ländern. Viele Schulen stellt das vor eine Reihe neuer Heraus-
forderungen. Benötigt werden nicht nur zusätzliche Fach- und
Klassenräume, sondern oftmals auch eine eigene Kantine, um
Schülern, Lehrern und Verwaltungsangestellten Speisen und
Getränke anbieten zu können.   

Beispielsweise in der luxem-
burgischen Gemeinde Hesperan-
ge. Eine neue Schulkantine sollte
her - schnell und preiswert er-
richtet und darüber hinaus kom-
plett ausgestattet. Die Anforde-
rung: Sechs Speisesäle, dazu
Küche, Sanitäranlagen, Heizung,
Beleuchtung, Elektro-Installati-
on und eine Teil-Unterkellerung
mit Tiefgaragenplätzen. Gebaut
werden sollte innerhalb der lu-
xemburgischen Sommerferien.
Und diese dauern - wie in
Deutschland - sechs Wochen. 

Überzeugendes Preis-
Leistungs-Verhältnis

Mit der Realisierung des Pro-
jekts beauftragten die Verant-
wortlichen den Mannheimer Sys-
temraumanbieter GRAEFF. Der
baden-württembergische Fertig-
bauspezialist ist schon seit etli-
chen Jahren im Schul- und Kin-
dergartenbau tätig und kennt die
spezifischen Anforderungen da-
her genau. Schnelligkeit, Qua-
lität und ein überzeugendes
Preis-Leistungs-Verhältnis - so
lautet die Graeff´sche Erfolgs-
formel. 

Das Ergebnis kann sich sehen
lassen. Die Kantine, die direkt an
das bestehende Schulzentrum
angeschlossen ist und von die-
sem auch die Fernwärme be-
zieht, besteht aus insgesamt 18
Raummodulen, von GRAEFF
fachmännisch zu einer
formschönen Pavil-
lon-Anlage vom Typ
„3001 Plus“ zusam-
mengefügt. Küche,
Nebenraum und Sa-
nitärbereich wurden
großzügig gefließt.
Selbstverständlich er-
füllt die Anlage die ge-
setzlichen Bestim-
mungen der Energie-
Sparverordnung und
des Brandschutzes. 

Schmales 
Zeitfenster

Projektleiter Franz
Schoppe berichtet:
„Hesperange war ein
sehr ehrgeiziges Pro-
jekt, natürlich auch
durch das schmale
Zeitfenster. Möglich
wurde die Realisie-

rung durch den hohen Vorferti-
gungsgrad unserer standardisier-
ten Baumodule und die voll au-
tomatisierten Produktionsabläu-
fe in unserem Mannheimer
Werk.“ Die Vorteile der Fertig-
bauweise, erklärt Schoppe, hät-
ten sich bei diesem Projekt „voll
bewährt.“ Vom ersten Spaten-
stich bis zur Schlüsselübergabe
vergingen knappe sechs Wo-
chen. Pünktlich zum Schuljah-
resbeginn konnte die neue
Schulkantine unter großem öf-
fentlichen Interesse ihrer Be-
stimmung übergeben werden.

Hohe Qualitätsstandards

Weshalb GRAEFF den Zu-
schlag erhielt? „Entscheidend
war nicht nur das überzeugende
Preis-Leistungs-Verhältnis, son-
dern auch unsere hohen Qua-
litätsstandards“, erklärt Schoppe
und verweist auf die Zertifizie-
rung nach ISO 9001, mit der das
Unternehmen gegenüber vielen
Wettbewerbern im Vorteil ist.
„Außerdem konnten wir auf eine
ganz Reihe von Referenz-Objek-
ten verweisen“. So errichtete
GRAEFF nach einem Groß-
brand in Neckargemünd in Re-
kordzeit eine Übergangs-Schule
für 1.250 Schüler, zugleich das
größte Containerdorf Baden-
Württembergs sowie eine 3.000
qm große Büroanlage für die
Robert Bosch AG - ebenfalls in
nur wenigen Wochen. „Diese Er-
fahrung kommt uns heute natür-
lich zu Gute“, verrät Schoppe. 

Während der Schulferien wurde die komplette Schulkantine  in
Hesperange errichtet. Die Innengestaltung ist perfekt. Für die
Außenanlagen können sich die Auftraggeber mehr Zeit lassen. 

Die Bauzeit von sechs Wochen sieht
man dem neuen Speiseraum nicht an:
Viel Licht und ein Blick ins Grüne. Da
muss das Essen doch schmecken!        

Ein wichtiges Thema auf der IFH:

Kontrollierte Lüftung sorgt für gutes Klima
Schimmelpilzbefall in Gebäuden - ein häufiges und gefährliches Phänomen

Nicht immer ist Pfusch am Bau die Ursache des Übels. Häufig
wird einfach falsch gelüftet. Mit kontrollierter Raumlüftung
könnte diesem Übel vorgebeugt werden.

Dass Gebäude regelmäßig ge-
lüftet werden müssen, ist eine
Binsenweißheit. Die Bewohner
brauchen „frische Luft“ zum At-
men, Möbel und Teppiche düns-
ten aus und auch der Kochdunst
in Wohnungen muss abgeführt
werden. Verschiedene Untersu-
chungen haben gezeigt, dass ein
stetiger Luftwechsel von 0,5- bis
0,8-fach pro Stunde gewährleis-
tet sein muss, um die Forderung
eines hygienisch und bauphysi-
kalisch sowie physiologisch be-
haglichen Raumklimas erfüllen
zu können. Für die praktische
Umsetzung bedeutet dies, alle
zwei Stunden die Fenster für gut
zehn Minuten zu öffnen. 

Reines Wunschdenken. Die
Bewohner brauchen schon ein
hohes Maß an Selbstdisziplin,
um diesen Forderungen nach zu
kommen. Die oftmals praktizier-
te Kipplüftung ist keine Lösung.
Sie führt nur zu unerwünscht
hohen Lüftungswärmeverlusten.

Eine komfortable Lösung bie-
ten dagegen Anlagen zur kon-
trollierten Wohnungslüftung, die
automatisch und Energie spa-
rend die Lüftungsaufgabe über-
nehmen können.

Sie garantieren nicht nur die
gleichmäßige Abfuhr von Luft-
schadstoffen und die Begren-
zung der relativen Luftfeuchte,
sondern versprechen auch eine
Minderung von Allergie verursa-
chenden Stoffen durch die Filte-
rung der Zuluft.

Für die Erfüllung unterschied-
lichster Anforderungen und Auf-
gaben, sowohl im Neu- als auch
im Altbaubereich, bieten die
Hersteller ein breites Spektrum
von Gerätetypen und Materialien
an. Auf der Fachmesse IFH/In-
therm, die vom 5. bis 8. April
2006 in Nürnberg stattfindet, er-
wartet die Besucher eine interes-
sante Produktvielfalt mit aktuel-
len, überarbeiteten oder neuen
Systemen zur kontrollierten Ge-

bäudelüftung und den dazu-
gehörenden Komponenten.

Die Lüftungssysteme lassen
sich grob in folgende Anlagenty-
pen einteilen:

dezentrale und zentrale Anla-
gen, mit oder ohne Erdreich-
Wärmeaustauscher,

nur Abluft- und Zuluft/Ab-
luft-Anlagen,

Anlagen mit bzw. ohne Wär-
merückgewinnung/-nutzung.

Anlagen mit Wärmerückge-
winnung sind energetisch beson-
ders vorteilhaft. Durch die Wär-
merückgewinnung können je
nach Gestaltung des Wärmeaus-
tauschers zwischen 60 und 90
Prozent der Wärme aus der Ab-
luft zurück gewonnen werden.
Entsprechend reduziert sich der
Energiebedarf. Zusätzlich kann
eine Nachheizung für den Win-
ter- oder ein Bypass für den
Sommerbetrieb eingebaut wer-
den. In Verbindung mit einem
Erdreich-Wärmeaustauscher 
lässt sich die Lüftung so auch zur
Raumkühlung im Sommer ver-
wenden. Eine nach dem Stand
der Technik ausgeführte Anord-
nung der Luftdurchlässe ermög-
licht zudem eine gleichmäßige
und effektive Lüftung der einzel-
nen Räume und somit eine ge-
zielte Durchströmung des Ge-
bäudes. Last but not least ge-
währleistet eine moderne Rege-
lung mit CO2- und/oder Feuchte-
fühler und Fernsteuerung maxi-
malen Komfort.

Fachforum „Integrierte Gebäudesicherheit“

Risiken erkennen – Schäden vermeiden
München. Die Betreiber von Hallen haben eine große Ver-
antwortung. Auch Wochen nach dem Einsturz des Eissport-
stadions in Bad Reichenhall herrscht bei ihnen Unsicherheit
über Prüf- und Sicherheitsstandards. Mit dem Fachforum
„Integrierte Gebäudesicherheit“ will TÜV SÜD über Risiken
beim Betrieb von Gebäuden informieren und Möglichkeiten
vorstellen, wie sich Schäden frühzeitig erkennen oder syste-
matisch vermeiden lassen.

Das Forum findet am 18.
Mai 2006 in München und am
26. Juli 2006 in Frankfurt/-
Main statt. „Für Hallen und an-
dere öffentlich zugängliche
Gebäude gibt es keine einheit-
lichen Prüfstandards, die übli-
chen Kontrollen können den
gewünschten Sicherheitsstan-
dard nicht gewährleisten“, sagt
Dr. Manfred Bayerlein, Ge-
schäftsführer der TÜV SÜD
Industrie Service GmbH. „Mit
unserem Fachforum wollen

wir Gebäudebetreibern sinn-
volle Lösungen zur Risikomin-
derung und  -beherrschung
vorstellen sowie Wege aufzei-
gen, den Wert ihrer Immobilie
nachhaltig zu sichern.“ Die
Bautechnik-Experten von
TÜV SÜD Industrie Service
beschäftigen sich seit Jahren
mit Untersuchungen von Hal-
lenkonstruktionen - besonders
im Hinblick auf ihre Trag-
fähigkeit. Nach ihrer Erfah-
rung führen nicht nur außerge-

wöhnliche Lasten zu Proble-
men, sondern vor allem auch
der bauliche Zustand der Trag-
konstruktion und die Art der
konstruktiven Bauausführung.

Beim Fachforum „Inte-
grierte Gebäudesicherheit:
Risiken erkennen - Schäden
vermeiden“ befassen sich
Experten von TÜV SÜD und
externe Fachleute mit zentra-
len Fragen der Gebäudesi-
cherheit. Dazu gehören bei-
spielsweise Fehlerquellen in
der Bau- und Betriebsphase,
rechtliche und versiche-
rungsrechtliche Aspekte so-
wie Möglichkeiten der tech-
nischen Schadensanalyse.
„Wir werden einen System-
ansatz vorstellen“, so Dr.
Bayerlein, „der Verbesse-
rungspotenziale im bestehen-
den System aufzeigt und um
sinnvolle neue Lösungen zur
Erhöhung der Gebäudesi-
cherheit ergänzt.“

Der wichtigste Baustein
dafür ist ein 2-stufiges Si-
cherheitskonzept, das die Ex-
perten auf Grundlage ihrer
jahrelangen Erfahrungen mit
Bauwerken und Schadensfäl-
len ausgearbeitet haben. Zu-
sätzlich zu gutachterlichen
Stellungnahmen geben die
Experten auf Wunsch auch
wirtschaftliche Sanierungs-
und Instandhaltungsempfeh-
lungen.
Internet:www.tuev-sued.de
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Für einen europagerechten
Ausbau der Verkehrswege
in Bayern

„Europa wächst zusammen. Seit dem 1. Mai 2004 liegt
Bayern mitten im neuen Zentrum der EU. Aber die
Mobilität stößt immer noch auf alte Grenzen. Doch erst
neue Mobilität macht die Osterweiterung sinnvoll.“
RA Gerhard Hess,
Hauptgeschäftsführer des Bayerischen Bauindustrieverbandes

„Die Verkehrswege des Freistaates brauchen die enge
Vernetzung mit denen unserer Nachbarländer. Engpässe
müssen rasch beseitigt werden.“
Prof. Bauer, Präsident des Bayerischen Bauindustrieverbandes

www.bauindustrie-bayern.de

Bayerns Verkehrswege mit Europa vernetzen:
auf der Straße, auf der Schiene, auf der Donau.

Mobilität braucht Infrastruktur

Kommunen sind der bedeutendste öffentliche Bauauftraggeber:

Nachhaltigkeit erfordert von den 
Kommunen mehr Investitionen und Bauen

Von Dr. Josef Wallner, Bayerischer Bauindustrieverband e. V.
Die bayerischen Kommunen konnten sich im Jahr 2004 über ei-
nen Anstieg ihrer Steuereinnahmen um 12,8 % auf 9.428,3 Mil-
lionen Euro freuen. Diese Mehreinnahmen von über 1 Mrd. Eu-
ro müssen die Kommunen hauptsächlich für Sanierung, Erhalt
und Ausbau ihrer Infrastruktur ausgeben - im Sinne einer nach-
haltigen Zukunftsvorsorge.

Als Gestalter des unmittelba-
ren Lebensumfelds des Bürgers
sind die Kommunen ein bedeu-
tender öffentlicher Bauauftragge-
ber. Von den Baumaßnahmen der
öffentlichen Hand in Deutsch-
land in Höhe von 25. Mrd. €

Doch diese Mittel laufen aus -
und dies ist so richtig. Nachdem
bayernweit nahezu Vollversor-
gung mit Kanälen erreicht ist, gibt
es keinen Grund mehr, dass das
Land - von Ausnahmen abgese-
hen - auf diesem Gebiet mit Förd-
ergeldern tätig werden muss.

Wasserversorgung und 
Abwasserentsorgung auf
Gebührenbasis

Die Kommunen sollten daher
bei Wasser und Abwasser auf
Gebührenfinanzierung umstel-
len. Bei beiden Kategorien ist
genau zuordenbar, wer der Nut-
zer ist. Wasser und Abwasser
können wie ein normales Gut
bepreist werden. Eine Steuerfi-
nanzierung ist jedenfalls nicht
mehr nötig. 

Privatwirtschaftliche 
Lösungsansätze

Privatwirtschaftliche Lösungs-
ansätze wie PPP (Public Private
Partnership) oder die vollständi-
ge Privatisierung sollten nicht
hauptsächlich deshalb zum Zuge
kommen, weil die öffentliche
Hand ihre Mittel anderweitig
ausgibt. Für privatwirtschaftliche
Lösungen spricht hauptsächlich
der Effizienzgedanke: Häufig
sind Private deutlich billiger als
der Staat. Und diese entspricht
dem Subsidiaritätsprinzip, nach
dem der Staat und die Kommu-
nen nur das tun sollen, was sie
nachweislich besser können.

PPP-Leitfaden gibt 
konkrete Hilfestellung

Häufig sind es aber nicht echte
Probleme, sondern Vorbehalte,
die PPP entgegenstehen. Und
hier sind es vor allem die Kom-
munen, die Bedenken haben. Das

Baumaßnahmen der öffentlichen
Hand 2003 insgesamt 25,5 Mrd. €

4,7 Mrd. €

Länder 18,2 %

Bund 21,4 %

Kommunen*
60,3 %

5,5 Mrd. € 15,4 Mrd. €

Quelle: Bayerisches Statistisches Bundesamt

werden 15,4 Mrd. €, das sind
60,3 %, von Städten, Gemeinden
und Landkreisen getätigt. Mit ei-
nem Anteil von 60,3 % am ge-
samten öffentlichen Bauvolumen
sind die Kommunen der mit Ab-
stand bedeutendste öffentliche
Bauauftraggeber.

Seit 2000 
anhaltend hohes Defizit 

Weiter ansteigende Ausgaben
trotz rückläufiger Einnahmen ha-
ben die kommunalen Haushalte
2001 in das Defizit rutschen las-
sen. 2002 hat sich das Minus aus-
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Finanzierungssaldo bayerischer Gemeinden 
2004 erstmals seit 2000 wieder im Plus
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die Investitionen gekürzt. Der
Großteil der kommunalen Inve-
stitionen besteht aus Baumaß-
nahmen. Seit 1995 nahmen diese
um 31 % ab.

Wer am Bau „spart“, 
der zahlt später drauf

Bei den Bauausgaben zu spa-
ren, das kann unter Umständen
später teuer werden. Wenn Er-
haltungsaufwendungen unterlas-
sen, notwendige Reparaturen
und Sanierungsaufwand nicht
getätigt werden, so zieht das oft
weit höhere Folgekosten in der
Zukunft nach sich. Wer an sol-
chen Ausgaben „spart“, der för-
dert den Substanzverzehr, der
verschleudert letztlich Geld des
Steuerzahlers. 

Hohes Erhaltungsdefizit
bei Verkehrsinfrastruktur

Die Kommunen tragen Verant-
wortung für einen bedeutenden
Teil des öffentlichen Vermögens.
Dazu zählen kommunale Bauten,
Straßen, Brücken, Kanäle und
andere Aktiva. Doch aufgrund
ihres veralteten Rechnungswe-
sens, der Kameralistik, kennen
sie weder den Wert ihres Vermö-
gens noch dessen Wertverfall.
Dieses Problem betrifft alle staat-
lichen Ebenen und die Folgen
sind verheerend. Denn wer nicht

re Ausgaben für die Abwasser-
entsorgung gekürzt, obwohl sie
keine verlässlichen Daten über
den Zustand ihres Kanalnetzes
haben. Dafür sind umfangreiche
Untersuchungen notwendig - und
sie sind auch gesetzlich vor-
geschrieben. So schreibt die
Bayerische Eigenüberwachungs-
verordnung den Kommunen vor,
in bestimmten Abständen das
Kanalnetz und die zugehörigen
Bauwerke auf Bauzustand, Be-
triebssicherheit und Funktions-
fähigkeit zu überprüfen. Die Er-
gebnisse der Untersuchung sind
zu dokumentieren und fünf Jahre
lang aufzubewahren.

Überwachungsverordnung
nicht korrekt umgesetzt 

Doch die Eigenüberwachungs-
verordnung wird nicht umge-
setzt. Nach Erkenntnissen der
auf diesem Markt tätigen Ingeni-
eurbüros und bauausführenden
Unternehmen wird die seit 1995
bestehende Eigenüberwachungs-
verordnung von den Kommunen
jedoch nur sporadisch und sach-
lich unzureichend umgesetzt.
Die geplante flächendeckende
Schadenserfassung bis zum Jahr
2005 ist ebenfalls nicht gewähr-
leistet. Im Gegenteil: Aufgrund
der prekären Finanzsituation der
Kommunen wurde bereits eine
Verlängerung der Fristen bei der
Schadenserfassung und -kontrol-
le sowie eine Aufweichung von
Grenzwerten gestattet.

Das ist kein auf Bayern be-
schränktes Problem. Fachleute
halten ein Sechstel des öffentli-
chen Kanalnetzes in Deutschland
für sanierungsbedürftig. Es geht
um gewaltige Summen: Bundes-
weit wird mit 75 Milliarden Euro
gerechnet. Auf Bayern dürften
rund 7,5 Mrd. € entfallen.

Möglicherweise tickt also be-
reits vielerorts eine Zeitbombe
im Untergrund. Schätzungen
zufolge dürften deutschlandweit
rund 400 Millionen Kubikmeter
Abwasser aus defekten Kanälen
entweichen - eine Menge, die
einen Güterzug füllen würde,
der zweieinhalbmal um den
Globus reicht. 

Lecke Abwasserkanäle sind
eine Gefahr für Umwelt und Ge-
sundheit. Wenn ungeklärte Ab-
wässer durch Lecks entweichen,
können Trinkwasserreservoirs
verunreinigt und Badeseen ver-
schmutzt werden, mit hohen Fol-
gekosten und beträchtlichen Ge-
sundheitsgefahren. 

Die Kommunen, welche die
Eigenüberwachungsverordnung
noch nicht umgesetzt haben,
sind aufgerufen, dies unverzüg-
lich nachzuholen.

Abwasserentsorgung 
in Eigenverantwortung 
der Kommunen

Bislang konnten die bayeri-
schen Kommunen bei der Ab-
wasserentsorgung wie der Was-
serversorgung auf große Unter-
stützung des Freistaats bauen.

ist sicher oft auch die Folge von
Unkenntnis oder eben fehlendem
Pioniergeist. Und hier hilft den
Bayerische Bauindustrieverband
den bayerischen Kommunen:
Gemeinsam mit Partnern vom
Bau, bayerischen Ministerien,
Vertretern der kommunalen Spit-
zenverbänden erstellen wir einen
PPP-Leitfaden, der den Kommu-
nen Hilfestellung bei konkreten
Problemen mit PPP gibt. Der er-
ste Teil ist bereits erschienen und
an alle bayerischen Kommunen
verteilt, der zweite Teil ist im
Druck, der dritte Teil soll im
Sommer fertig sein.

Weg mit der Kameralistik -
ein modernes Rechnungs-
wesen für die Kommunen

Damit die Kommunen künftig
besser über den Wert ihrer Infra-
struktur (Straßen und Kanäle) so-
wie ihrer Hochbauten Bescheid
wissen, müssen sie baldmög-
lichst zu einem modernen Rech-
nungswesen mit Erfassung des
Vermögenswertes und dessen
Entwicklung im Lauf der Zeit
übergehen. Die Kameralistik hat
als ein über 450 Jahre altes Rech-
nungslegungssystem ausgedient!

Hilfestellung durch den
Bauindustrieverband

Noch zögern viele Kommu-
nen, diesen Schritt zu tun, weil
sie vor allem Probleme sehen,
ihr gesamtes Vermögen zur Er-
stellung ihrer Eröffnungsbilanz
richtig zu bewerten. Hier ist der
Bayerische Bauindustrieverband
zusammen mit der vbw bereit,
den bayerischen Kommunen zu
helfen. Im Auftrag der beiden
Verbände wird in Zusammenar-
beit mit dem Bayerischen Innen-
ministerium, dem Kommunalen
Prüfungsverband, dem Bayeri-
schen Gemeindetag und dem
Bayerischen Landkreistag ein
Leitfaden zur Erfassung und Be-
wertung kommunalen Vermö-
gens erstellt. Dieses „Vademe-
cum“ für die kommunale Bilanz,
das zum Jahresende 2005 veröf-
fentlicht werden wird, soll den
Kommunen Rechts- und An-
wendungssicherheit mit detail-
lierten Beispielen und nachvoll-
ziehbarer Handhabung für die
Praxis bieten. Dann gibt es für
die Kommunen kein Hindernis
mehr, die Kameralistik aufzuge-
ben und ein modernes Rech-
nungswesen einzuführen.         
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Bauausgaben bayerischer Kommunen, Kassenergebnisse, in Mio. 

Kein nachhaltiges Bauniveau mehr 
in den bayerischen Kommunen
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Ausgaben bayerischer Gemeinden für Abwasserbeseitigung 
seit 1992 halbiert

Kassenergebnisse, in Mio. €

geweitet, 2003 konnte der Fehlbe-
trag nur leicht vermindert werden.
Ein deutlicher Zuwachs ihrer Ein-
nahmen und ein rückläufiges Aus-
gabenvolumen brachte die Kom-
munalhaushalte 2004 wieder in
ein leichtes Plus. Auch 2005 dürf-
ten die Kommunalhaushalte posi-
tiv abgeschlossen haben.

Einnahmenüberschuss 
bei den Großstädten

Die Verbesserung der kommu-
nalen Einnahmen ist hauptsäch-
lich auf die Gewerbesteuer
zurückzuführen. Im Vergleich zu
2003 nahm deren Aufkommen
2004 um 48,1 % zu; dieser hohe
Zuwachs zeigt andererseits auf
welch unsichere Steuerquelle die
Kommunen derzeit zu einem be-
deutenden Teil angewiesen sind.
Und zudem waren die kommu-
nalen Mehreinnahmen aus dem
Gewerbesteueraufkommen zwi-
schen Stadt und Land höchst un-
gleich verteilt. Davon profitier-
ten nämlich hauptsächlich die
Kreisfreien Städte in Bayern.

Die Kommunen „sparen“
hauptsächlich bei ihren
Baumaßnahmen

Als Reaktion auf die Fehlbe-
träge in ihren Haushalten haben
die Kommunen in den letzten
Jahren nicht ihre laufenden Aus-
gaben zu beschränken versucht,
sondern sie haben hauptsächlich

weiß, wie es um den Wert seines
Vermögens steht, der hat wenig
Anreiz, mit Erhaltungs- und Sa-
nierungsinvestitionen etwas da-
gegen zu unternehmen

Rückgang der kommunalen
Ausgaben für Straßenbau
und Abwasserentsorgung

Seit 2001 nahmen die Ausga-
ben der Kommunen für den
Straßenbau um 28,2 % ab. 

Deutlich rückläufig sind auch
die Kommunalausgaben für 
die Abwasserentsorgung. Inner-
halb eines Jahrzehnts haben sie
sich beinahe halbiert. Auch hier
besteht das Risiko: Ausgaben
vermieden - aber nicht gespart.
Denn viele Kommunen haben ih-
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Abwasserentsorgung im
ländlichen Raum

Zahlreiche Kommunalpolitiker bei Tagung der Hans Huber AG in Berching 
Knapp 500 Sachverständige und Kommunalpolitiker vornehm-
lich aus Bayern fanden sich in der Europahalle in Berching zu
der Veranstaltung „Abwasserentsorgung im ländlichen Raum“
ein, um sich über Anforderungen und Möglichkeiten moderner
Abwasserreinigungsverfahren beim Einsatz auf Privatgrund-
stücken aus erster Hand zu informieren. Veranstalter war die
Firma Hans HuberAG, die das Thema in Abstimmung mit dem
DWA-Landesverband Bayern durchführte. 

Geschäftsführer Hans Huber
betonte eingangs, dass es Ziel
sein müsse, den ländlichen
Raum in ökologisch einwand-
freiem Zustand zu erhalten.
Auch wenn in Mitteleuropa, in
Deutschland und speziell in
Bayern in der Abwasserentsor-
gung fast alles erreicht worden
sei, so sei die Entsorgung klei-
ner Dörfer, Weiler und Einzel-
gehöfte in den Gemeinden noch
ein großes und zuweilen sehr
schwieriges, oftmals kontrovers
diskutiertes Thema. Mit der
richtigen Information und Tech-
nologie könne aber die Fra-
ge „Zentraler Anschluss oder
dezentrale Abwasserbehand-
lung?“ beantwortet werden.
„Die Überwachbarkeit der An-
lagen ist besonders in unserem
sensiblen Karstgebiet sehr
wichtig“, erklärte Huber.

Lösungen finden

Wie DWA-Landesverbands-
vorsitzender Prof. Dr. F. W.
Günthert von der Universität
der Bundeswehr in München er-
läuterte, erfolge die Entsorgung
des Abwassers über Kleinklär-

anlagen bisher vorwiegend nur
noch in ländlichen, dünn besie-
delten Gebieten. Etwa fünf Pro-
zent der Bevölkerung seien
noch nicht an ein Kanalsystem
angeschlossen. Wegen der be-
schränkten Reinigungsleistung
bisheriger Systeme müssten da-
her Lösungen gefunden werden,
die eine Gleichwertigkeit der
Reinigungsleistung darstellen.
Ein weiterer Anschluss an Sam-
melkläranlagen sei jedoch aus
wirtschaftlichen Gründen in
vielen Fällen nicht mehr vertret-
bar, da für die Sammlung des
Abwassers im ländlichen Raum
hohe spezifische Kanallängen
pro Einwohner erforderlich
sind. In ländlichen Räumen
könne dieser Anteil durchaus
drei Viertel der Gesamtkosten
betragen, so Günthert. 

Der „bayerische Weg“

Leitender Ministerialrat Gustl
Geisenhofer vom Bayerischen
Staatsministerium für Umwelt,
Gesundheit und Verbraucher-
schutz beschäftigte sich aus-
führlich mit der Frage „Zentrale
und dezentrale Abwasserentsor-

gung: Konkurrenten oder Part-
ner?“ Er stellte die Kleinklär-
anlagen als ein wesentliches
Element der bayerischen Ab-
wasserentsorgung vor und er-
klärte den „Bayerischen Weg“:
Für die Nachrüstung werde
zunächst eine Freiwilligkeits-
phase zugestanden, in der
primär die staatliche Förderung
als Anreiz wirken soll; wasser-

vor. Die Stadt betreibe Kläran-
lagen in Berching und Holn-
stein sowie eine Pflanzenklär-
anlage in Thann. Bei zahlrei-
chen Stadtratssitzungen und
Bürgerversammlungen habe
man sich über die Kleinkläran-
lagensysteme der Firma Huber
informiert und sich für diese,
was die Entsorgung kleiner,
nicht an die zentrale Abwas-
serentsorgung angebundenen
Ortsteile betrifft, entschieden. 

Globale Sicht

Im Gegenzug zum regionalen
Entwässerungskonzept aus Ber-
ching berichtete Prof. Dr.-Ing.
Franz Bischof über „Anforde-
rungen an eine dezentrale Ab-
wasserentsorgung aus globaler
Sicht“. Er sprach von der „zwin-
genden Notwendigkeit“, andere
und teils völlig neue Wege der
Abwasserentsorgung zu gehen -
Abwasser müsse in vielen Teilen
der Welt als Wertstoff („Value-
water“) begriffen werden. 

Epoche nähert sich 
dem Ende

Die „Epoche der reinen Ab-
wasserentsorgung“, wie Bischof
die heutige Einstellung zur Ab-
wasserentsorgung bezeichnete,
nähere sich ihrem Ende und
werde sich unter globalen

Aspekten zu einem Zeitalter der
„Abwasserverwertung mit
Wertschöpfung“ weiter ent-
wickeln müssen. Viele der neu
zu erstellenden Kläranlagen
werden dann vorrangig die Auf-
gaben der Wassergewinnung
und der Nährstoff- und Ener-
gierückgewinnung überneh-
men, so seine Überzeugung. 

Großes Potenzial

Auch die Selbstverständlich-
keit, die unterschiedlichsten Ab-
wasserarten zu mischen - seit
vielen Jahren ist es schließlich
undenkbar, Glas, Papier und
Restmüll gemeinsam zu entsor-
gen, obwohl lange Zeit allge-
mein als „Abfall“ betrachtet -
werde zu hinterfragen und ab-
zustellen sein. Weiter führte Bi-
schof aus, dass wichtige Anfor-
derungen für Anlagen im Aus-
land, speziell von Kleinkläran-
lagen im ländlichen Raum, er-
füllt werden müssten, wie z.B.
höchstmögliche Reinigungs-
stabilität. Die dezentrale Ab-
wasserreinigung im ländlichen
Raum biete somit ein hohes Po-
tential für fortschrittliche und
„herzeigbare“ Referenzanlagen
und ermögliche deutschen Fir-
men die Umsetzung von techni-
schen Lösungen, wie sie dann
weltweit, zumeist im größeren
Maßstab, erforderlich sind.  DK

Die modulare Bauweise erlaubt
Meuler zufolge eine bedarfsori-
entierte Anlagengröße für un-
terschiedliche Anschlussgrößen.
Somit könnten diese sog. Mem-
braneClearBox(r)-Anlagen
(MCB) sowohl für einzelne
Haushalte, als auch für Siedlun-
gen, Ortsteile und Weiler zum
Einsatz kommen. 

MCB-Kleinkläranlage

Das System der MCB-Klein-
kläranlage beruht auf einer
Kombination aus Belebt-
schlammverfahren und Ab-
trennung des Klarwassers mit
getauchten Ultrafiltrations-
membranen. Durch die fei-

nen Poren dieser
e i n g e s e t z t e n
Membran wer-
den selbst Bak-
terien und nahe-
zu alle Keime
zurückgehalten.

Das aus der
Anlage gewon-
nene Filtrat (Per-
meat) unterschrei-
tet sogar deutlich
die Anforderun-
gen der EU-Richt-
linie für die Qua-
lität von Badege-
wässern. Das hy-
gienisch einwand-
freie Abwasser
kann als Brauch-
wasser z. B. zur
Toilettenspülung
oder Gartenbe-
wässerung wie-
der verwendet
werden. Zudem
wäre es ideal für
die Versicke-

rung in sensitiven Gebieten
(z.B. Karst) geeignet. 

Hygienische Aspekte
berücksichtigen

Dr.-Ing. Friedrich Seyler vom
Bayerischen Landesamt für
Umwelt beschäftigte sich mit
dem Thema „Abwasserentsor-
gung im ländlichen Raum -
neue Rahmenbedingungen“. Er
betonte, dass bei Einleitungen
in den Untergrund insbeson-
dere zusätzliche Grundwasser-
belastungen durch Stickstoff
(Nitrat) minimiert werden müss-
ten. Darüber hinaus seien bei
Versickerungen von Abwasser
innerhalb Karstgebieten oder in
Gebieten mit klüftigem Unter-
grund auch hygienische Aspek-
te zu berücksichtigen.

Bürgermeister Rudolf Ein-
eder stellte anschließend das
„Entwässerungskonzept der
Flächengemeinde Berching“

Geschäftsführer Hans Huber.

rechtliche Anordnungen der
Kreisverwaltungsbehörde sol-
len in dieser Phase in der Regel
noch unterbleiben. 

Abwassersysteme als
Partner und Konkurrenten

„Es ist vernünftig, dass man in
kleinen Ortsteilen Kleinkläranla-
gen einsetzt, so Geisenhofer, der
damit „seine“ Eingangsfrage ein-
deutig beantworten konnte: „Zen-
trale und dezentrale Abwassersy-
steme sind Partner, die einander -
jeder an seiner Stelle - ideal er-
gänzen können. Genauso sind sie
aber naturgemäß auch Konkur-
renten, nämlich im Sinne eines
Wettbewerbs um die beste Lö-
sung im Einzelfall.“

Dipl.-Ing.(FH) Simone Meu-
ler erläuterte ihrerseits das
Membranbelebungsverfahren,
wie es seit einiger Zeit auch für
Kleinkläranlagen von der Firma
Hans Huber entwickelt wurde.

„Branchenbild 2005“:

Leistungsstarke kommunale 
Wasserwirtschaft

Die Verbände der deutschen Wasserwirtschaft haben mit dem
„Branchenbild der deutschen Wasserwirtschaft 2005“ erstma-
lig ein umfangreiches Gesamtbild der Wasserbranche in
Deutschland vorgelegt. Die sechs beteiligten Verbände der
Wasserwirtschaft - ATT, BGW, DBVW, DVGW, DWA und
VKU - veranschaulichen dabei den Leistungsstand und die
wirtschaftliche Effizienz der Wasserwirtschaft. 

„Mit dem Branchenbild ent-
spricht die Wasserwirtschaft
dem Wunsch von Öffentlichkeit
und Politik, die Dienstleistun-
gen der Wasserversorgung und
Abwasserbeseitigung transpa-
rent zu machen“, erklärte Bun-
deswirtschaftminister Michael
Glos anlässlich der Übergabe
des Branchenbildes durch die
beteiligten Verbände.

Kernaussage

Als Kernaussage stelle das
„Branchenbild der deutschen
Wasserwirtschaft 2005“ die Lei-
stungsstärke der Wasserversor-
gung und Abwasserentsorgung
heraus. „In den Bereichen Effi-
zienz, Sicherheit und Qualität
der Ver- und Entsorgung und
Nachhaltigkeit werden hohe
Maßstäbe gesetzt“, so der Mini-
ster weiter. „So sind längere
Versorgungsunterbrechungen in
Deutschland, aufgrund der ho-
hen technischen Standards bei
Aufbereitung und Verteilung
sowie des im europäischen Ver-
gleich sehr guten Zustandes der
Netze, unbekannt. Auch im Be-
reich der Abwasserbehandlung
liegt Deutschland an der Spitze
Europas. 94 Prozent des Ab-
wassers wird in Kläranlagen
nach dem höchsten EU-Stan-
dard biologisch behandelt, wo-
bei eine Nährstoffelimination
erfolgt“, betonten die Verbände. 

Geringe Netzverluste

„Die deutschen Wasserver-
sorgungsunternehmen haben im
europäischen Vergleich mit Ab-
stand die geringsten Netzverlu-

ste. Trinkwasser steht den Bür-
gern stets in hervorragender
Qualität zur Verfügung“, hoben
die Verbände hervor. Sie ver-
wiesen mit dem Branchenbild
auf die seit rund zehn Jahren
herrschende Preisstabilität bei
Trinkwasserpreisen und Abwas-
sergebühren. „Die Steigerungs-
raten sind nahezu identisch mit
der Steigerung der sonstigen
Lebenshaltungskosten. So ge-
ben die Deutschen jährlich we-
niger für ihr Trinkwasser aus als
der französische oder englische
Verbraucher“, so die Branchen-
verbände weiter. Die jährliche
Pro-Kopf-Belastung durch Ab-
wassergebühren unterscheide
sich trotz des hohen Reini-
gungsniveaus in Deutschland
kaum von anderen europäischen
Ländern. 

Effizienter Mitteleinsatz

Die hohen Standards der
Branche werden durch effizi-
enten Mitteleinsatz erreicht.
Die Branche befürwortet im
Rahmen der Modernisierungs-
strategie freiwilliges Bench-
marking und hat sich die brei-
tenwirksame Verbreitung des
freiwilligen Benchmarkings
zum Ziel gesetzt. Die Branche
hat die Rahmenbedingungen
für den Erfolg des Instrumen-
tes Benchmarking geschaffen.
Aktuelle Zahlen belegen eine
hohe Akzeptanz und Teilnah-
me durch die Unternehmen.

Standards erhalten

Die deutsche Wasserversor-
gung und Abwasserbeseitigung

befinden sich dem Branchenbe-
richt zufolge in einem ständi-
gen Modernisierungsprozess.
Es gelte, die erarbeiteten hohen
Standards in den Merkmalen Si-
cherheit, Qualität und Nachhal-
tigkeit zu erhalten und weiterzu-
entwickeln und dabei die Preis-
entwicklungen weiterhin auf
dem bisherigen niedrigen Ni-
veau zu halten. Die Branche
werde die Leistungsmerkmale
weiterhin regelmäßig für Kun-
den und Öffentlichkeit in Form
des Branchenbildes transparent
darstellen.

Positive Wirkungen
der Steuerfreiheit

Das Geschäftsführende Präsi-
dialmitglied des Deutschen
Städte- und Gemeindebundes,
Dr. Gerd Landsberg, wies unter-
dessen auf die positiven Wir-
kungen der Steuerfreiheit der
Abwasserbeseitigung hin: Das
Branchenbild verdeutliche die
Leistungsfähigkeit insbesonde-
re der kommunalen Wasserwirt-
schaft. Für die Städte und Ge-
meinden sei allerdings von her-
ausragender Bedeutung, dass
die kommunale Abwasserent-
sorgung weiterhin steuerfrei
bleibt: „Die mit einer Besteue-
rung der Abwasserentsorgung

zwangsläufig verbundenen Ge-
bührenerhöhungen sind den
Bürgern nicht zuzumuten!“ 

Kritik an Bundesländer-
Initiativen

In diesem Zusammenhang
kritisierte der Geschäftsführer
nachdrücklich die in den Län-
dern Nordrhein-Westfalen und
Niedersachsen derzeit ange-
strengten Initiativen, den ge-
setzlichen Rahmen dafür zu
schaffen, die Abwasserentsor-
gungspflicht auf Private ganz
oder teilweise befristet wider-
ruflich zu übertragen. Lands-
berg warnte davor, dass damit
die bisherige steuerliche Ein-
ordnung der Abwasserentsor-
gung infrage gestellt wird. Fol-
ge wäre eine Belastung der Ab-
wasserentsorgung mit derzeit
16 Prozent Mehrwertsteuer. 

Im Interesse der Bürger

Landsberg wies darauf hin,
dass die neue Bundesregierung
in ihrem Koalitionsvertrag ein-
deutig festgelegt habe, dass die
Steuerbefreiung der Abwasser-
und Abfallentsorgung aufrecht
erhalten bleiben soll. Dies soll-
ten auch die Länder im Interes-
se der Bürger beherzigen.     DK

BMBF-Broschüre zur Wasser- und Energieversorgung:

Impulse für
nachhaltigen Umbau 

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF)
informiert mit einer neuen Publikation über Optionen der In-
frastruktur in Deutschland. Die Broschüre „Nachhaltige Ver-
und Entsorgung - Impulse aus der sozial-ökologischen For-
schung“ richtet sich an Kommunen und Versorgungsunter-
nehmen sowie Umwelt- und Verbraucherverbände. 

Wie kann die notwendige An-
passung und Erneuerung der
Wasserversorgungssysteme „zu-
kunftsfähig“ bewältigt werden,
das heißt unter gleichberechtigter
Berücksichtigung von ökonomi-
schen, ökologischen und sozialen
Gesichtspunkten? Im Rahmen
des SÖF-Forschungsfeldes „Ver-
und Entsorgung“ haben sich Wis-
senschaftlerinnen und Wissen-
schaftler verschiedener Fachdis-
ziplinen mit der Zukunft der Was-
ser- und Energieversorgung in
Deutschland befasst. 

Strategische Hilfe

Der Forschungsverbund net-
WORKS wird zum Beispiel in
Kürze eine „Strategische Ent-
scheidungshilfe“ herausgeben,
die Funktionsträgern in Städten
und Gemeinden dabei unterstüt-
zen soll, kompetent Entschei-
dungen für zukünftige Versor-
gungsstrukturen zu treffen.
Wichtig ist den Wissenschaftlern
ein „integrativer Ansatz“, bei
dem alle beteiligten Entschei-
dungsträger und Interessengrup-
pen befragt und beteiligt werden.
Aus Sicht der Forschung sollten
Versorgungs- und Entsorgungs-
systeme zukünftig vor allem fle-
xibler eingerichtet werden, so
dass sie - im Gegensatz zu den
bisher üblichen, auf Jahrzehnte
geplanten und abgeschriebenen
Systemen - an veränderte Rah-
menbedingungen rascher ange-
passt werden können. 

Fallstudien

Das Projekt hat in vier deut-
schen Städten (Berlin, Frank-
furt/Oder, Hannover, München)
Fallstudien durchgeführt und da-
bei spezifische Besonderheiten
und Probleme herausgearbeitet.
So leidet beispielsweise Frank-
furt an der Oder besonders stark
unter dem Bevölkerungsrück-
gang: Die Zahl der Einwohner
hat von knapp 86.000 im Jahr
1990 auf 66.000 Ende 2004 ab-
genommen. Die Folge: Der Be-

darf beim Trinkwasser wie bei
der Abwasserentsorgung ist dra-
stisch zurückgegangen. Allein
für die Bekämpfung von Ge-
ruchsbelästigungen aus den we-
niger genutzten Kanälen muss
die Stadt sechsmal so viel Mittel
aufwenden.

Mögliche Transformationen

Der demografische Schwund
wird nicht nur den Osten
Deutschlands treffen, sondern
auch Regionen im Westen, etwa
im Ruhrgebiet, im Saarland, im
südlichen Niedersachsen oder in
Nordhessen, wie die BMBF-
Broschüre aufzeigt. In den Städ-
ten sind daher innovative Lösun-
gen gefragt, mit deren Hilfe
kommunale Entscheidungsträger
aus Politik und Verwaltung eine
ausreichende und angemessene
Ver- und Entsorgung sicherstel-
len können. Es ist aber auch not-
wendig, über mögliche Transfor-
mationen der bisherigen Syste-
me nachzudenken und diese
den zurückgehenden Bevölke-
rungszahlen anzupassen. Der
Forschungsverbund netWORKS
schlägt hierzu zahlreiche Lö-
sungsansätze vor.

Projekte im Forschungsfeld

Ausgangspunkte bilden dabei
die derzeit verfügbaren Organi-
sationsformen, in denen Kom-
munen solche Aufgaben wahr-
nehmen können: Das bedeutet,
diese Dienstleistung entweder
vollständig in eigener Verant-
wortung zu erbringen, sie teil-
weise zu privatisieren, sie kom-
plett in Konzession zu vergeben
oder sie in regionaler Kooperati-
on mit benachbarten Kommunen
anzubieten. Weitere Projekte im
Rahmen des SÖF-Forschungs-
feldes „Ver- und Entsorgung“
befassen sich mit Systemen der
Gas-, Strom-, Wasser- und Nah-
rungsversorgung, mit Abfallsy-
stemen sowie mit dem Handel
von Zertifikaten für die Emissi-
on von Treibhausgasen. DK
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Besuchen auch Sie die größte Fach-
messe der Sanitär-, Heizungs- und
Klimabranche in Süddeutschland.
Hier �nden Sie aktuelle Neuheiten
und Trends und können Ihr Fach-
wissen erweitern.

5.– 8. April 2006
Messezentrum Nürnberg
www.ifh-intherm.de

Sanitär ∙ Heizung ∙ Klima

Amt für Ländliche Entwicklung Oberpfalz:

Landwirtschaftsminister Miller
auf ökologischer Großbaustelle

„Ländliche Entwicklung bleibt trotz rückläufiger Fördermittel des Bundes und der EU
ein Schwerpunkt bayerischer Agrarpolitik.“

Landwirtschaftsminister Josef Miller hat sich in Ehenfeld vom
Fortschritt der Winterbauarbeiten zur Renaturierung des Ehen-
bachs überzeugt. Möglich wurde die derzeit größte ökologische
Baumaßnahme im Landkreis Amberg-Sulzbach mit einer
Baulänge von 1,6 km und Baukosten von ca. 200.000 € durch
Flächenbereitstellung und Finanzierung im Rahmen der Flur-
neuordnung Ehenfeld. Die Teilnehmergemeinschaft Ehenfeld
hat für Uferstreifen und Bachumgestaltung bisher 9,5 ha
Flächen im Wert von 200.000 € erworben und getauscht. Zur
Fortsetzung der Renaturierungsmaßnahmen ist weiterer
Flächenerwerb geplant.

Die Wasserwirtschaftverwal-
tung bietet mit ihrem Schwer-
punktprogramm den Kommunen
fachliche und finanzielle Hilfe
zum Hochwasserschutz an Ge-
wässern dritter Ordnung. „Die
Flurneuordnung ist ein wichtiges
Instrument, um die Kommunen
beim vorbeugenden Hochwasser-
schutz zu unterstützen“, betonte
Miller vor den Projektbeteiligten
und Gästen im Gemeinschafts-
haus von Ehenfeld. Er gratulierte
der Teilnehmergemeinschaft
Ehenfeld und Hans Drexler, dem
Bürgermeister der Stadt Hir-
schau, zu dem beispielhaften Pro-

jekt. Die Quellfreilegung und die
Umgestaltung des oberen Ehen-
bachtals seien ein wertvoller Bei-
trag, um den Wasserabfluß zu
bremsen und damit die Hochwas-
sergefahr für die Gemeinden am
Unterlauf zu verringern. 

Gute Zusammenarbeit

Miller würdigt die gute Zu-
sammenarbeit zwischen den Pro-
jektträgern, dem Amt für Ländli-
che Entwicklung Oberpfalz und
dem Wasserwirtschaftsamt Wei-
den mit Außenstelle Amberg:
„Nur durch das enge Zusammen-

wirken von Kommunen, Fach-
behörden und Grundstücksei-
gentümern können gemeindeü-
bergreifende Herausforderungen
wie der vorbeugende Hochwas-
serschutz zum Wohle aller Betei-
ligten gelöst werden“. 

Integrierte 
Ländliche Entwicklung

„Weil gerade Hochwasser
nicht an Gemeindegrenzen halt
macht, ist es ein vorrangiges Ziel
der Staatsregierung, die inter-
kommunale Zusammenarbeit
zum vorbeugenden Hochwasser-
schutz zu unterstützen“, erklärte
der Minister. In Abstimmung mit
der Wasserwirtschaftsverwal-
tung fördere die Verwaltung für
Ländliche Entwicklung auch ge-
meindeübergreifende Konzepte
zur flächenhaften Wasserrück-
haltung, wie z.B. beim Krum-
bachprojekt östlich von Amberg. 

Auch hier ist die Stadt Hir-
schau beteiligt. Schließlich kennt

D ie Winterbaustelle zur Renaturierung des Ehenbachs besichtigte Staatsministers Josef Mil-
ler. Dabei lobte der Minister die Teilnehmergemeinschaft Ehenfeld, die eindrucksvoll beweise,
wie durch die Kooperation von Landwirtschaft, Naturschutz, Wasserwirtschaft und Ländlicher
Entwicklung zum vorbeugenden Hochwasserschutz beigetragen werden kann. Zudem biete die
Winterbaustelle für regionale Baufirmen und ortsansäßige Landwirte eine zusätzliche Ein-
kommensmöglichkeit. Unser Bild zeigt (v .l.): Karl Roth, Leiter WWA Weiden; Dr. Hans Weiß,
Servicestelle WWAAmberg; Peter Czommer, Präsident ALE Oberpfalz; Armin Nentwig Land-
rat Amberg-Sulzbach; Hans Drexler, Bürgermeister Hirschau; Landwirtschaftsminister Josef
Miller und Landschaftsarchitekt Karl Spindler.

und schätzt Bürgermeister Drex-
ler als Mitglied der Arbeitsge-
meinschaft Obere Vils-Ehenbach
die gemeindeübergreifende Ko-
operation bereits seit über zehn
Jahren. Auch die Initiative zur
Quellfreilegung und Renaturie-
rung des Ehenbachs, so Drexler,
ist in einem Arbeitskreis der 
AOVE entstanden. 

Miller ging auch auf die Be-
deutung der Flurneuordnung zum
Ausgleich öffentlicher und land-
wirtschaftlicher Interessen ein:
„Die Grundeigentümer sind bei
Projekten der Ländlichen Ent-

wicklung keine Betroffenen son-
dern Beteiligte. 

Interessensausgleich 
zwischen Landwirtschaft
und Umweltschutz

Die Teilnehmergemeinschaft
Ehenfeld demonstriert in beein-
druckender Weise, wie durch die
Flurneuordnung zum Teil ge-
gensätzliche Interessen vereint
werden können.“ Auf der einen
Seite sei durch den Flächenkauf
und -tausch erst die Umgestal-
tung von Bach und Uferstreifen

und damit die Verbesserung von
Wasserrückhalt und Wasserqua-
lität möglich. Auch der Biotop-
verbund und das Landschafts-
bild würden dabei erheblich auf-
gewertet. Auf der anderen Seite
profitierten die Landwirte vom
Flächentausch, da sie größere,
besser zu bewirtschaftende Flur-
stücke und mehr Abstand zum
Gewässer erhalten. Selbst die
derzeit laufenden Erdarbeiten
nutzen den Landwirten. Sie kön-
nen ca. 25.000 m3 abgetragenen
Oberboden auf ihren Äckern
ausbringen.

IFH/Intherm 5. bis 8. April 2006 in Nürnberg:

Optimistische Erwartungen
Gute Chancen hat die IFH/ Intherm, Fachmesse für Sanitär und

Heizung, Klima und Erneuerbare Energien, vom 5. bis 8. April
2006 auf dem Gelände der NürnbergMesse wieder zum großen
Hit für Aussteller und Besucher zu werden. Mit ihrer marktkon-
formen Angebotspalette, die von der Sanitär-, Wasser- und Ab-
wassertechnik  über Lüftungs-, Heizungs- und Klimatechnik bis
hin zu Prüf- und Regelgeräten, Armaturen und Klempnerthemen
reicht, werden rund 600 beteiligte Firmen aus 14 Ländern wieder
auf das Interesse von über 40.000 Besuchern stoßen.

Dank der hohen Informationsdichte wird die Messe stark von
Fachpublikum frequentiert. 93 % der befragten Aussteller gaben
bei der letzten Durchführung der IFH/Intherm die Noten „aus-
gezeichnet“, „sehr gut“ und „gut“. Wesentlich zum Messeerfolg
trägt auch die enge Zusammenarbeit der GHM Gesellschaft für
Handwerksmessen - als Münchener Gastveranstalterin auf dem
Gelände der NürnbergMesse bei - mit den Fachverbänden SHK
Baden-Württemberg, Bayern und Thüringen sowie dem BDH,
dem Bundesindustrieverband Deutschland Haus, Energie- und
Umwelttechnik e.V..

In acht Hallen der NürnbergMesse bildet die IFH/Intherm kom-
plett alles ab, was derzeit in der Branche „State of the art“ ist. Be-
sonders stark werden die Themenbereiche Erneuerbare Energien,
Energiesparmaßnahmen und Lüftungstechnik vertreten sein.      

Trinkwasserhygiene von A bis Z
Sanitärfachleute machen Legionellen unschädlich

Nach wie vor ist das Thema Trinkwasserhygiene in aller Munde.
Und dies ist kein Wunder, angesichts höchster Qualitätsanforde-
rungen, die zu Recht an das Lebensmittel Nr. 1 gestellt werden.
Entsprechend groß ist die Verantwortung für Planer, Handwer-
ker und nicht zuletzt für Betreiber einer Trinkwasseranlage,
wenn es darum geht, die hygienischen Anforderungen zu erfül-
len und einzuhalten. 

Man kann sie weder riechen
noch schmecken, und fürs bloße
Auge sind sie unsichtbar. Den-
noch ziehen sie regelmäßig die

öffentliche Aufmerksamkeit auf
sich, da sie schwere Krankheiten
bis hin zum Tod verursachen
können. Die Rede ist von Legio-
nellen. Seit 1976 - dem ersten
Legionellen-Fall in Philadelphia
(USA) - berichten Medien fort-
laufend über diese infektiösen
Trinkwasser-Kontaminationen. 

Verschiedene 
Krankheitsbilder

Zum Beispiel in Murcia (Spa-
nien) im Juli 2001, mit über 800
Infektionen, die weltweit eine
der größten Epidemien war.
Aber auch hierzulande tauchen
kontinuierlich Vorfälle auf, wie
im Juli 2003 im Klinikum Frank-
furt-Oder, mit sieben Infektio-
nen, und nicht zuletzt auf einem
Campingplatz in Klagenfurt
(Österreich), bei dem es drei
Vorfälle gab.

Bei der Infektion mit Legio-
nellen können zwei grundver-
schiedene Krankheitsbilder auf-
treten: Zum einen das Pontiac-
Fieber, eine Erkrankung, die ei-
nem grippalen Infekt ähnelt und
in der Regel ohne spezifische

Therapie abheilt. Zum anderen
die Legionellose - im Volks-
mund Legionärskrankheit ge-
nannt. Letztere ist eine Lungen-
entzündung, die zunächst unty-
pisch beginnt (beispielsweise
mit Durchfall und Übelkeit) und
daher oft nicht rechtzeitig er-
kannt wird. Die Folge kann dann
eine ausgedehnte Entzündung
der Lunge mit schwersten Krank-
heitssymptomen sein, die unbe-
handelt häufig zum Tod führt.
Pro Jahr werden beim Robert
Koch-Institut (RKI) etwa 400 bis
450 Legionellen-Infektionen ge-
meldet, allerdings muss von ei-
ner erheblichen Dunkelziffer
ausgegangen werden. Experten
vermuten, dass in Wirklichkeit
pro Jahr bis zu 20.000 Fälle in
Deutschland auftreten. 

Angesichts solcher Zahlen
wird deutlich, wie wichtig die re-
gelmäßige Inspektion und War-
tung einer Sanitärinstallation ist,
um die Qualität des Trinkwas-
sers auf Dauer einhalten zu kön-
nen. Dazu kommt, dass der Ge-
bäudebetreiber für die Qualität
und die Beschaffenheit des Was-
sers die Verantwortung trägt.
Kommt es zu einem Personen-
schaden, beispielsweise durch
Bakterien im Trinkwasser, den
der Gebäudebetreiber aufgrund
unterlassener Wartung zu verant-
worten hat, so kann dies straf-
rechtliche Konsequenzen für ihn
nach sich ziehen. Vorsorge tut al-
so not.

Informationen auf der
IFH/Intherm in Nürnberg

Ist eine Trinkwasseranlage erst
einmal kontaminiert, stellt sich
schnell die Frage nach mögli-
chen Abhilfen. Neben bau- und
betriebstechnischen Maßnahmen
kommen auch verfahrenstechni-
sche Maßnahmen zum Einsatz.
Diese unterteilen sich wiederum
in verschiedene Wirkungswei-
sen, die es dem Fachmann unter
Umständen nicht leicht machen,
den Überblick zu behalten. 

Einen umfassenden Überblick
über die Methoden und Maßnah-
men zur Trinkwasserhygiene
bietet die IFH/Intherm in Nürn-
berg. Von A wie antibakterielle
Beschichtung über O wie Ozon-
Desinfektionsverfahren bis hin
zu Z wie Zirkulationspumpe prä-
sentieren die Geräte- und Sy-
stemhersteller ihre aktuellen Pro-
dukte und Dienstleistungen.     

Vorsorgliche Schließung:

Legionellen-Nachweis
in Würzburger

Schwimmbädern
Das Würzburger Gesundheits-

amt hat in den Duschen eines
Gymnasiums und der Sport-
Universität Legionellen nachge-
wiesen. Erst vor kurzem hatten
Stadt und Gesundheitsamt das
Schwimmbad einer Schule we-
gen eines positiven Befundes
geschlossen. 

Das Gesundheitsamt hat für
Eltern und Nutzer des Schul-
schwimmbades ein Infoschrei-
ben verfasst, das von der Schul-
leitung verteilt wird. „Es besteht
kein Grund zur Sorge, wir wol-
len mit einer sachlichen Auf-
klärung beruhigen und infor-
mieren“, so Amtsarzt  Dr. Kläß.
Die Verkeimungszahlen seien
eher an der unteren Toleranz-
grenze angesiedelt. 
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Stadt Abensberg:

Hundertwasser-
Turm wird gebaut

Noch in diesem Jahr wird in Abensberg eines der letzten
Projekte des vor sechs Jahren verstorbenen Friedensreich
Hundertwasser verwirklicht: Mit dem Bau des 35 Meter
hohen Hundertwasser-Turms soll bereits in den nächsten
Wochen nach den Plänen des österreichischen Künstlers
begonnen werden, teilten Stadtverwaltung und Bauherr
Leonhard Salleck mit.

Um das Projekt hatte es jahrelang heftige Streitereien gegeben.
Seit rund neun Jahren geht „Weißbierbrauer Kuchlbauer“, wie
Salleck sich nennt, mit der Idee schwanger. Aber die Gemeinde
Abensberg, zunächst durchaus angetan von der Idee, hatte bau-
rechtliche Bedenken gegen das extravagante Gebilde an diesem
Ort, nämlich im Herzen der Stadt. Dort liegt, nicht weit vom
Bahnhof entfernt, die über 700 Jahre alte Weißbierbrauerei.

Jahrelange Auseinandersetzungen

Die Auseinandersetzungen zwischen Salleck und Bürger-
meister Dr. Uwe Brandl beschäftigten mehrmals die Gerichte.
Nach heftigem Hin und Her, das sich auch in einem Streit zwi-
schen Brandl und Salleck um die Ausrichtung des berühmten
Volksfestes „Gillamoos“ niederschlug, wollte letzterer dann
vor zwei Jahren gar nicht mehr in Abensberg bauen. 

Werbung für die Gemeinde

Nun haben sich die Wogen geglättet. Brandl, nicht nur
Abensberger Rathauschef, sondern auch Präsident des Bayeri-
schen Gemeindetages, sieht im Hundertwasser-Kuchlbauer-
Turm mittlerweile eine „touristische Attraktion von überregio-
naler Bedeutung“. Gemeinsam wollen Stadt und Brauerei mit
dem künftigen Bauwerk für die niederbayerische Gemeinde
werben und Aufmerksamkeit wecken.

Auf dem bisherigen Besucherparkplatz der Brauerei wird
nach den Planungen des Wiener „Hundertwasser“-Architekten
Peter Pelikan ein etwa 35 Meter Turm mit über 1400 Kubik-
meter umbautem Raum errichtet. Ein Lift wird die Besucher
auf die Aussichtsterrasse und zur „goldenen Kugel“ befördern,
die mit zehn Meter Durchmesser den höchsten Punkt des Bau-
werks bildet. In Inneren der Kugel will Salleck die „weltweit
größte Sammlung von Weißbiergläsern einer Brauerei“ zeigen
- rund 4200 Exponate aus der Biergeschichte. DK

Kulturstiftung des Bezirks Unterfranken:

Ein Glücksfall für
die Kulturförderung

Hilfe auch in wirtschaftlich schwierigen Zeiten
Würzburg. In wirtschaftlich schwierigen Zeiten wird der Rot-
stift vielerorts zuerst bei der Kultur angesetzt. Das ist nicht so
in Unterfranken. Seit Gründung der Kulturstiftung im Jahr
2000 kann der Bezirk jährlich rund 11 Millionen Euro aus-
schütten - ein Segen für Kulturschaffende und eine deutliche
Entlastung der Landkreise und Städte, freut sich Bezirkstags-
präsident Albrecht Graf von Ingelheim.

Das Bezirksvermögen ent-
stammt ursprünglich aus einer
Beteiligung des Bezirks Unter-
franken an der regionalen Ener-
gieversorgung. Seit den Zwan-
ziger Jahren entwickelte sich
das Überlandwerk Unterfran-
ken, vor allem nach dem Krieg,
hervorragend und ging später
im E.ON-Konzern auf. Im Jahr
2000 kapitalisierte der Bezirk
seine Aktien. Gut 200 Millionen
Euro wurden als Stiftungsver-
mögen bei verschiedenen Gel-
dinstituten, größtenteils festver-
zinslich, angelegt. 

Soziale Sicherung

Hauptzweck der Stiftung ist
die Kulturförderung. Die Zin-
sen, rund 11 Millionen Euro im
Jahr, kommen einer großen An-
zahl von Projekten in ganz Un-
terfranken zugute. Zu den soge-
nannten freiwilligen Leistungen
für Kultur, Jugend und Sport,
die von Anfang an aus der Stif-
tung finanziert werden, kom-
men in diesem Jahr erstmals die
Kosten eines Großteils der Be-
zirks-Fachberatungen für Wein-
bau und Fischerei. 

Entlastung der Städte
und Landkreise

Auch die Pflege der Partner-
schaft mit der Region Calvados
in der Normandie (Nordfrank-
reich) wird aus diesem Topf fi-
nanziert. Damit entlastet der
Bezirk seine Geldgeber, die um-
lagezahlenden Städte und Land-
kreise. Voller Stolz verweist der
Bezirkstagspräsident auf den
Hebesatz der Bezirksumlage.
Nach der aktuell beschlossenen
Senkung um 3,5 Prozentpunkte
liege man mit 18,45 Prozent in
Bayern einsam am Ende der
Skala. Im Vorjahr mussten die
Umlagezahler im Landesdurch-
schnitt 25,42 Prozent ihrer Ein-
nahmen an die Bezirke weiter-
reichen. Der unterfränkische
Bezirkshaushalt konzentriere
sich auf seine Hauptaufgabe,
nämlich die soziale Sicherung.

Nicht nur Bewahrer

Mit dem Geld aus der Kultur-
stiftung, so Graf von Ingelheim,
könne man es sich auch in wirt-
schaftlich schwierigeren Zeiten

leisten, schöne Bauten wie das
Schloss Werneck oder das
Schloss Aschach bei Bad Bock-
let zu erhalten und zu nutzen.
Zwar sei diese Nutzung, im 
Falle von Werneck als Kran-
kenhaus und des Schlosses
Aschach als Museum, nicht bil-
lig aber sinnvoll. Ebenso wich-

der Bezirk in Zweckverbänden
wie dem Fränkischen Freiland-
museum Fladungen, das in die-
sem Jahr 800.000 Euro erhält
und dem Mainfränkischen Mu-
seum auf der Würzburger Fest-
ung, das man sich 500.000 Euro
kosten lässt. Auch dem Main-
franken-Theater Würzburg, ei-
nem der großen nichtstaatlichen
Drei-Sparten-Häuser Bayerns,
mit Orchester, Schauspiel und
Tanz, wird seit einigen Jahren
finanziell geholfen. So brachte
der Bezirk drei Millionen Euro
in eine Theaterstiftung ein und
fördert derzeit mit einer vierten
Million, in fünf Jahresraten zu
je 200.000 Euro, den laufenden
Betrieb der Bühne. Darüber hin-
aus, so Graf von Ingelheim, sei-
en es die vielen kleinen Dinge,
die eine Region prägen, und die
man im Bewusstsein nicht un-
tergehen lassen dürfe. So werde
man in diesem Jahr beispiels-
weise eine Ausstellung zu alten
Poststellen in Unterfranken or-
ganisieren.

Junge Menschen und
zeitgenössische Kunst

Die Fördermittel des Bezirks
seien stets als „Grundförde-
rung“ für Projekte gedacht, er-
klärt Bezirksheimatpfleger Dr.
Klaus Reder. Die Kulturschaf-
fenden sollen damit in die La-
ge versetzt werden, qualitativ
Hochwertiges zu bieten und mit
diesem Qualitätsanspruch auch
bei möglichen weiteren Geld-
gebern und Sponsoren bes-
sere Chancen erhalten. Ein
Hauptaugenmerk lege der Be-
zirk auf die Heranführung jun-
ger Menschen an zeitgenössi-

sche Kunst. „Wir wollen Vor-
aussetzungen dafür schaffen,
dass sich Kultur entwickeln
kann“, so Reder. „Man kann
sich kaum vorstellen, wie viele
Leute dichten, singen und tan-
zen oder Familienchroniken
schreiben“, so der Bezirkshei-
matpfleger. Dabei tauchten vie-
le Fragen rund um die Echtheit
von Kultur und fränkischer Tra-
dition auf. Deshalb habe man,
in Kooperation mit der Univer-
sität Würzburg, zahlreiche In-
ternetseiten erstellt. Die Aus-
sichten, dass geschichtliches
Wissen über moderne Medien
in Zukunft weite Verbreitung
finde, seien enorm gestiegen.
Daten, die früher in Archiven
schlummerten und teils nur
schwer zugänglich waren, stün-
den nun jedermann kostengün-
stig zur Verfügung.

Regionale Identität

Auch hinsichtlich der Ent-
wicklung  fränkischer Kultur in
einer multikulturellen Zukunft
äußerte sich Albrecht Graf von
Ingelheim optimistisch: „Ich
habe in dieser Hinsicht keine
Bange vor der Zukunft.“ Auch
früher seien Künstler und Kul-
tureinflüsse aus aller Welt nach
Franken gekommen und hätten
hier deutliche Spuren hinterlas-
sen. Heutzutage seien plötzlich
fränkische Kabarettisten bun-
desweit unterwegs und sogar
der gewöhnliche Franke, der
sich früher seiner Herkunft
eher schämte, spreche zuneh-
mend Dialekt. Es gebe sogar
einen wachsenden Ausländer-
anteil bei den Trachtenverei-
nen, fügte Dr. Klaus Reder
schmunzelnd ein. 

Sicher aber sind sich der Be-
zirksheimatpfleger und der Prä-
sident darüber, dass die Globali-
sierung keinen kulturellen Ein-
heitsbrei schaffen werde. Al-
brecht Graf von Ingelheim: „Es
wird immer eine regionale Iden-
tität geben“ und dafür fühle
man sich als Bezirk zuständig.

Bild und Text: wkn

Deutschlandstudie 2006:

Die Zukunft gehört Ingolstadt
Ingolstadt gehört zu den Immobilienstandorten, die in den näch-
sten 15 Jahren das größte Entwicklungspotenzial haben. Das ist
das Ergebnis der so genannten Deutschlandstudie 2006 von Si-
reo Research, einer weltweit tätigen Unternehmensberatung. 

Neben Bayerns kleinster
Großstadt bekamen bei der
Untersuchung Bonn und Ol-
denburg die besten Noten. Von
den großen Immobilienzentren
finden sich lediglich München
und Hamburg auf den vorderen
Plätzen. 

Enormes
Entwicklungspotenzial

„Das Ergebnis freut mich
natürlich. Immer wieder sind
wir bei Studien im vorderen Be-
reich dabei. Dies zeigt, welch
großes Entwicklungspoten-
zial in unserer Stadt steckt“,
kommentierte Oberbürgermei-

ster Alfred Lehmann die Studie.
Die Untersuchung zeigt bis

2020 einen großen Bedarf an
Logistikimmobilien, Altenpfle-
geheimen und Einkaufszentren.
Die Beschäftigtenzahl wird in
Deutschland bis 2020 nahezu
unverändert bleiben. Nach Bonn,
Oldenburg, Rheinhessen-Nahe
und dem Emsland werde In-
golstadt aber den größten Zu-
wachs an Erwerbstätigen ver-
zeichnen. 

Die Analyse beruht auf Aus-
wertungen von Datenbanken,
Marktreports sowie Experten-
gesprächen und beinhaltet aktu-
elle Ergebnisse für 2005 sowie
mittelfristige Prognosen. DK

Albrecht Graf von Ingelheim.

tig aber sei die Kulturförderung
in der Breite. Der Bezirkstags-
präsident hob die Musikpflege,
Trachtenförderung und Sprach-
forschung heraus. Hierbei sehe
man sich durchaus nicht immer
in der Rolle des Bewahrers von
Kulturwerten. So habe man bei-
spielsweise als einziger Bezirk
einen Popularmusikbeauftrag-
ten eingestellt. 

Vielfältige Beispiele

Außergewöhnliche 600.000
Euro im Jahr wurden als Denk-
malpreis zur Erhaltung histori-
scher Bauten zusätzlich zur Ver-
fügung gestellt. Diese Rekord-
summe wurde für 2006 hal-
biert. Dennoch dürfen sich
zwölf kommunale und private
Bauherren über jeweils 25.000
Euro Renovierungskostenzu-
schuss freuen. Dafür werden
von jeder der drei kreisfreien
Städte und jedem der neun
Landkreise je ein Objekt ausge-
wählt. Neu in die Projektförde-
rung wurde das Kirchenburg-
museum Mönchsondheim auf-
genommen. 930.000 Euro, in
zehn Jahresraten, sollen die ein-
zigartig gewachsene Einrich-
tung in dem Dorf bei Iphofen
stärken. Daneben engagiert sich

Heilklimatischer
Kurort Bad Heilbrunn

Innenstaatssekretär Georg Schmid überreichte in Bad Heil-
brunn (Landkreis Bad Tölz/Wolfratshausen) der Gemeinde die
Anerkennungsurkunde als Heilklimatischer Kurort.

„Bad Heilbrunn hat als Ku-
rort eine lange Tradition. Schon
die Kelten wussten um die Heil-
kräfte der späteren Adelheid-
quelle. Der Fachausschuss für
Kurorte, Erholungsorte und
Heilbrunnen hat sich bei einer
Ortsbesichtigung davon über-
zeugen können, dass Bad Heil-
brunn für den Kurgast und den
Erholungssuchenden neben
schöner Landschaft, einem aus-
gezeichneten Bioklima, guter
Luft auch eine hervorragendes
Gesundheitsangebot bietet,“ be-
tonte Schmid. 

Die Anerkennung als Heilkli-
matischer Kurort setzt eine
Vielfalt von Kriterien voraus.
Insbesondere muss ein Heilkli-
matischer Kurort ein Klima be-
sitzen, dessen besondere Eig-
nung für die therapeutische An-
wendung wissenschaftlich aner-
kannt ist und das sich in ortsspe-
zifischen ambulanten und sta-
tionären Klimakuren bewährt
hat. Darüber hinaus müssen 
die klimatischen Eigenschaften
durch eine Klimastation laufend
überwacht und auch die Luft-
qualität laufend überprüft wer-
den. Schließlich müssen umfas-
sende und leistungsfähige Ein-
richtungen zur ortsspezifischen
Anwendung des Klimas im
Rahmen von ambulanten und
stationären Kurorten vorhanden

sein. Schmid: „Diese Hürden
hat Bad Heilbrunn mit Bravour
genommen. Der Charme von
Bad Heilbrunn, eingebetet ins
schöne Voralpenland zwischen
Isar und Loisach, kombiniert
mit einer tollen Infrastruktur,
mit ländlich-familiären Quartie-
ren - kurz nostalgischer Char-
me, kombiniert mit moderner
Kurphilosophie - macht es den
Gästen leicht, sich in Bad Heil-
brunn wohl zu fühlen.“

Als kleinen Wermutstropfen
bezeichnete der Staatssekretär,
dass die Anerkennung als Heil-
klimatischer Kurort nur unter
der Voraussetzung verliehen
werden konnte, dass die Ge-
meinde auf das Prädikat „Heil-
bad“ verzichtet. Der Fachaus-
schuss hat aber deutlich ge-
macht, dass er einer Wiederan-
erkennung offen gegenüber
steht, sollte das Jodwasser, das
den Gästen seit 2005 nicht mehr
zur Verfügung steht, wieder
„sprudeln“.

Bad Tölz:

Anerkennung als
Moorheilbad

Innenstaatssekretär Georg
Schmid überreichte in Bad Tölz
(Landkreis Bad Tölz-Wolfrats-
hausen) der Stadt die Anerken-
nungsurkunde als Moorheilbad.
„Bad Tölz ist seit 1899 Jodheil-
bad und seit 1969 als heilklimati-
scher Kurort anerkannt. Die Jod-
quellen am Fuß des Blombergs
haben Bad Tölz als Heilbad inter-
national bekannt gemacht. In den
letzten Jahrzehnten hat aber die
Moorkur stark an Bedeutung ge-
wonnen, während die der Jod-
quellen zurückgegangen ist. Die
Stadt hat mit dem Antrag auf An-
erkennung als Moorheilbad die
Konsequenz hieraus gezogen“,
sagte Schmid.

Seit 1972 werden in Bad Tölz
schon Moorkuren verabreicht.
Der heute in Bad Tölz verwen-
dete natürliche Badetorf aus
dem nahe gelegenen Königs-
dorfer Moor sichert den Moor-
abbau langfristig. Die natürli-
chen Moorlagerstätten um Bad
Tölz zeichnen sich durch einen
besonders hohen Gehalt an 
Huminsäuren, Mineralstoffen
und organischen Bestandteilen
aus, beste Voraussetzungen für
Moorheilanwendungen.

„Mittlerweile bieten sechs
Betriebe die Moorkur ambulant
und fünf Betriebe stationär an.
Vier Betriebe wurden sogar mit
dem RAL-Gütezeichzen (Moor-
Kur-Einrichtung) ausgezeich-
net. Dazu kommen 14 private
Kurmittelhäuser, die den Kurgä-
sten zur Verfügung stehen. Bad
Tölz verfügt also über eine statt-
liche Zahl an Gesundheitsein-
richtungen für seine Gäste. Aber
auch die hervorragende touristi-
sche Infrastruktur, mit der neu-
en Tourist-Information, deutlich
verbesserter Verkehrssituation
mit Hotelleitsystem, der
großzügigen Ausweisung von
Fußgänger- und Tempo-30-Zo-
nen und dem kostenlosen Stadt-
bus machen es den Gästen aus
Nah und Fern leicht, sich in Bad
Tölz wohl zu fühlen. Mit einem
Wort: Der Kurgast ist in Bad
Tölz in besten Händen“, so
Schmid.
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„Das war der ultimative
Weckruf, wer jetzt nicht die
Ärmel aufkrempelt, der kann
sich für 2008 die Wahl gleich
abschminken.“ Mein Chef,
der Bürgermeister, las auf-
merksam die Berichte über
die so genannte „kleine Kom-
munalwahl“ im Freistaat.

Das beste Ergebnis dieser
Wahlen war wohl, dass sie
doch nur örtlich relevante Ur-
nengänge blieben und nicht zu
einem - je nach parteipolitischem Blickwinkel -
Menetekel oder Final für die Landespolitik
wurden. Es wird übernächstes Jahr mühsam
genug für die Wahlkämpfer, die Aufmerksamkeit
auf ihre Konzepte zur Kreis-, Gemeinde- oder
Stadtpolitik zu lenken, wenn die propagandisti-
schen Dampfwalzen der Landesparteien sich
bemühen, den Kampfplatz für den Herbst zu
planieren.

Umso wichtiger ist es, das Feld der Stadtpo-

litik jetzt schon so gut zu beackern, dass die
Kernbotschaft - „Wir sind die Besten“ - bei den
Leuten schön fest sitzt. Eine große Rolle spielt
dabei die Präsenz des Bürgermeisters, seiner
Stellvertreter und der Stadträte in den Stadttei-
len, auf Festen, Veranstaltungen, Jubiläen und
anderen Gelegenheiten, bei denen man mit vie-
len Menschen zusammen kommt.

Diese Frage will der Chef auch auf der näch-
sten Sitzung der Mehrheitsfraktion ansprechen.
Motto: Wer sich nicht mit affenartiger Ge-
schwindigkeit am Riemen reißt und fleißiger
wird, der fliegt das nächste Mal von der Liste.
Denn von überall her hört man Klagen, dass
sich die Stadträte zu wenig bei den Vereinen
und Institutionen sehen lassen. Vor den Wahlen,
so wird oft gesagt, weiß man gar nicht, wo man
die Kompanie der Kandidaten unterbringen
soll, aber unter der Zeit erscheinen viele Stadt-
räte eher virtuell, per Presseerklärung und Zei-
tungsfoto präsent, denn als realer Repräsentant
der Bürgerschaft.

Es ist schon wahr, der Grad der Ansprech-
barkeit unserer Mandatsträger ist durchaus un-
terschiedlich ausgeprägt. Da gibt es die Wusler,

die in jeder Kneipe ihren
Stammplatz haben und von je-
dem Vereinsvorsitzenden die
Schuhgröße und die Vornamen
der Kinder kennen. Und dann
gibt es die im Verborgenen un-
heimlich Fleißigen, die Papie-
re schreiben, der Verwaltung
auf den Fersen bleiben und
Bürgeranliegen wirklich zur
eigenen Sache machen. Klar
gibt es daneben auch die stink-
faulen Socken, die dem Irrtum

unterliegen, dass die Amtskette schon den
Stadtrat macht.

Bei der Frage, warum sie nicht öfter zu Ver-
anstaltungen, Jubiläen oder Vereinstreffen ge-
hen, sind gerade letztere sehr einfallsreich. Be-
sonders beliebt ist die Ausrede, dass Stadtpoli-
tik und Wahlkämpfe heutzutage im Internet
stattfänden. Ein typischer Irrtum von Leuten,
die den Cyberspace mit der Wirklichkeit ver-
wechseln. Nein, je anonymer viele Lebensberei-
che durch das World-Wide-Web werden, desto
mehr sehnen sich die Menschen nach der direk-
ten Aussprache mit politischen Verantwortungs-
trägern. Dann wird oft gesagt, man halte doch
Sprechstunden, da könne jeder Bürger kommen.
Es ist aber nicht die Aufgabe eines Stadtrats zu
warten, bis der Bürger untertänigst ein Ange-
such vorbringt. Ein Stadtrat muss raus zu den
Leuten und schauen, wo sie der Schuh drückt.
Schließlich sind nicht nur die „großen“ Proble-
me interessant, sondern auch die kleinen Ärger-
nisse und die ungeschminkte Meinung der Be-
völkerung, die man nur durch einen guten
Ratsch erfährt.

Mein Chef, der Bürgermeister, ist ja ein Typ
mit 18 Stunden-Tag und keinem freien Wochen-
ende. Der braucht keinen Kurs in Bürgernähe,
eher jemanden, der ihm den Spruch „Willst du
was gelten, mach dich selten“ als Bildschirm-
schoner auf dem Laptop installiert. Aber dafür
ist er auch mit Abstand der populärste Kommu-
nalpolitiker bei uns. Wahrscheinlich gilt aber
für einen modernen Politiker immer noch der
Satz von August von Platen auf dem heutigen
Kalenderblatt: „Lerne zu reden, lerne aber
auch zuzuhören.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Kleiner Kursus
in Bürgernähe

Städtetag Niederbayern:

Ruf nach gerechtem
Finanzausgleich

Der Vorstand des Bayerischen Städtetags ist mit dem Ergebnis
des Spitzengesprächs über den kommunalen Finanzausgleich
2006 insoweit zufrieden, als die Investitionskraft der Städte
und Gemeinden gestärkt werde. Darin waren sich die Bürger-
meister der 28 niederbayerischen Städte, die sich zum Mei-
nungsaustausch in Vilshofen trafen, einig.

Für den Bau von Schulen,
Kindergärten, Straßen bekom-
men die Kommunen heuer zu-
sätzlich 120 Millionen Euro.
Dazu der Vorsitzende des Ver-
bandes, Regensburgs Oberbür-
germeister Hans Schaidinger:
„Damit wurde die zentrale For-
derung des Städtetags für den
kommunalen Finanzausgleich
2006 erfüllt.“ Bedauert hat der
Städtetagsvorstand, dass der
Freistaat seinen eigenen Anteil
am kommunalen Finanzaus-
gleich gegenüber dem Vorjahr
nur geringfügig erhöht hat.

Aufgabenverlagerung

Zugestimmt hat der Städtetag
dem vereinbarten finanziellen
Ausgleichsmechanismus bei der
Verlagerung der Zuständigkeit
für die Sozialhilfe an Ausländer
von den Bezirken auf die kreis-
freien Städte und Landkreise.
Durch diese Aufgabenverlage-
rung werden die Bezirke künf-
tig jährlich um rund 300 Millio-
nen Euro entlastet. Schaidinger:
„Wir erwarten, dass die Bezirke
ihre Einsparungen durch Sen-
kung ihrer Umlagesätze voll-
ständig an die Städte und Land-
kreise weitergeben.“

Lob für Bezirk
Niederbayern

Diese brauchen das bei den
Bezirken eingesparte Geld in
voller Höhe, um die neuen Auf-
gaben erledigen zu können. 
Entgegen einiger öffentlicher
Äußerungen werden die kreis-
freien Städte und Landkreise
durch die Senkung der Bezirks-
umlagen nicht entlastet, sondern
lediglich in die Lage versetzt,
die Kosten für die Sozialleistun-
gen an Ausländer zu finanzie-
ren. Lob gab es hier für den Be-
zirk Niederbayern: Er hat mit
der Senkung seiner Umlage um
4,6 Punkte den Erwartungen 
der Städte entsprochen, unter-
strich Bezirksvorsitzender Ge-
org Riedl, Bürgermeister von
Pfarrkirchen.

In der Diskussion um die
Verteilungsgerechtigkeit des
kommunalen Finanzausgleichs
stärkte der Städtetag Niederbay-
ern Schaidinger den Rücken.

Gefordert wird, im Finanzaus-
gleich auch künftig die beson-
deren Ausgabebelastungen der
zentralen Orte zu berücksichti-
gen. „Dabei geht es aber nicht
nur um große Städte wie Lands-
hut, Straubing oder Passau, son-
dern um alle Städte, die in ihrer
Region wichtige Aufgaben für
das umland erfüllen“, stellte
Georg Riedl klar. 

Gefährdung des Systems

Ein Finanzausgleich, der die
besondere Aufgabenstellung der
Kommunen mit Zentralfunktion
außer Acht lassen würde, würde
das System zu Lasten der Städte
und großen Gemeinden massiv
gefährden. Der Vorstand be-
grüßt daher die Einrichtung ei-
ner gemeinsamen Arbeitsgrup-
pe aus Vertretern der kommuna-
len Spitzenverbände, des Fi-
nanzministeriums und des In-
nenministeriums, die die Vertei-
lungsstrukturen im kommuna-
len Finanzausgleich prüfen soll,
erklärte der Pfarrkirchner Bür-
germeister. Der Städtetag als
Verband der zentralen Orte ver-
spreche sich davon künftig eine
sachgerechte Berücksichtigung
der Leistungen der Städte und
zentralörtlichen Gemeinden,
auch im ländlichen Raum.

Sicherheit öffentlicher
Gebäude

In der Diskussion um die Si-
cherheit öffentlicher Gebäude
stellte Schaidinger fest: „Wir
brauchen keine neuen Gesetze,
aber den Eigentümern und Be-
treibern von öffentlichen Ge-
bäuden müssen konkrete Anlei-
tungen und Hinweise an die
Hand gegeben werden, wie sie
der Verantwortung für die Si-
cherheit der Bauten gerecht
werden können.“ Der Städte-
tagsvorsitzende wies darauf hin,
dass zunächst jeder Eigentü-
mer eines Gebäudes und jeder
Betreiber einer Halle gesetz-
lich verpflichtet ist, ständig
zu überprüfen, ob sein Gebäude
auch standsicher ist. Unklar ist
bislang allerdings, wie diese
Pflicht im Einzelnen aussieht.

Während Brücken, Tunnels,
Ölterminals, Chemieanlagen

aber auch Schornsteine und
Tiefgaragen in bestimmten Ab-
ständen überprüft werden müs-
sen, bleibt es den Eigentümern
und Betreibern von Sporthallen,
Stadien und Konzerthallen
überlassen, wie sie die Standfe-
stigkeit ihrer Einrichtungen
überprüfen.

Schaidinger: „Wir brauchen
Handreichungen oder Richtlini-
en in denen festgelegt ist, wie oft
und mit welchen Methoden sol-
che Standsicherheitsprüfungen
durchzuführen sind.“ Darin müs-
ste beispielsweise geregelt wer-
den, in welchen Zeiträumen und
wie intensiv Ingenieure Statik
und Konstruktionen einer Halle
überprüfen müssen, wie zum
Beispiel schwer zugängliche
Holzträger auf den Zustand des
Leims getestet werden, ob Pro-
bebohrungen gemacht werden
müssen und wie oft Metallkon-
struktionen auf Materialermü-
dung überprüft werden müssen.

Notwendige Kontrollen

Ein Grund für solche zusätzli-
chen Prüfungen ist auch, dass
immer mehr Werkstoffe einge-
setzt und Konstruktionen ange-
wandt werden, für die es keine
Langzeiterfahrungen gibt. Schai-
dinger: „Es stellt sich offenbar
heraus, dass Simulationen über
das Langzeitverhalten ausgereiz-
ter Konstruktionen nicht ausrei-
chend sind. Deshalb sind Kon-
trollen notwendig, um nicht
durch leidvolle Unglücke Erfah-
rungen sammeln zu müssen.“

Offene Frage

Kontrollen und Unterhalt ko-
sten Geld. Viele Städte und Ge-
meinden müssen wegen ihrer
problematischen Haushaltslage
sparen. Laut Städtetagsvorstand
wäre es allerdings zu einfach,
nur nach dem Staat zu rufen.
Ganz aus der Affäre ziehen dür-
fe sich der Freistaat aber nicht.
Er müsse für teure Sanierun-
gen von kommunalen Gebäu-
den seine Geldtöpfe aufmachen.
Noch offen ist in den Reihen
des Bayerischen Städtetags al-
lerdings die Frage, ob die staat-
liche Bauaufsicht ausgeweitet
werden soll frei nach dem Mot-
to „Vertrauen ist gut, Kontrolle
ist sicherer“. Derzeit wird darü-
ber in einem Arbeitskreis bei der
Obersten Baubehörde mit Vertre-
tern der kommunalen Spitzen-
verbände diskutiert. DK

Regionalkonferenz des Planungsverbandes Landshut:

„Mobilität in der Region sichern“
„Wir fahren am Beginn des 21. Jahrhunderts noch auf Trassen,
wie sie vor 100 und mehr Jahren angelegt wurden.“ Mit diesen
Worten schilderte der Vorsitzende des Regionalen Planungsver-
bandes Landshut und Simbacher Bürgermeister Richard Findl
bei einer Regionalkonferenz in Dingolfing die größtenteils unbe-
friedigende Situation der Verkehrs-Infrastruktur in den ländli-
chen und grenznahen Räumen.

Ein ausreichendes Maß an
Mobilität sei der Motor für Wirt-
schaftswachstum und Wohl-
stand, stellte Findl fest. Die Re-
gion werde sich mit ihrer Be-
nachteiligung durch unzurei-
chend ausgebaute Straßen und
Schienen nicht länger abfinden
und das Thema immer wieder
neu auf die Tagesordnung set-
zen. Dabei solle man sich auch
nicht durch den Hinweis auf den
schlechten Zustand der Staatsfi-
nanzen entmutigen lassen. „Wir
brauchen diese Gesamtschau,
um bei den verantwortlichen Po-
litikern und Fachbehörden end-
lich einmal ein Problembewusst-
sein zu erzeugen“, meinte Findl.

Zwei Fachleute von Format
hatten die Regionalkonferenz
auf die aktuelle Situation einge-
stimmt: Reinhard Entorf von der
Obersten Baubehörde bezeich-
nete Deutschland als das wich-
tigste Transitland der gesamten
EU. Nach einer Verkehrsprogno-
se sei mit einem Anstieg der Ver-
kehrsleistungen bis zum Jahr
2015 im Personenverkehr um 20
Prozent, im Güterverkehr um 64
Prozent zu rechnen. Im Transit-
güterverkehr werde sich das
Aufkommen sogar mehr als ver-
doppeln. Den Löwenanteil wer-
de mit knapp 90 Prozent im Per-
sonenverkehr und rund 70 Pro-
zent im Güterverkehr weiter das
Straßennetz zu bewältigen ha-
ben. Der Bedarfsplan für die

Bundesfernstraßen gebe Aus-
kunft darüber, welche gewalti-
gen Aufgaben in den nächsten
Jahren bevorstünden. Jedoch rei-
che das zur Verfügung stehende
Geld bei weitem nicht aus. 

Günther Pichler setzte sich als
Vertreter der Deutschen Bahn

durch neues Zugmaterial und ei-
ne bessere Vertaktung sogar
noch aufzuwerten. 

Weiteren Handlungsbedarf se-
he die Bahn auf dem Weg von
Passau nach München, fuhr Pich-
ler fort. Weder die Rottalbahn
noch die Strecke zwischen Platt-
ling und Landshut genügten den
Anforderungen eines modernen
Schienenverkehrs. Als Beispiel
nannte Pichler die Zeit raubenden
Begegnungen der Regionalzüge
im Bahnhof von Dingolfing.
Auch bei der Verknüpfung zwi-
schen der Straße und der Schiene
wolle man in der nächsten Zeit
Fortschritte machen. So müsse 
z. B. am Bahnhof in Landshut
dringend ein neues und größeres
Parkhaus errichtet werden.

Mit nur einer Gegenstimme
verabschiedete die Regionalkon-
ferenz eine Resolution, die nicht
weniger als 28 unterschiedliche
Projekte als dringlich für die Re-
gion Landshut bezeichnet. Die
Liste erstreckt sich von „Lebens-
adern“, wie der Autobahn A 94
und der Bundesstraße B 15 neu
über zahlreiche Staatsstraßen 
bis hin zur Marzlinger Spange
im Bereich der Schienenwege.
Auch das negative Erschei-
nungsbild der meisten Bahnhöfe
wurde in einer Sammelposition
abgehandelt. Verbandsvorsitzen-
der Richard Findl schloss die
Konferenz mit den Worten: „Ei-
gentlich ist man mit allen Bau-
maßnahmen im Verkehrsbereich
schon viel zu spät dran. Aber wir
haben nicht das Recht, zu resi-
gnieren. Und wir werden keine
Ruhe geben, bis auch in Nieder-
bayern die Infrastruktur spürbar
verbessert wurde.“ DK

Öffentlicher Personennahverkehr:

Landkreise können 
Kürzungen nicht auffangen

Präsident Theo Zellner einer Meinung mit Schweinfurts Landrat Harald Leitherer

Wird der ländliche Raum zum Stiefkind des ÖPNV? - Auf eine
Initiative des Schweinfurter Landrats Harald Leitherer äußer-
te sich jetzt auch der Präsident des Bayerischen Landkreistags,
Theo Zellner, besorgt über die Perspektive des öffentlichen
Personennahverkehrs im ländlichen Raum: „Die angekündig-
te Halbierung der Regionalisierungsmittel des Bundes an die
Länder für die Finanzierung des öffentlichen Personennahver-
kehrs in den nächsten vier Jahren wird sich für den ländlichen
Raum verheerend auswirken“, sagte Zellner.

„Die Kürzungen der Landes-
mittel, auch im Bereich der
Busförderung, können von den
Landkreisen letztlich nicht
mehr aufgefangen werden“, be-
tont Landrat Harald Leitherer.
„Höhere Kosten bei der Schüler-
beförderung werden die Folge
sein.“ Die Kürzungen bei Pend-
lerpauschale und beim ÖPNV
bestrafen die Arbeitnehmer im
ländlichen Raum doppelt, also
vor allem Flächenlandkreisen.
Die Folge ist der Rückbau des

öffentlichen Personennahver-
kehrs mit vielfältigen negativen
sozialen und ökologischen Kon-
sequenzen.

Der ländliche Raum darf
nicht zum Stiefkind des ÖPNV
verkommen, ist man sich einig.
Dabei reicht es nicht aus, wenn
im Entwurf des Landesentwick-
lungsprogramms nur eine stabile
Flächenbedienung für den länd-
lichen Raum sowie eine Verbes-
serung der Qualität als Ziel fest-
gelegt wird. Es müssen dafür

auch die erforderlichen Mittel
bereitgestellt werden, damit dies
nicht nur ein leerer Programm-
satz bleibt, so die Kritik.

Scheufele 
verabschiedet

Innenstaatssekretär Georg
Schmid verabschiedete in Augs-
burg den scheidenden Regie-
rungsvizepräsident Karl Micha-
el Scheufele und führte als des-
sen Nachfolger Josef Gediga ins
Amt ein. Schmid dankte Scheu-
fele für seinen besonderen Ein-
satz: „Trotz der relativ kurzen
Zeitspanne wurden während Ih-
rer Amtszeit und unter Ihrer
maßgeblichen Mitwirkung die
entscheidenden Weichenstellun-
gen für die Zukunft der Regie-
rungen getroffen.“

Richard Findl.

AG mit den Perspektiven für das
niederbayerische Schienennetz
auseinander. Als wichtigste Bot-
schaft hatte er eine Aussage 
für die so genannte Donau-Ma-
gistrale im Gepäck. Auch nach
Fertigstellung der Neubaustrek-
ke Nürnberg - Ingolstadt werde
es auf der Relation Frankfurt -
Wien über Regensburg und Pas-
sau qualifizierten Fernverkehr
geben. Zusammen mit der Öster-
reichischen Bundesbahn sei man
sich einig, diese Verbindung
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Döhla-Nachfolger Dr. Harald Fichtner:

„Ich will Hof bewegen!“
Handlungsfelder für eine sichere Zukunft

Die Hofer Bürger haben am 12. März nicht nur einen Oberbür-
germeister, sondern nach Aussage ihres neuen Rathauschefs Dr.
Harald Fichtner „die Kraft eines gewaltigen politischen Poten-
zials“ gewählt, das Hof nach vorne bringen kann. Die Chancen,
die Hof jetzt offen stehen, werden zum Wohle aller genutzt wer-
den, zeigt sich der neue Mann an der Stadtspitze überzeugt.

Ein unverzichtbarer Erfolgs-
faktor für die Zukunft, so der
40-jährige Rechtsanwalt, seien
ohnehin die guten Kontakte zur
Staatsregierung, gerade zu Mi-
nisterpräsident Dr. Edmund
Stoiber. Insbesondere die Unter-
stützung und die große Förde-
rung des Flughafens Hof-Plau-
en sowie die Verlagerung von
Teilen des Landesamtes für
Umwelt nach Hof signalisier-
ten, „dass uns die Bayerische
Staatsregierung enorm hilft“. 

Strategische
Stadtentwicklung

Auf Grund der geografischen
Lage, den Folgen der Wieder-
vereinigung und den Auswir-
kungen der EU-Osterweiterung
sowie durch Arbeitsplatzverlu-
ste, Abwanderung und durch
die demografische Entwicklung
gehöre Hof zweifellos zu den
„schrumpfenden“ Kommunen,
stellt Fichtner fest. Eine strate-
gische Stadtentwicklung müsse
diesen Prozess planen, begleiten
und umsetzen. Bei all diesen
Entwicklungen sei als oberstes
Ziel auf die Erhaltung der guten
Lebensqualität zu setzen, „weil
diese das Zentrum und der Ma-
gnet für Wirtschaft, junge Fami-
lien und Zukunftsprojekte ist“.
Fichtner: „Wenn uns dieser
Schritt gelingt, werden wir eine
Lebensqualität bieten können,

die den Bedürfnissen auch an-
spruchsvoller Menschen ent-
spricht. Hof - in Bayern ganz
oben - soll für Leben stehen, das
eine optimale Balance zwischen
materiellen und immateriellen
Werten bietet.“

Bündelung der Kräfte

Ein ganzheitliches Stadtent-
wicklungskonzept müsse die
richtigen Schritte für die Vision
eines neuen Hofs festschreiben
und umsetzen, betont der neue
OB. An vorderster Stelle stün-
den alle Maßnahmen, die den
Rückgang der Einwohnerzahl
stoppen. Es gelte, alle Kräfte
und Ideen aus der Bürgerschaft,
der Wirtschaft sowie den Verei-
nen und Verbänden zu bündeln,
zu vernetzen und für die Stadt
sinnvoll einzusetzen.

Professionelles Marketing

Daneben müssten alle An-
strengungen unternommen wer-
den, die die hohe Qualität der
weichen Standortfaktoren im
kulturellen, sozialen und sport-
lichen Bereich erhalten und
stärken. Das Stadtmarketing sei
professionell zu betreiben, um
die Funktion der Stadt Hof als
Oberzentrum zum Wohle von
Handel und Wirtschaft zu stär-
ken und besser zu vermarkten.
Hof müsse sein Image regional,

aber auch überregional deutlich
profilieren und verbessern.

Die ehemalige Grenzstadt
soll nach den Vorstellungen des
neuen OB künftig wie ein 
Wirtschaftsunternehmen geführt
werden, mit einem Rathaus als
modernem Dienstleistungszen-
trum. Die Politik der Haushalts-
konsolidierung sei dabei konse-
quent fortzugesetzen. Die Chan-
cen, die eine effiziente Verwal-
tungsorganisation und die Ko-
operation mit privaten und öf-
fentlichen Körperschaften bie-
ten, müssten genutzt werden.

Die hohe Attraktivität von
Hof als Einkaufsstadt müsse er-
halten bleiben und gemeinsam
mit dem Handel ausgebaut wer-
den. Besonderes Ziel: die Stei-
gerung der Erlebnisfunktion der
Innenstadt. 

Wirtschaftsförderung 
ist Chefsache

Zur absoluten Chefsache hat
Fichtner indes die Wirtschafts-
förderung erklärt. Die drei zu-
kunftsweisenden Projekte Auto-
mobilzulieferpark, Ausbau des
Flughafens Hof-Plauen und die
Verlagerung des Landesamtes
für Umwelt müssten als Pfei-
ler der Zukunftsfähigkeit Hofs
massiv unterstützt und weiter-
entwickelt werden. Ohne Aus-
bau des Flughafens werde die
Linie Hof-Frankfurt sterben.
Dies müsse verhindert werden.

Image verbessern

Die Hofer Symphoniker, das
Theater Hof und die Hofer
Filmtage stellten starke Magne-
te für die kulturelle Anzie-
hungskraft Hofs dar. Es gelte,
sie in Zukunft besser zu nutzen,
um das Image Hofs auf nationa-
ler und bayerischer Ebene zu
verbessern, die Stadt als Ober-
zentrum und Mittelpunkt der
Region zu stärken und sie als

Wirtschaftsstandort weiterhin
attraktiv zu halten.

Bildung im Fokus

Gute Bildung ist die beste In-
vestition in die Zukunft. Die
große Bildungsbreite und Bil-
dungsqualität in Hof gelte es zu
erhalten und, wenn möglich, zu
steigern. Das breite schulische
Angebot müsse gepflegt und
fortentwickelt werden, betont
das neue Stadtoberhaupt. Nach
der Sanierung von Sophien-
schule und Schiller-Gymnasium
seien in den nächsten Jahren un-
ter anderem Longoliusschule
und Hofecker-Schule an der
Reihe. Die Dreifachturnhalle am
Saaledurchstich sei unabding-
bar notwendig. Die Volkshoch-
schule Hof/Stadt gelte es zu er-
halten. Die Potenziale der Fach-
hochschule müssten gerade bei
der Entwicklung des neuen Wirt-
schaftsfeldes „Wasser-Know-
how“ bestmöglich genutzt wer-
den, um sich damit internationale
Geltung zu verschaffen.

Integrationspolitik

Fichtner: „Auch die gute Be-
treuung vom Säugling bis zum
Schüler werden wir ausbauen.
Krippen und Hortplätze sind
in ausreichender Zahl vorhan-
den und müssen in dieser Dich-
te der zukünftigen Bevölke-
rungsentwicklung angepasst wer-
den. Der steigenden Anzahl von
älteren Mitbürgern muss Rech-
nung getragen werden.“ Für ein
friedliches Miteinander aller
Hofer aus allen Generationen
und aus allen Kulturen müsse
eine kommunale Integrations-
politik die dazu nötigen Rah-
menbedingungen schaffen.

Fazit: „Hof hat eine gute Aus-
gangsposition.“ Die Grundstei-
ne hierfür sind Fichtner zufolge
von der CSU gelegt worden.
Mit der Bündelung aller Kräfte
und einem Oberbürgermeister,
der sowohl über eine kaufmän-
nische als auch eine juristische
Ausbildung verfügt, und dem
eine qualifizierte Mannschaft
zur Seite steht, stünden die
Chancen sehr gut. DK

Bürgermeisterversammlung/Landkreis Rosenheim:

Kindertagesbetreuung
im Mittelpunkt

So schnell wie möglich wollen die Bürgermeister des Landkrei-
ses für klare Verhältnisse bei der Kindertagesbetreuung sorgen.
Bei der Gemeindetagsversammlung in Fischbach sprachen sie
sich für eine zügige Umsetzung des neuen Bayerischen Kinder-
bildungs- und -betreuungsgesetzes aus. Hilfreich wird dabei in
vielen Fällen der Blick über die Gemeindegrenzen sein.

Zahlreiche Vorgaben des neu-
en Gesetzes dürften nämlich ge-
rade von kleineren Gemeinden
nur sehr schwer zu erfüllen sein.
Die interkommunale Zusam-
menarbeit sei deshalb, wie der
neue Leiter des Kreisjugend-
amts, Johannes Fischer, erklärte,
gerade bei der Kindertagesbe-
treuung unabdingbar. Die Not-
wendigkeit, Kindertageseinrich-
tungen zu schaffen und beste-
hende zu erhalten, zeige sich im-
mer deutlicher. Im Landkreis
Rosenheim seien nachweislich
überproportional viele Mütter
berufstätig. Dies lasse den Be-
darf an entsprechenden Betreu-
ungsstätten ständig wachsen.

90-Prozent-Quote

An die Bürgermeister appel-
lierte der Jugendamtsleiter, über-
regionale Einrichtungen wie die
Waldorf- oder Montessori-Kin-
dergärten unbedingt zu erhalten.
Damit würde das im Gesetz ge-
forderte „vielfältige Angebot“ in
der Kindertagesbetreuung gesi-
chert. Darüber hinaus empfahl
Fischer den Gemeinden die An-
erkennung aller Plätze in den be-
reits bestehenden zwei Kinder-
krippen und in den sieben Kin-
derhorten.

Als bedarfsnotwendig sollte in
den Kindergärten auch die 90-
Prozent-Quote für dreieinhalb
Jahrgänge anerkannt werden,
ebenso im Bereich der Ta-
gespflege die Anträge des Tages-
elternservice (TES). Aus der Tat-
sache, dass im Landkreis Rosen-
heim 73 Prozent der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer
nicht an ihrem Wohnort tätig

sind und pendeln, leitete Fischer
die Überlegung ab, dass es für
manche Kommune sinnvoll sein
müsse, Plätze in Einrichtungen
anderer Gemeinden anzuerken-
nen. Unter diesem Gesichts-
punkt seien auch Gastkinderre-
gelungen und die Berücksichti-
gung der Schul- und Kirchen-
sprengel neu zu überdenken.
„Wir müssen die Kontinuität in
der Entwicklung der Kinder si-
chern,“ forderte Fischer, der den
Bürgermeistern in schwierigen
Fällen die Beratung durch das
Kreisjugendamt zusicherte.

Ein weiteres Thema der Sit-
zung war die Unterbringung von
Obdachlosen. Nachdem es in
diesem Bereich noch einige
rechtliche Grauzonen gibt, emp-
fahl Direktor Konrad Dillkofer
vom Bayerischen Gemeindetag
in München den Gemeinden die
Bildung eines eigenen Arbeits-
kreises wie im Nachbarlandkreis
Ebersberg. Dort habe sich die
„Zentrale Fachstelle zur Verhin-
derung von Obdachlosigkeit“
sehr bewährt.

Dass diese Problematik vielen
Gemeinden auf den Nägeln
brennt, machte die rege Diskus-
sion deutlich, wobei sich heraus-
kristallisierte, dass neben den
zentralen, größeren Orten vor al-
lem jene Gemeinden mit Asylbe-
werberunterkünften und Justiz-
vollzugsanstalten ihre liebe Not
mit Obdachlosen und Nichtses-
shaften haben. Rohrdorfs Bür-
germeister Fritz Tischner, Vorsit-
zender des Kreisverbands Ro-
senheim im Bayerischen Ge-
meindetag, sagte jedenfalls zu,
sich um die Bildung eines Ar-
beitskreises zu kümmern. DK


